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Vorrede. 



JJie Staats -Wirthichaft, welche sich zuerst mit 
der I^enntnifs der Staats -Bedttrfnifse und deren 
Befriedigungs - Mittel beschäftiget^ wird ebea 
durch die so grofse Menge heterogener Theile 
der Befriedigungs - Mittel ausserordentlich ver- 
wickelt,' ausgedehnt und ihre Erhebungs-Art 
kostspielig. Man nehme nur einmal die Rech- 
nungen eines kleinen Sta^tea zur Hand, oder 
einen Etat, und man. wird eine fast unendliche 
Menge so verschiedener Staats -^ Gefälle darinil 
finden, dafs man sich wundert,, wie es mOglicb 
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uty eine systemathche Ordn'ung und eine pünkt- 
liche Richtigkeit in das Finanz -System und das 
Rechnungs -Wesen zu bringen, und diese Ord- 
nung zu handhaben. Eben diese so grofse 
Menge mannigfaltiger Abgaben der Bürger macht 
auqh eine grofse Anzahl von Beamten und von 
Arbeiten nothwendig, welche dem Staats -Ein* 
komme^n einen demliehen Theil Einkünfte weg 
nehmen. 

Sollte es nun nicht mÖgMch seyn, die Quel- 
len der Staats-Befriedigungs-Mittel auf wenigere 
-zu rcduziren, dadurch die Erhebungs-Art leich* 
ter und weniger kostspielig zu machen , und 
doch dem lezten Zwecke eines Staates, dem 
r^ational -Wohlstande, nicht hinderlich 
zu seyn P Diese Möglichkeit sollte allerdings be- 
iweckt werden können, wenn man die rechten 
Mittel anwendet, ein zweckmässiges Finanz- Sy- 



9tein und ein gut eingerichtetes Rechnungs^We- ^ 
^en anzuordnen. Es ist keinem Widerspruche 
unterworfen, dafs, wenn man die viekrlcy und 
oft so heterogenen Quellen der Staats - Abgaben 
nur auf wenige zurück sezt, auch die Zahl der 
Beamten und die Menge der Arbeiten kleii^er 
werden, und dafs es dem Bürger einerley seyn ' 
müsse, unter w^elchen Benennungen er seine 
Abgaben entrichte, oh unter vielen -- oder un- 
ter wenigen? — 

' Das physiokratische System hatte nur eine 
Abgabe, und zwar die auf Grundstücke fest ge- 
sezt, und seine Realisirung konnte nur haupt- 
sächlich deswegen nicht in Ausführung ge- 
bracht werdd^, weil die Klasse der Landbebaue;r 
nicht im Stande war, die nüthigen Vorschüsse 
für 'alle übrigen Klassen der Staats - Bürger zu 
machen. Wenn dieser lUasscv aber auch die 
\ 
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Ge^erba - Klasse, die Regalt und die 
Konsumtions • Steuern der gröfsern 
Bequemlichkeit, des Vergnügens und 

i 

des L'uyys zu Hülfe kommen, so sollte es al« 
lerdings möglich seyn, besonders wenn man die 
Entrichtungs ^ Zeit dieser Staats - Abgaben auf 
geschickte Termine eintheilet. 

Dies war die Absicht gegenwärtiger Unter-i 
siichun^ und Abhandlung. ' In wie fern nun 
dieselbe dadurch erreicht sey, und ob sie sich, 
wie ich fe6t überzeugt bin^ ohne dem National« 
Wohlstände Hindernifse iA den Weg tu legen,^ 
ausführen lasse f Das. mOgen. die praktischen 
Staatswi^the entscheiden. Für «licl^ soll es Be- 
lohnung genug aeyn, durch gegenwärtiges. Werk- 
eben, den St^atswirthen zu Vereinfachung deir 
Staat^-rBefriedigungs- Mittel eine vielleicht aus-, 
luführende Idee gegeben zu haben* 
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Ich bähe die Grundsätze von Adam Smith 
in Bearbeitung dieser Abhandlung anzuwenden 
gesucht, weil sie mir als. die für eine gute 
Staatswirthschafts - Verfassung zweckmäfsigsten 
Vnd gleichesten schienen, und weil sie dem 
reinen Einkommen der StaatsbUrgei^ äiii ange* 
messensten sind. Da, wo ich zuweilen von 
den Grundsätzen Smith's abwich , habe ich die 
GrUnde für meine Me^'n^ung angegeben , weil 
ich dabei eine leichtere und b^estimihtere Er« 
hebungs-Art zum Zwecke hatte ^ welche soWol 
in der Erfahrung, als auch in ^er Ptäxis sich 
sicherer anwenden lassen wird. Wet m der 
Staatswirthschaft praktisch arbeitet^ wird mir, 
durch Erfahrung übeirzeugt^ nicht Unrecht ge^ 
ben, dais ich an die Stelle der so kostspielige^ 
und den Veränderungen so. sehr üntei^vorfe^ 
a<n Erhebungs-Art der Konsuintions^ Steuer 
die G e w erb - S t e u e;ir nach bestimmteü kla«« 
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Ben ittie^ da leztere, im Grunde befrachfef, 
eigentlich auch nur Konsumtions* Steuern, aber 
nicht der WiUtÜr des Verzehrenden so siehr 
unterworfen — ' und daher für die Gewifsheit 
der Fiiianzwirthschaft in Festsetzung der Staats- 
Befriedigung« -Mittel bestimmter sind. 

Der Verfasser. 



^iLm Statt wt die Vereinigung eisten 
Menge Menschea. Allgemeine Sicherheit 
ihrer Person und ihres Eigenthums war der Zweck 
dieser Vereinigung. Die Mittel zu di<^sem Zwecke 
erforderten Aufwand, welchen zu tragen, der 
susammen getretenen Gesellschaft -oblag. Die 
Regierung dieses Staates konnte nicht von allea 
Mitgliedern der Gesellschaft zugleich besorgt wer* 
den. Es war ein Centrum nöthig, dies bestehe 
aun aus einer oder mehreren Personen, von Wel- 
ehcr die Kraft -Anwendung für die nOthige Si- 
cherheit ausgehen mußte. Dieses Centrum hat 
durch die Zusammentretung und Bildung eines 
Staates das Recht erlangt, von den Bürgern des- 
selben ihren Beitrag für die öffentlichen Bedttrf-- 
nisse zu fordern. Sicherheit der Pefsoh und des 
Eigenthums ist also der Hatiplsweck einer Staate* 
Verbindung. 



Da nun die Handhabung der Sicherheit ei. 
nen Aufwand Verursachte^ so iuufste ea Bediitr 

I 



gU9g werden, dafs die Mitglieder denselben über 
$ich nahmen und zwar jedes nach dem Zustande 
seiner Verhältnisse , wie es mehr ader weniger 
den Genufs der Sicherheit nöthig hatte. Jeder 
Bürger mufs den Zweck deji Staats »wollen» da- 
her auch die Mittel zu demselben. Diese Mittel 
können nun nichts anders, se^n, als zweckmäa^ 
sige öffentliche Ans^talten^ wcicfar, 4ic innere 
und äussere Sicherheit bewirken. Diese öf- 
fentlichen Anstalten . erheischen Staats -Aufwand« 
welcher aus. dem Staats - Eigenthume erhoben 
werden mufs. . VjQter das Staats^lgigenthum g^ 
hören alle GiitcTy alles Vermögen jedes Staats- 
bürgers, und dieser ist schuld;|g^ aus seinem Ver- 
mögen den ihn .yerhältniismäf&ig treibenden An- 
theil zur Einrichtung und Erhaltung der öfi*ent- 
licben Anstalten abzugeben, wenn der S^aa.t 
oder der Suverän nicht so viel eigenes Staats- 
Einkommen hat, . davon die aufzuwendenden 
Kosten l^estritten werden können. Unter die 
jLnner« Sicherheit köinive^ gerechnet werden: 
die Erhaltung und die Würde der Regierung 
und der Staats -Diener, die Justiz '• und Polizey- 
• Pfleger, unter, di^ äussere hingegen, die 
Mafsre^eln, welche, der Staat gegen andere Staa- 
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t^n und gegen auswärtige Feinde zu seiner Vei:- 
theidigung nehmen mufs; Der Staats «Aufwand 
erfordert also Staats- Einkommen. Das Staats- 
Einkommen reicht zu, wenn es der Gröfse des 
Staats -Aufwand es völlig angemessen . ist, wenn- 
alle Anstalten , die die innere und shissere Si-* 
cherheit nathwfendig machen, davon bestritten 
werden können. Das Staats- Ein kqmmen kann 
ursprünglich nur aus dem Eigen thume der Bflr- 
ger genommen w^erden^ und zwar entweder so, 
dafs dieselben dem Suveran,. welcher den Stattt 
repräsentirt , als sclchem, Capitale eigenthüm- 
Uch tiberlassen, oder so, dafs sie ihm aus ihrem 
Eigenthume ein Einkommen geben. Diese Ab* 
gaben spUen die Bürger aber auch nur von ih* 
rem reinen Einkommen leisten, das heij&t, von 
demienigea Ueberschusse, welcher ihnen von 
ihrem stehenden und umlaufenden Capitale übrig 
bleibt, und zu unmittelbarem Verbrauche ver- 
wendet werden kann. Sie, die Abgaben, .müs« 
sen also gemafsigt seyn, und derStaats-Aufwand 
iriufs sich daher einschranken. Mäfsigkeit 
und Nüzlichkeit sind die zwey Gesichtspunkte, 
welche der Staat immer vor Augen haben mu& 
Die M ä f s i g k e i 1 9 damit dem Bürger von seinem 
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reinen Einkommen noch etwas übrig bleibe, und 

dadurch der National -Wohlstand nicht in Still- 
st 
stand gerathe^ Die Nüzlichkeit, um durch 

den allgemeinen Aufwand auch den Staatszweck . 
so zu erri^^chen, dafs er nicht nur die Sicherheit 
gefwährt^ sondern auch ein Beftirderun^s- Mittel 
des National- Wohlstandes wird. Die öfTentli« 
chen Ausgaben können sich tiur nach denjeni- 
gen Ansdalteu richten, die der unmittelbare 
^ Zweck des Staates erheischet, sie sind nur als die 
Mittel anzusehen , um die allgemeine Wohlfahrt, 
inrelche der lezte Zwebk einer Staats - Verbin- 
dung ist, zu erreichen. Ganz falsch würde der 
Grundsaz seyn, wenn man ihn aus dem Gesichts- 
punkte betrachtete, dafs diese Einrichtung, nicht 
um die Absicht der gesellschaftlichen Verbin- ^ 
düng zu erzielen, sondern um von den Bürgern 
Einkünfte zu erheben, getroffen worden sej. 
Dieser Grundsaz wäre für die oberste Gewalt 
sehr erniedrigend und müfste die^schrecklichsten 
Folgen hervorbringen. Man denke sich, wenn 
die oberste Gewalt immer nur auf die Vermeh- 
^ rung d^r Einkünfte bedacht wäre, und die Bür- 
ger hergeben müfsten, was ihnen nur aufzubriii« 
gen und abzugebea möglich wäre, weiche Resul* 
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täte am Ende herauskommen wOtdenP Ist der 
Staats -Aufwand so groi^; dafs das ganze ^eine 
Einkommen der Bürger darauf gehet, jedoeh das 
stehende und umlaufende Capital unangetastet 
bleibt^ so entstehet ein Stillstand im National- 
Wohlstande . und der Bürger kann nichts vor 
sich bringen; greifen aber die Abgaben das Ca- 
pital an, so gehet der Staat zu Grunde. Je mehi^ 
also der Bürger nach Abzug der Staats- Abgaben 
von seinem reinen Einkommen übrig behält, 
desto mehr vergrdfsert sich der National -Wohl^ 
stand, und dann kann auch bei unvorhergesehe- 
nen Zufällen, wo temporelle Staats - Ausgaben 
gröfser als gewöhnlich geleistet werden müssen, 
desto mehr auf ihn gerechpet werden. Ohne 
Einkommen lassen sich keine Ausgaben denken« 
Jenes mufs also diesen vorausgehen. Der Staat 
mufs Sorge tragen, dafs die einzelnen Staatsbür* 
ger ungestört durch ihren Fleifs und ihre Kralt- 
Anwendung sich ein Einkommen zu verschaifeii 
im Stande seyh können« Diese Ungestörtbett 
der Kraft -»^Anwendung der Staatsbürger ist nut 
in ein^r vollen Freiheit des Gewerbes für jeden 
einzelnen Bürger zu finden. Der Zusammentritt 
in eine Staats •Verbindung geschähe ursprüngUcfc 



»Uley als aveb des National ^"WoUstandea, ftiv 
aiod ^ 

S) Ldndwirthschafty 

2) Forstwirthtchaft« 

3) Bergbau, 

4) ^anufakturwcsea, 

^ ^und ■ ^; _ 

* SÖ^ Handel. 

Haiqpt -Hindernisse des National -Wohlstan* 
des und vonttglicli des Anbaues des Landes, w^l- 
che zwar einiger Mafsen in Deutschland, aber 
noch nicht ganz in Europa aufgehoben sind, wa- 
ren bisher Feudalwesen, Leibeigenschaft, Frohn- 
dienste und das^ Verboth eines freyen Handels* 

xSrsteres brachte oft sehr grofse Ländereyen un*«^ 
ter den Alleinbesitz eines Einzelnen, einzelner 

-Familien und Gemeinden durch das Erstgebnrts-* 
Recht, durch das Maiorat ik dgl. Wurden der* 
gleichen Ländereyen selbst gebauet, i^nd es ge» 

. aohah durch Leibeigene oder Frohndienste, so 
teufst e die Arbeit s<!hlecht' ausfallen, aufserdcm 
aber kann der Besüi^er eines grofsen Gutes das« 
selbe nie so rqrtheilbiift benutzen, als wenn es. 
unter Mehrern in kleinem 7heilen getrennt w£re. 
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Die Leibeigensehaft ist &tr elendeste Zu« 
stand y eine Sclaverey, die niemals einen Nafio* 
Hai-Wohlstand aufkoinmeo läfst, und wie seh» 
ilitn Frohndienstpfiichtigen ihre eigene Arbek 
dadurch gehindert, sauer und oft verderblich 
gemacht wird, brau)che ich nicht zu be Weisen. 
Afan hat schon zu viel davon gesagt und' ge- 
schrieben« Auch das Venboth eintes freyen Han^ 
dels und besonders auch das Verboth einer 
frejen Ausfuhr des Getreides wird in den mei«* 
sten Fällen dem National «Wohlstande Schaden 
bringen. Nut in wenigen Fällen, biei Mifswachs, 
in unfruchtbaren Jahren, bei. Krieg, mag das 
^ Verboth, Getl*eide ausser Landes zu VeriüAufen, 
nützlich seyn , weil sonst der Korawucher als<^ 
dann bald die grafste Noih hervorbringen wür- 
de. Regierongen, welche deswegen die Ge- 
treide* Ausfuhr verbieten, damit das Brot wol^l- 
feil in ihrem Lande bleibe, werden auch ihr Land 
nie auf einer hohen Stufe voi|' Wohlstand er*^ 
blicken. Einem Staate, welcher zu wenig Korn^ 
hat, braucht man die Ausfuhr nicht zu verbie- 
ten, es b}eit»t schon von selbst im Lande. Eben 
so gehet es auch mit dem Staate, der nur so viel 
bftt^ als er bedarf. Hai der Staat aber abrig, 



^ni fr mufs es unter s|cb seibat so gut als^mög* 
lieh absetzen, so ist und bleibt National -Wohl^ 
«tand eine Chimäre. Träte aber auch Ein M^l 
der Fall ein, dafs eine solche Regieruag ihven 
Ueberfluis an das Ausland abgeben woAlte, se 
wirld die andere Regierung, . We&n sie aadei^ 
nicht Noth^ leidet, jetzt auch sperren, damit sie 

^ nicht in einen Passiv- Handel gerathe. Möglich* 
•te Freiheit, Hinwegräumung aller Hindernisse; 
z\yeckjnäfsige Mafj^regeln zur^ Beförderung unjd 
ErleichteriiBg des CapitaU Umtriehes der Staats^ 
httrger kanii^ allein den Nation al«^ Wohlstand er- 
höhen« AUe übrigen. Kuniimittel und AnstaU \ 
ien, -welche eine Regierung anwendet, werden 
immer zweck- und fruchtlos bleiben.. Es* ist 'ge^ 
gen meine. Absicht , mich tiefer in die Regeln 
der Bezweckung des National- Wohlstand*es ein* 
zulas^^i^. Wet diese wissen will, der lese 
Adam Sinith's vortreffliches Werk entweder 

' in originali oddr in Garve's Uebersetzung. Die 
darin aufgestellten Grundsätze in Ansehung der 
Beurtheilung der Handelsbalanzen sind hiezu Vor- 
züglich zu empfehlen« Vorausgesetzt Wun, das 
Staats -Einkommen, wovon die Staatsbedürfnisse 
bestritten werden «oUen , wäre hinlänglich und 
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£weckmii'isig geordnet, und man hätte die Ele- 
mente des National • Wohlstandes völlig itt 
Kenntnifs gebracht, so fragt es sich: 

fVa^ soll von dem Staats "Ankommen hefrie^ 
^ digel werden? oder^ welches sind die Staats^ 
hedürfnissey die die Bürger aus ihrem Eigene 
thume zu bestreiten haben? 

und 
PVödurch sollen die StaatsbedUrfnisst bestritt 
ten werden? oder, welches sind die Befriedi" 
gungs^ Mittel der StaatsbedUr/nisse? ^ 

Die erste Frage, wie wir, oben gesehen ha- 
ben, beziehet s^ch auf. die innere und äussere 
Sicherheit. Es mufs also daran liegen, zu «r^ah- 
ren, was. für Bedürfnisse diese beiden Gegen- 
. ttände nöthig haben. Gehen wir auf dea ur* 
aprttnglichen Zweck der Staats -Verbindung zu- 
rück^ den wir, in die Sicherheit der PersDn und 
des Eigenthumes gesezt haben, so wird die äus- 
sere Sicherheit der erste abzuhandelnde Gegen- 
stand. Diese- erfordert heut zu Tage, leider, 
«inen enormen Aufwand, weil sie allen Mach- 
ten itiimer aufrecht stehende Heere nöihig 
inachtV Entstehet ein Kri^gi so kosten die Zut 
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cttstuA^eii eine a^lioii sehr grofse Summe , dicf 
xyo nicht schon vorräthig, doch wenigstens in 
.aller Schnelle herbeigeschaft werden mufs. Hier 
nun zeigt sich der National - Wohlstand in sei- 
ner wahren Gute. Ist er im Flor, so sind die 
Summen augenblicklich beisammen, und die Re- 
gierung hat nicht ndthig, so grofse Summen al4 
Vorrath zu satnmeln und todt hinzulegen; denn 
sie werden dem umlaufenden National - Capitale 
entzogen. Ist aber der Staat im Stillstande oder 
gar in. der Abnahme, so ist Vorrath unumgäng- 
lich nOthig, der Staat aber auch zu bedauern ; 
denn im Stillstände bleibt er alsdann nicht 
leicht, weil die Abgaben, welche ohnehin schon 
das r^ine Einkommen wegnehmen , (sonst wäre 
der Staat nicht im Stillstande) durch die Fort- 
dauer des Krieges ungleich vergröfsert werden. 
Vielleicht war auch der aufgehäufte Vorrath 
die Schuld am Stillstände. In dem Zustande der 
Abnahme hingegen wird er nun freilich auf. sehr 
lange Zeit, und, wo ihm nicht wieder aufge* 
helfen werden kann, auf immer ruinirt bleiben. 
Aber auch selbst im Frieden jaeben dem stehen- 
den Heere der Krieger vergröfeert sich der 
Staats-Aufwand fttr die äufsere Sicherheit durch 
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die Gesandtschaften, welch« mit fchweten Kostea 
an auswärtigen Höfen erhalten werden müssen^ 
durch den Festungsbau ün^ seine Keparationen 
an den Grenten. Grofse Staaten sind- in dieser 
Rücksicht weit unglücklicher als kleine, weil 
gemeiniglich an ihrer Spitze ehrgeizige, habsttch-^ 
tige MÄnner stehen, die nur durch Vergröfse- 
rung ihre Leidenschaften^ befriedigen wollen* 
Bekannt mit ihrer Staatskraft suchen sie dieselbe 
zu Befriedigung ihrer Leidenschaften anzuwen* 
den, und kommen oft entweder aus Blindheit 
iider dui^ch" unvorhergesehene Zufälle in einen 
weit tiefern Staats - Aufwand, als d^e Staatskraft 
ordentlich zu tragen vermag. Sind aber auch 
an der Spitze grofser Staaten ganz leidenschafts- 
lose und nur ftir das Wohl ihrer Nation be« 
dachte Männer, so zwingt sie der Ehrgeiz und 
die Habsucht änderet; Staaten zu' einer immer 
fertigen Rüstung, zu stehenden Heeren nnd alao 
zu eben diesem Aufwände. Sie sind es der £ik 
imltung ihres Anscheins schuldig, um nicht selbst 
Gefahr^ zu laufen , ein Raub ihrer ehrgeizigen 
Nachbarn zu werden. So war es Ludwig der • 
Vierzehnte von Frankreich, welcher durch seine 
«iü)egrenzte 'VergrO|iie.ruags *. Sucht djie Mde» 
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Ifächte £uropen$ in die betrfibte Nothweitdif-) 
keit versezte, durch aufrecht stehende Heere, 
die er sieh selbst anschaffte, seiner Leidenschaft 
Einhalt zu thun^ und sich von der. Gefahr, un- 
terdrückt zu werden . zu befreyen. Dafs. dieses 
einen fürchterlichen Staats - Aufwand verur« 
sach(e) kann nur derjenige wissen, welcher sich 
damit beschäftigt hat, die Ausgaben, welche ein 
«tehendes Heer kosten, tusawmen zu rechnen*. 

Kleinere Staaten , welche in ihrer Krajft 
und in ihrem Ehrgeize beschränkt sind, haben 
die grofsen stehenden Heere nicht nOthig. Ihre 
Staatsklugheft räth ihnen, sich. an einen mäch- 
tigen Staat anzuschliefsen, welcher ihnen ihren 
öffentlichen Zustand garantirt. Ihre Lage, die 
Umstände der allgemeinen Staatspolitik und 
deren Gleichgewicht zeigt" ihnen die gröfsere 
Macht, an welche sie sich anschliefsen müssen. 
Eben diese kleinere Staaten können nun, weil 
^iÜT Einflufs in das allgemeine politische System 
unbedeutend ist, sie also den sonst dazu erfor- 
derlichen Aufwand ersparen können , unter der 
Garantie des mächtigern Staates ihre Einrichtifn- 
gen tat den National -yV^ohlstaitd d^sto lingehin- 
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Werter ün4 iweckmüfinger freffi^ii. Sie kOlinea' 
sieh deswegen auch nicht durch ihre ätifsem 
VerhKUnifse init andiern Staaten zu einenl grof« 
tfen Aüfwtfflde für: die fiuftere Sicherheit ge- 
Avungen finden. - Kur in dem Falle,' wenn der 
gr^feere Staat, an den -sie sith angeschldisen 
haben, grofse Forderungen an sie mach t^ haben* 
•ie keinen Vortheil davon, denn diese Forde- 
rungen können eben die Summe ersteigen, wel- 
che der stehende Soldat ihnen verhaltnifsmäfsig 
verursacht 9 oder wenn er ihnen auch eine be- 
stimmte Menge stehenden Militärs zur Bedin- 
gung macht. Uebrigens ist sowohl in grofsen 
als kleinen Staaten der stehende Soldat, beson- 
ders in Friedenszeiten und sein kostender Auf« 
wand, wenn er dem Verhaltnifse des reinen 
Einkommens der Bürger zweckmäsflg angepafst 
ist, kein so grofses Uebel. Die verzehrende 
Kiafse wird ^durch ihn vergrülsert^ und di« Na** 
tional-Gewerbsamkeit findet mehr Absatz, wird 
8ls9 befördert. Ist aber d^s stehende Militäi^ 
an>ungieichem Verhaltnifse mit deui reinen £ln<* 
kommen der Bürger, und Übersteigt es den or- 
dentlich bestimmten Aufwand, so^ dafs der all« 
femeine WohistaiuL darunter leidexi rnuig, wit 
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es die gege9w$rtige£pocke der Statts^olitHi mi^ 
9JAik zu briDgen acheint, ap ist der stehende Si^ 
d»t ein sehr ruinirendes Ue]>eli welches dem Na« ^ 
tional- Gewerbe eine Menge Hände enttieht, de^ 
sen schreckliche Folgen hal4 oder spat gewüSi 
4U6hrechen müfsen, und gewöhnlich ein fÜrch* 
t^erliches £xi4c nehmen. 
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Die ^ Fortsetzung eines solchen Aufwandes 
r die äufsere Sicherheit, welcher so ungeheure 
Summen verschlinget,, ist für eine lange Dauer 
unmöglich. Es mufs endlich von selbst aufhö- 
ren, und so kann di^se Unmöglichkeit der Fort- 
setzung die entfernte Hoffnung, wo nicht au ei- 
nem ewigen, doch wenigstens zu einem langen 
frieden, nicht als Postulat der Vernunft^ son- 
dern als eine Unmöglichkeit der Fortsetzungf 
hervorbringen. 

Betrachten wir nun den Staats -Aufwand 
Ton der Seite^ der Innern Sicherheit, so hat der 
Bürger dreyeriey Arten von Abgaben zu leisten^ 
Die Eine beziehet >ich auf die allgemeinen 51^ 
fentlichen Anstalten, welche i sich unmittelbar 
aus dem Zwecke des Staats herleiten, und die 
wurde u#d das An^eh». de4^ Hegiej^ung, di^ 



•— 17 -* 
Justiz und Polizey r Pflege, und die ErhaUung der 
dazu nO^higen Diener ausmachen. Die andere 
begreift die Sicherheits - Polizey der einzelnen 
Orte, die Orta-Polizey,N welche die; Bürger jeder 
Gemeinde für sich allein zu bestreiten haben, 
und die dritte Art umfafst diejenigen Ausga- 
ben, welche der Staat auf die Hülfs« Mittel zur 
Beförderung des Gewerbs und Handelsfleii'ses, 
also mittelbar zum Befaitfe des National «Wohl- 
Standes, anwendet. 

Was- nun die Würde und das Ansehen der 
Regierung oder der obersten Gewalt hetriCt^uo. 
ist deren anständige Erhaltung in der Natur der 
gesellschfiftlichen Verbindung selbst gegründet* 
'Der Suvera'n, als solcher, mufs schlechterdings 
da) Aecht haben, xuerst seine Bedürfnifse voa 
dem Staats - Einkommen weg zu ziehen , da er 
neben der schweren und drückenden Last der 
Regierung nicht noch für seine eigenen Bedürf-^ 
nifse sorgen kann. Unter diese Bedürfnifse 
rechne ich auch diejenigen, welche zut Erhalt 
tung der Würde und des Ansehens des Staates 
gehören. Aber er hat moht das Kecht unge- 
beure Vench Wendungen zu machen.. DasSt««t<» 
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Eihkommeni welches ihm die Bürger au» ihren 
£igeiithuine, aus den Früchten ihres Fleifses; aus 
dem Schweifse ihres Aligesichtes ^ ' entrichten^ 
mufs ihm ein Heiligthum seyuj das er nur , wie- 
der für ihre Wohlfahrt anzuwenden, schuldig 
ist. Ein Staats- Einkommen, welches die Bürger 
ihm nur im unbegrenzten Vertrauen einer recht- 
lichen und weisen Verwendung und lur Erzie- 
lung des lezten Staatszwecks, der allgemeinen 
Wohlfahrt, abgeben ! Willkürliche Verwendung; 
der öfifentlichen Staats -Gelder, welche ein Su- 
verän je naeh seiner Leidenschaft, ohn^ auf den 
Staatszweck ' .Rücksicht . zu nehmen , tnacht j ist 
eine affenbare Ungerechtigkeit, und heifst, sich 
an den sauer «rworbenen Früchten des Fleifses 
einer Nation vergangen. An Msitressen und 
Lieblinge ungeheure Summen versch wen den» 
heifst einen Diebstahl an der Nation begehen. 
Wenn aber' der Suverün die allgexuein aner- 
kannten grollen Verdienste eines Mannes beloh« 
net, weldher dem Staate grofse Dienste und 
Nützlichkeit geleistet, so handelt er weise und 
gerecht y denn geleistete Dienste belohnen, heifst 
KU künftigen aufmünt^n« Uebrigens mufs der 
Bürger demjenigen, in dessen Händen die ober- 
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fite Gewalt siqh befindet, Weisheit und Gerechr 
tigfceit genug ziitrauc^n, um die Staats- Einkünfte 
nuV für das zu Yervvepden, was fiir die allge- 
meine Wohlfahrt ndthwendig und i/Utzlich ist.^ 

Obgleich Smith den Aufwand für die Ju- 
stiz- oder Gerechligkeits - Pflegt äicht .unter die 
Kategorie der allj^emeineri Öfifentlicheh Aiisgäbeh 
gezählt wissen will, sondern behauptet, es mUfse 
jeder Bürger nuf nach dem jeii igen Verhäitniise 
jui denselben beitragen, als ersieh der Justiz^ 
Pflege bedienet j so bin ich für inl^inen Theil ei- 
ner ganz andern M^inuhg. Smith*s Grundsätze^ 
^gehen also dahin^ dafs der Ilichtef von den Spqr- 
ielri auS der Gerecitigkeits- Pflege, also für ge« 
inächte Untersuchungen und erlheilte Urlheils- 
Sprüche^ sich bezahlt tn.icKen soll. Er glaubt^ 
diese Eifjrichtiing diene zur Aufniunteruhg gröf- 
sern Fleifses und zur Vermihderung der Prozeise,* 
und ich glaube das Gegen theil. Es isi in der 
{Irfahrung gegründet j daft eiiie solche Einrich- 
tung der äportel'n nicht nur zu ganz zwecklosen 
Pormalitäten, sondern auch zu aüsseror'dehtli- 
fcheti Weitlä'uftigkeiten Anlaf- gebe, deren Ende 
i>ejnahef nicht zii er\X^arteri ist. Sie ist der erste 
Schtiti zti Verkaufün£[ d^s Rcchisf .^n deü UinU- 
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bietenden, wo der Arme immer verliert und 
der Reiühe gewinnt. Wie würde es da mit dem 
rechtlichen Zustande einer Nation aussehen P 
Dies hiefse den Zweck des Staates, welcher in 
der ^cherheit der Person und des Eigenthums 
bestehet, mit Gewalt unt\|rdrUcken. Nicht nur 
die äufsere allein, sondern auch die innere 
Sicherheit ist der Zweck der gesellschaftlichen 
Verbindung. Zu diesem Zwecke geben die Bür- 
ger den dazu n6thi|en Aufwand aus ihrem £i- 
^enthume» und von diesen Abgaben ist der Staat 
schuldig, die gehörigen Anstalten , für die.Ge* 
rech tigkeits- Pflege lu treffen. Wenn also diese 
Anstalten, worunter ich auch die Besetzung der 
Stelle eines Richters zähle , von den Bürgern, be- 
zahlt werden, mit welchem Rechte kann man 
die doppelte Bezahlung der Gerechtigkeits- Pflege 
fordern? Recht hat der Suverä'n keines dazu, 
nur einen Scheingrund, nemlich den, dafs er 
glaubt, die Prozefslustigen durch die Bezahlung 
der Sportein, bei deren Einziehung man gewöhn- 
lich sehr strenge ist, von dem Prozefsiren abzu- 
halten, und dadurch die Prozefse zu vermindern. 
Die Erfahrung beweiset gerade das Gegentheil, 
denn^ wo Richter und Advokaten von den Spor- 
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ieln leben müssen, da sind gewiüi die meisten 
Prozesse 9 weil sie jede Kleinigkeit in ihre For^ 
malitKten schmieden und zum förmlichen Pro« 
sesse machen, weJLche von einein besoldeten Rieh« 
ter in instanti abgethan wäre. Nur ein Streit» 
welcher zweifelhaft ist, soll zu einem Prozesse zu- 
gelassen "Verden, wo aber der Richter von der 
Wahrheit der Sache überzeugt ist und ^den Zwei- 
fel heben kann , soll er keinen Prozefs erlauben ; 
aber wo der Richter von den Sportein leben 
mufs, Wird auch .eine ^icht zweifelhafte Sache 
dem weitla'uftigen Formalitäten-Gange eines Pro- , 
zesses untenvorfen. Die Einrichtung, wo der 
Richter besoldet ist, aber die Sportein alsdann 
für die Öffentliche Staats -Kasse einziehet, ist et- 
was gemäüsigter^ und wird es noch mehr, wenn 
Kleinigkeiten und unbedeutende Streitigkeiten 
bei der ersten Instanz summariscn behandelt 
werden. Unter den Anstalten für die Gerech- 
tigkeits- Pflege, als Zweck des Staates betrachtet, 
welche also von den öffentlichen Abgaben der 
Bürger bestritten werden sollen, können füglich 
auch die Stellen der Advokaten verstanden weiy 
den; auch diese sollten von dem Staate bezahlt 
werden» und dann gebalten seyn, den Partheyen 
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vn entgeldlich, oder nur in einer geringen Taxe 
zu dienen. Wäre es überhaupt nicht blasset*, 
wenn die. Partheyen eine taxmäfaige Summe van 
jedem Prozesse in eine Sporteln-Kasse legen mflf»- 
ien, wovon alsdann di^ Advokaten bezahlt wür- 
den? Diese sollten sich nie von den Partheyen 
ßelist befriediget lafsen dürfen, weil manche 
Parthey sehr übernommen werden kann, «und öf- 
, ters in Weitläuftjgkeiten uöd in die Lange gezo- 
gen wird; auch sollte jeder ^dvokat,* welcher 
einen Prozefs verliert, nur die Hälfte oder zwey 
Drittheile der festgesezten Taxe «eines yerdien- 
stes bekommen ;' oder man machte zweyerley 
Taxen, eine höhere und- eine geringere, dilB hö- 
here könnte derjenige Advokat erhalten, wel- 
cher den Prozefs gewinnt, und die geringere Taxe 
der verlierende , um den Fleifs eines jeden da- 
durch zu ermuntern. Wenn wir Übrigens ai^ch 
ganz von der Prozefslustigkeit und den Sportein 
absehen^ so entstehet dennoch die Frage, ob der 
Bürger freye Justiz fordern könne, oder nicht ? 
Sehen wir auf den Zweck des Staates, welcher 
die Sicherheit der Person und des Eigenthums 
zum Grunde hat, so wird es nicht mehr zweifel- 
haft seyn können. Da'Sicherheit der Zweck der 
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Staats • VerbiDdung* ist, so mofs der Souverän^ 
welcher von dent Beitrage der Bürger die An- 
stalteii für den Staatsswec^ machen soll, auch 
die Anstalten für die Gerechtigjjieits-I^clge ein- 
richten y ^und weil die Bürger alle nöthigen An- 
stalten von ihrem NEigentbuae bezahlen, so küa* 
nen sie mit Hecht freye Justit- Pflege verlangen. 
Für die Sicherheit der Rechte eine» ^den Bür- 
gers mufs gesorgt werden, denn dieses ist Zweck 
des^ Staates, und wenn für diese nicht gesorgt 
würde , so konnte kein Staat als Staat existiren, 
oder der Grund der Staats -Verbindung müiste 
aufhüren. Die Justiz -Stellen würden in einem 
Staate existiren müssen, wenn es auch keinen 
Frozefs gäbe , um in dem sich einmal ereignen- 
den Falle einen Frozefs schlichten zti können. 

Eben so müisen die Anstalten für die Foli- 
zey- Gegenstände eines Staaltes Hon den üffentli- 
chen «Abgaben der Bürger errichtet werden, weil 
es Zweck der Staats-Verbindung ist, und also mit 
zu der Innern Sicherheit gehöret« Die innere Si- 
cherheit überhaupt beruhet auf zwey Bedingungen. 
Sie sind: die Öffentliche und die Privat- 
Sicherheit. Der Zustand, worinnen der ganze 
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.Slaat nichts tu 'befürchten hat, ist die ttfientliche, 
und derjenigi?, worinoen ein eioBeloer Bürger 
Vor jedem andern sicher ist, die Privat -Sicher- 
heit. Die öffentliche und Privat -Sicherheit eon» 
vcentriren sich in dem Begriffe der allgemeinen 
Wohlfahrt. Diese hat die Einheit der Kraft, des 
Willens und ^es Endzwecks zum Gnintie. Alle 
drey Einheiten sind durch die Unterordnung der 
eitizeluen den allgemeinen bedingt. Das Zusam- 
menwirken aller drey Einheiten zur allgemeinen 
Wohlfahrt ist Sache der Polizey ; daher gehören 
ihre Anstalten als Mittel zum Staatszwecke mit 
unter diejenigen öffentlichen Anstalten, w^elche 
von den Öffentlichen Abgaben der Bürger be- 
stritten werden müfsen. Die Polizey zerfällt in 
drey Theile, nemllch ip die hindernde, 
strafende und die befördernde Polizey. 
Die Polizey- Anstalten des Staates müfsen also zu- 
erst auf die Hitiderungs- Mittel der Unsittlich- 
keit, der Laster und Verbrechen, wenn diese 
aber dennoch begangen w^erden, auf die St^af-' 
Mittel gerichtet seyn; die Beförderungs-MHtel 
wirken mittelbar auf die Staats -Wohlfahrt, z.B. 
durch Religions- u'nd Erzi^ehungs-Anstalten. Die 
Anstalten der Kinder uiygs- und 3traf-Mittel flief"- 
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sen ttnmiüdbar aus dem Sjtaattsweckey die Be- 
Idrderunga- Mittel hingegen sind nur eine mit^ 
telhare Tendenz delselben. Ob sie gleich nicht 
unmittelbar aus dem Staa^szwecke fl leiten, %o 
'müssen sie doch zum dffentiichen Gegenstände 
gemacht werden, doch sa, dafs es mit gröfser 
Behutsamkeit gescfaiehet» 

In Religioas - Sachen kann Sich der Suverfin 
•der die oberste Staatsleitung kein anderes Hecht 
anmafsen, als das der Oberaufsicht, welche sich 
nur dahin erstrecke^, dafs nichts gegen die ali- 
gemeine Sicherheit, also gegen den Staatszweck 
gelehret und geprediget werde. Unmittelbare 
allgemeine öffentliche Abgaben für die Religions- 
Anstalten können nicht wohl von der Gesammt-^ 
heit der Bürger erhoben werden, besonders, wo 
^ es getheiltexKeligions-Sekten in dem Staate giebt. 
Der Katholik kann nicht £iXt die lutherische und 
reformirte Kirche und so umgekehrt keiner fU^ 
die der andern bezahlen. Nicht der Jude für 
die christliche Kirche. Jede Sekte ist aber doch 
verbunden, ihre Religions-Anstalten für ihre ei-^ 
gene Kirclie zu bezahlen, weil die Folgen unmit- 
telbar auf die Wohlfahrt des Staates, also auf 

/ 
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d^n Staats-Endzweck:, wirken. In die freye Reli^ 
gions-Aus Übung mnfs sich die Oberaufsicht nicht 
mischen^ noch weniger Zwang dazu auflegen« Je 
nachdem sicli eine Anzahl Bürger ron gleicher 
fleligions- Sekte zu einer kirchlichen Verfassung 
zusammen begeben will, je nachdem mögen sie 
auch die Kosten für die Anstalten derselben, tra- 
gen. Eine strenge Hierarchie ist gQgen die Ge- 
wissensfreiheit. * Dieser darf in Glaubens - Sa- 
che» nicht zu nahe getreten werden , und aUe 
Unterthanen mUssen in Glaubens • Sachen fre^r 
seyn. 

Westphal. Friede. Art« V. $• 48« 

Jo. Jac« Moser Diss« de officio principis cir* 
ca religionem et salutem aeternam civium* 

Gerh. Noodt de religione ab Imperio jure, 
gentium libera. 

Selbst der sogenannte Unglaube, welcher 
zwar nach den kanonischen Rechts -Verordnun- 
gen sehr strenge geaommen wird, 

Just« Hen. Boehmer Diss« de jure sftcro et 
profane circa inSdeles« « 

T\'ird von dem protestantischen Kirchen- Rechte 
nicht mehr als Verbrechen angesehen, sondern 
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die Anhä'nger gehören lu den Unterthanen und 
geniefsen das gemeine Privat- Recht. 

Ferts^h in £tem. jur* ein* L. IV. tit 3. 
$. x^7* 38S. 290. 
Ich hblte selbst die Abhängigkeit der Geistlichen 
Von ihren Pfarr- Untergebenen für eine gute 
6ache, weiLsie sich mehr bcmtthen werden, für 
die geistliche Bildung derselben zu sorgen, und 
sich alle Verfolgung durch ihr Betragen vom 
Halse zu schaffen. 

Der Aufwand für die Erzifhungs« Anstiilten 
scheinet eigentlich auch nicht eine unmittelbare 
Pflicht KU Tragung* der Kosten der Gesammthei^ 
der Bürger zu seyn, doch wegen ihrer Allgemein- 
heit und ihrem Nutzen zur Erreichung des 
Staatszweckes mehr, als der vorige Gegenstand. 
Der sittliche Unterricht und die AYissenschaften 
verbreiten am ehesten und reichlichsten den 
Nutzen für die Staatswohlfahrt, und ihre Uoter- 
lassurt'g hat zu wichtigen Eiiiflufs in die sittliche 
Kultur, als dafs der Suverä'n sie- nicht zu einem 
gröfsern Gegenstande seiner Aufmerksamkeift 
machen ^sollte $ aber auch hierinn mufs eine 
weise Modifikation Statt finden. Der Zweck des 
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Stftjites, die Sicherheit, schränket die* Ober -Auf- 
sicht nur dahin ein, £u verhüten, dafs keine 
Sätze gegen die, Sicheriieit gelehrt werden, der 
Unterricht im Ganzen mufs der Konkurrenz über- 
lassen bleiben. Es versteht sich übrigens voa 
selbst, dafil, sobald von untern und Landeschulen 
die Rede ist, die in dem gemeinen Leben i^ö- 
thigsten Wissenschaften,^ z. B.Lesen, Schreiben, 
Rechnen, die Pflichten der Moral und gegen den 
Staat, nicht unterlassen werden dürfen. . Die 
Allgemeinheit, da auf Jeden Bürger Kinder ge* 
rechnet werden kUnnen, und der so wichtigiB 
Einflufs auf die Beförderung des Staatszweckes 
macht, da£5 öffentliche Schulen nicbt wohl ent* 
behrt werden können, besonders wenn man die 
arme Klasse der Bürger in Rücksicht ziehet, 
welche das Unvermögen abhalten würde , Theii 
an dem nothwendigen Unterrichte tu nehmen. 
Eine Modiiikation mufs aber auch hierin wieder 
in tfi fern Statt finden, dafs. die reichere Bür« 
ger-Klr.sse ihre Kinder durch Privat -Unterricht 
bilden lassen kann, welcher, was man auch dar- 
über gesagt und geschrieben, doch immer die 
beste ^und^ nüzlichste Methode bleibt. 



^ Üer Aufwand für die Erziehuiigs-Anstaltett 
iLann daher wegen der Allgemeinheit und dem 
grofsen Einflufse auf die Staats • Wohlfahrt im* 
merzu den Offen tlichea Staats -Ausgaben gerech- 
net werden« Wenn auch diejenigen Bürger, 
welche keine Kinder haben ^ und also des Un* 
terrichtcs entbehren, schon daran mit bez<ihle& 
mUssen, so ist es dennoch billig, weil der Pri- 
vat-Vortheil des Einzelnen dem des Staates im« 
mer untergeordnet bleiben mufs« Da wir nun 
den Aufwand für die Erziehuilgs - Anstalten ia 
so weit ausgemittelt haben, dafs er füglich mit 
SU den Öffentlichen Ausgaben des Staates gerech*^ 
net werden kann, so bleibt uns noch eine wich- 
tige Furage zu untersuchen übrig', ttber welche 
wir, ob sie gleich nicht unmittelbar zu unsere» 
-Absicht gehöret, nicht hinausgehen kOnnen. Sie 
ist nämlich diese: Wie die Bezahlung und Ver^ 
•orgung der Lehrer und ErzieheV seyn soll? Wir 
müssen hier zwey sehr achtungswUrdige Man- 
ner hOren, di^ einander gerade entgegen sind. 
Der vortreffliche Schotte Smith behauptet: Es 
sey ein wahres Verderben fttr den Unterricht, 
wenn man den Lehrern fette Besoldungen gebe, 
sie würden faul und tra*ge, bektimmerten sich 
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nichts um den Uot/erncht, sondern könnten in 
Ruhe und Bequemlichkeit ihre gute Bezahlung 
verzehren. Der Unterricht werde lu einem 
Zwang- und Innungs- Wesen und alle ünterriqhts- 
Jilonopole seyen verderblich. 

Man müsse die Einrichtung so treffen, dafi 
sich die Belohnung nach dem Fleifse und der 
GeschicklichkeH richte, und schlägt zu diesem 
B^hufe ein Hünbrarium oder Schulgipld, als das 
beste Mittel, dazu vor. Der schätzbare Herr von 
Sonnenfels hingegen behauptet gerade das Ge- 
gentheil. Wir wollen ihn selbst darüber hören; 
Er sagt nemlich in deni ersten Theil seiner 
Griindsäze der Polizey j Handlung Und Finanz« 
§. 8a. Pag: I03. » 

^IJa die Wissenschaften als ein Mittel zur 
„Bildung des Verstandes und der Sitten dem 
j,Staate wichtig sind, so kann der Regeni 
i,die Merkmaie der Achtung gegen diesel- 
y, ben nie zu sehr vervielfältigen. Als ein 
„Zeichen dieser Achtung mufs man es be< 
„trachten, dafs die hohen Schulen, um sie 
j, in den Augen des Volkes desto ans^hn- 
„ lieber ZH machen, durch Vorrechte ,ünä 



— 3* — 

99 Befreiungen unlerschieden )werdcn ^ s. B. 
^,mit einer eigenen Gerichtsbarkeit. Allein 
„diese Befreyungen müssen nicht so weit 
„ausgedehnt s^yn, dafs sie dem Endzwecke 
„ der Wissenschaften selbst entgegen stehen^ 
lyUnd nui^ die Zügellosigkeit der studirfn* 
„den Jqgend zu unterstützen fähig sind. Die 
„Nachsicht drr Lehrer^ welche zugleich den 
„Akademie -Magistrat ausmachen , ist viel- 
„ leicht die eigeutlich^te Quelle der tibelii 
„Sitten, wovon die Universitäten, beson« 
, „ ders sö manche pro testali tische, beschrieen 
„sind« Diese Kachsicht kommt ddher, dafs 
„ die Lehrer ihres Unterhalts wegen von dem 
„Honofärium der Schuler abhängen; Da- 
„ durch &ind hie gewis^ermafsen gezWimgeti, 
„nachsehender ^u seyn; denn der Zuhörer 
$9 würde die Strenge des Lehrers durch seine 
, „Enifesnüng gleichsam bestrafeti können. 
„Derley Betrachtungen hören auf, wenh die 
„Professpren ihren Gehalt aus den Händen 
„des Staates zii empfangen haben. Auch 
„ die Haup^tädte scheinen dem Endzwecke 
„der Akademien weniger günstige als Mit- 
„tel* und Landstädte, wq die Gelegenheit 
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„zu ZentreiiuDgeii seltner, das Ansehen der 
,. Akademie-Regierung weniger unterdrUckty 
^,und unter der studierenden Jugend eine 
„ mehrere Gleichheit einzuführen ist/^ . 

Wenn man nun die Meinungen dieser zwey Män- 
ner besonders betrachtet, so hat jede ihre gute 
und schlimme Seite, und man kann hier keine 
definitive Entscheidung iestsezen , so lange sie 
nicht durch die Erfahrung ausgemittelt ist. Alles, 
was' man hier ihuii kann, ist, di^ aus jeder Mei- 
nung entspringenden Folgen durchzulaufen, und 
sich für diejenige zu erklären , auf äderen Seite 
sich der gröfsere Vortheil für den Zweck der 
Erziehung hinziehet. 

Würde man nach Smith's Behauptung die 
Lehrer schlecht besolden, oder sie gar nur von 
dem Honorarium leben machen, so wären die 
ersten Folgen diese^* dafs keine talentvolle Sub- , 
jekte, sondern nur solche sich dem Erziehungs- 
und Lehr- Stande widmen würden, welche sich 
für jeden andern Stand untüchtig fühlten, ohne 
Rücksicht darauf zu nehmen, ob sie auch für 
diesen Stand, welcher doch eigentlich brauch- 
bare Männer erfordert, die gehörige Tüchtigkeit 
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haben. Dei" Staat selbst würde aus Mangtl iet 
guteu Subjekte aucK^mit den schlechten vojclieb 
nehmen müssen^ weil er doch dies^en Staatszweig 
nii^ht ganz vernachläfsigen kanni Die zweyte 
und die übrigen Folgen mUfsten nothwendig diese 

, acyn: dafs sclü^chte Erzieher und Lehrer nichts. 
Gutes hervorbringen und der Zweck des StaateSf 
die allgemeine Wohlfahrt , nie erreicht , noch 
•weniger weiteJfe Fortschritte* gethan werden 
iLdnnten« Die Kultur der Wissenschaften würde 
ewig auf der untersten Stufe stille, stehen und 
mit dieser anch die Staats- Wohlfährt ; denn nui* 
Männer, welche durch gute Erziehung und 
xweckmäfsigen Unterricht talentvoll gebildet 
worden sind, können die Fortschritte der Staats^ 
Wohlfahrt leiten und hervorbringen* Wo also 
das Talent nicht geweckt wird^ da bleibt ea 
schlafen und ers tii*bt endlich. Freylich faul und 
träge liürft^n die Lehrer nicht sejn, welche 
schlecht bezahlt sind, denn sie müfsten auf alle 
nur mögliche Mittel denken ^ iire Subsistenz zu 
gewinnen, aber eben dieses mUfste sie nothwen-^ 
dig auf andere E^werbszweige leiten^ dafs sie 
selbst ihren Beruf des Lehr -Amtes darüber zu- 

^rücksezten, weid dieses sie so schlecht ernähret. 
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Aus diesem Grunde eben müfste der Unterrkht 
XU einem Zwangt * und Innungs* Wesen fuhreoi 
das sie nur mechanisch betreiben und froh sind, 
wenn sie ihre gegebenen . Unterrichts - Stunden 
auf dem Rttcken haben , um an ihre ergiebigem 
Erwerbssweige schreiten zu können. Sind von 
ihren Schalem vollends von der Klasse der ar* 
men Bürger, welche keines oder doch nur ein 
geringes Honorariuni oder Schulgeld entrichten 
können , so\ würde auf diese gar kein Fleifs ge- 
wendet und vielleicht öfters ein grofses Genie 
unterdrückt, das dem Staate hätte vorzüglich 
näzlich seyn können. Nehmen wir nur einmal 
einen Dorfschulmeister. Was für ein Schulgeld 
können die Bauern einem solchen l^anne geben? 
Müfste er, wenn er blofs allein vom Schulgelde 
leben solÜe , nicht nothgedrungen auf andere 
Mittel, die seine Subsistenz sicherten, sinnen? 
Selbst, wenn er eine kleine schlechte Besoldung 
hätte, wäre er noch dazu gezwungen. Er müfste 
sich Güter anschaffen, und sie gleich dem Bauern 
anpflanzen, und diese würden ihn oft und viel 
dem Unterrichte entziehen. Diesem wollen wir 
aber auch einen akademischen Professor gegea^ 
ttb^r stellen* Wenn ein solcher blofs allein von 
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dem Honorarium kben sollte^ mit welchem 
Muth^ mit welcher Thätigkeit könnte dieser sein^ 
KoUegia lesen ^ wenn ihn die Nah rungs* Sargen 
drücken ^ die Konkurrenz mehrerer Professorea 
Würde Hafs} Neid, Mifsgunst^ Intriken und Ka« - 
balen hervorbringen^ weil jeder die meisten Zu- 
hörer würde haben wollen » um viele Honoracia 
«ü bexiehen^ oder, wenn er dieses nicht bezwek^* 
ken könnte ^ so müfste er seih« meiste 2eit auf 
Bücherschreiben verwenden , und seine KoUegiä 
vernachläfsigen. Es ist falsch^ wenii maü glaubt^ 
dais der Schüler nur dem vorzüglichen^ dem 
fieifsSgcfn Lehrer zulaufen 9 und mafl dadurch den 
Zweck des guten Unterrichts erreichen würde« 
Der Schüler^ der erst lernen soll» kann die Kuiist 
des Meisters nicht beurtheilen. Aber aücli^ hietf 
würde der Fall eintreten, dafs sich grofse talent« 
Volle Männer nie .diesem Fadhe widmen würden* 
wenn sie so schlechte Voirtheile davon sähteti 
«nd hätten* 

Wenn wir hingegen die Meinung de* tterrfl 
Vott Sonnenfels in Erwä'guäg ziehen, $ö zeigen 
«ich uns die entgegen gesezten Folgen^ Der ta*> 
leutvolle Mann widmet sich mit Vergnügen 
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und Eifer diesem so edlen und fruchtbringen- 
den Gegenstande. Er weifs, dafs sein FJeifs, 
8ein% Mühe belohnt wird. Er sucht sich immer 
berühmter und nUzlicher zu machen. Die Ach- 
tung und die gute Bezahlung, die man seinem 
Amite giebt, feuern ihn noch mehr an, und ^r 
kann seinem Studieren mit Ernste und ganz al- 
lein sich widmen, weil er mit keinen Nahrungs- 
Sorgen zu kämpfen hat. Ein Genie ist immer 
thätig, Talente lassen nie Ruhe zu, auch nicht 
l>ei der fetten Besoldung. Der Schüler lernt von 
einem grofsen Manne und von keinem schlech- 
ten Subjekte. Seine tief eindringende Weisheit 
und Lehre pHanzt sich auf den Schüler fort, e^ 
vrecket in diesem Talente und liildet ihn zu 
einem tüchtigen und brauchbaren Mitgllede des 
Staates. Mit Recht sagt Herr von Sonnenfels, 
dafs' die Nachsicht der Lehrer in der akademi- 
schen Jurisdiktion meistens von dem Honorarium 
abhänge, wenn, der Lehrer nicht gut bezahlt sey. 
Diesem Uebel ist dann auch durch die bessere 
'Besoldung abgeholfen. Betrachten wir diesen 
Gegenstand von der Seite des Rechts der Staats« 
Diener, das sie gegen den Staat selbst haben, so 
finden wir eine grofse Billigkeit und Gerechtig- 
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keit in der guten Bezahlung. Die Billigkeit, 
weil Mühe, Fleifs und Verdienst belohnt wepi 
den sollen; die Gerechtigkeit, 'weil der 
Mann, der sich dem Staats ^Dienste widmet, und 
für den Staat arbeitet , so belohnt werden soll, 
dafs er sich in seiner Jugend filr sein und seiner 
Frau Alter, und für die Erziehung seiner Kinder 
so vi^l erwerben könne , um im Alter alsdann 
ohne Sorgen leben zu k&nnen. Einem Diener, 
wenn er alt ist und nicht mehr arbeiten kann, 
eine Pension geben , halte id deswegen nicht 
für recht , weil, er ha'tte in der Jugend so viel 
haben sollen , dafs er durch seine Ersparnifs 
keine Pension nöthig bat, und seine .Wittwe 
keine braucht. Pension ist eine Gnadensache, 
man kann sie nicht de jure fordern, aber, wenn 
ich meine Kräfte dem Staate aufopfere, und fttr 
ihn arbeite,/^ so kann ich Bezahlung dafür for* 
dem und zwar de jure solche, dafs ich mir für 
das Alter etwas zurück legen kanb. Stirbt ein 
Staats • Diener in der Jugend, und hinterliCüt 
Trau und Kinder, o4er er wird di^rch Krankr 
h6i^ oder Unglück zur Arbeit unföhig, alsdann 
ist dies ein Fall der Gnade und der eigentliche 
Fa^ll einer Pension ^ 
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Eben diese Bisher geäufserten Grundsätso 
vnd Behauptungen }«ssen si^ auch anwenden, 
wenn von Bestellung und Erhaltung der Staats-- 
Diener die Rede 'ist. Der Suverifn ist ^ufser 
Stande, oime Diener des Staates zu haben, die 
unendlich vielerlej Justiz-^ und Polizey-Bedtirf«* 
nifse allein zu besorgen. £r hat genug zu thun, 
wenn er nur die oberste Leitung und Aufsicht 
erHillen und den Gang derselben in der Ord« 
nüng erhalten will, £r mnU sich also Gehtllfen 
dazu anschagen , denn ohn^ diese wJire es nicht 
möglich I die Ausübung der öffentlichen Anstal-^ 
ten zu bewirken, Die Bestellung und Erhaltung 
der Staats - Diener fliefset also von selbst aus. 
der Natur des Staat^sweches ; daher mUsseq 
auch die Bürger ihren Aufwand bestreiten, def-« 
$en Betrag aUq unter die öffenilichen Ausgaben 
gehöret, 

Wir kommen nun an die zweite Art OiFent-« 
lieh er Ausgaben der Bürger, nemlich an diefeui« 
gen^ welche sich aus der örtlichen Polizey er- 
geben. Unmittelb^ir ana dem Staatszwecke, als 
öffentliche Gesammt^ Ausgaben betrachtet, flief- 
sen die Kosten der toÜzcy nicht. Da aber die 
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artliche Polizey'Anstalten einen Theil der Staats* 
Polizej ausmachen, und n^ der guten Ordnung 
der allgemeinen Polizey mit beytragen müfse^, 
so sind sie allerdings unter die Schuldigkeit der 
(xemeinde - Mitglieder , als eine untergeordnete 
mittelbare Mitwirkung auf den Staat^weck zu 
rechnen, und der Staat hat das Recht, die Be« 
streitung der Ortlichen Polizey- Anstalten von den 
Bürgern desselben Ortes zu begehren. Ein Staat 
ist gewöhnlich in Provinzen , ^ diese in Aenrtcr 
und die Aemter wieder in einzelne Orte eiWg^ 
thellt. Jede dieser Eintheilungen hat ihre be-~^ 
sondere Art Polizey« Anstalten, die in eben die-» 
sem Verhältnifse, wie alle örtliche Polizey -An- 
stalten , zu dem öffentlichen Aufwände gehören, 
und mit zu dem Ganzen der Staats -Wohlfahrt 
beitragen müssen. Es ist eine Kette, die ^o zu- 
sammen gehalten werden mufs, dafs auch kein 
Glied in derselben fehlen kann ^ ohne eine Zer-< 
rüttung in das Ganze zu machen; daher können 
sich die Bürger der Bestreitung derselben durch- 
aus nicht entziehen, weil sie zu d^r Staats« Wohl* 
fahrt in ihrer verhältnilsmäl^geA Richtung mit- 
■wirken. 



k 
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Die dritte Art des Staats -Aufwandes bezie« 
het sich auf die Hülfs-Mittel zur Beförderung des 
National - Wohlstandes. Diese Art von Ausga- 
ben fliefsen nicht unmittelbar aus dem Zwecke 
der Staats- Verbindung, welcher öur Sicherheit 
der Person und des Eigenthumes zum Grunde 
hat; da aber National- Wohlstand die erste 
wohlthätige Folge der Sicherheit ist, und alle 
IMitglieder des Staates nur defswege^ die Forde- 
rung der innern und äufsern Sicherheit machen, . 
um ungestört ihren National - Wohlstand sich 
verschaffen zu können, so folgt von selbst, daft 
der erste Aufwand für die Anstalten zur Beför- 
derung des National- Wohlstandes von den Ab-. 
ga|)en der Bürger mit Recht gemacht werden 
könne. Er kann aber nur so gemacht werden, 
dafs die Erhaltung deif Anstalten sich von selbst 
bezahlt mache, und jeder Bürger, je nachdem er 
aich derselben bedienet, auch nach diesem '^Ver- 
hältnifse zu den Kosten der Erhaltung beitrage, 
Z. ß. die Anlegung der Posten und Märkte, die > 
Bauung dei*i3rücken , der Ghaussyeen sind Beför- 
dern ngs * Mittel für die Gewerbe und den Han- 
del. Sie stellen die bequemere Kommunikation 
«wischen Käufer und Verkaufer her, und erleich» 



fern dadurch den Absai; dex erzeugten Natur« 

und KunJst' Produkte. 

f 

Der Beitrag der Benutzung dieser Anstalten ^ 
soll aber nichtx höher seyn , als gerade die Erhal« 
tung derselben erfordert. Selbst der erste Auf- 
wand kann nur defswegen eine allgemeine An- 
stalt des Staates seyn, weil das Unternehmen 
^derselben die Kräfte einzelner Personen oder 
Klassen übersteigen würde, und der Kojasument 
dieser Produkte, als der lezte Abnehme^r, tToz 
die&es Aufwan'des, dennoch dieselben wohlfeiler 
als zuvor erhält, also diese Anstalten für alle 
Bürger des Staates insgesammt wohlthalig und 
allgemein sind* 

Wir haben bisher den Staats^Aufwand, wel- 
cher von . den Öffentlichen Abgaben der Bürger 
bestritten werden mufs, gesehen. Es ist aber 
nicht genug, dafs man nur den Staats-Aufwand, 
er mag so grpfs seyn, als er will, fest seze, son- 
dern e& mufs ein Verhältnifs gegen die Staats- 
Kräfte dergestalt beobachtet werden, dafs die 
Einrichtung der Staats-Anstalten nicht ds^s ganze 
reine Einkommen der Bürger w^egnehme. Wenn 
der Bürger sein . reines Einkommen für den 
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Staats "Aufwand ganz abgeben mufs, so bleibt 
die Erhöhung des National - Wtohistandes ewig 
ein fromnier Wunsch. Alle möglichen, auch die' 
^ besten Anstalten für die Sicherheit und für die 
Ben>rderungs- Mittel sind vergeblich, wenn der 
Bürger seinen jährlich zurücklegenden Ucber- 
schufs ganz an die Staats* Kasse abliefern mufs. 
Stillstand wird immer bei allem Fleifse, bei al- 
ler Thätigkeit, das traurige Loos des Nafional- 
Wohlstandes seyn. Ein einziger Anfall von Krieg 
oder nur Kriegszurüstungen, oder bei einer han- 
delnden Nation die Epoche eines Passiv- Han- 
dels, wenn sie auch nur kurze Zeit dauert, wird 
selbst das Gleichgewicht des Stillstandes stören ; 
nnd das Kapital der Bürger angreifen; und wo 
dies einmal der fall wird, da ist der Verfall des 
National - Wohlstandes unvermeidlich. Seine 
|raurig«n Folgen müssen alsdann den Fkifs un4 
die Thätigkeit der Bürger in Faulheit und Träg- 
heit verwandeln. Per Grundsatz, dafs eine Na- 
tion desto thätiger und emsiger sejr, je ,mehr 
man sia mit Abgaben beleges ist ganz falsch und 
kann ni>r-aus Irrthum und einem bürgerfeind« 
liehen Herzen eines Finanz «Ministers oder eine« 
solchen Hegenten hervorkommen. 
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Pie Erfabrniig hat ts achon Ifingfst bewahrtt 
und beweiset es noch täglich , dals der Bürger» 
Ivo seine Abgaben ihm sein reines SJnkommea 
wegnehmen , und er also bei allem Fleifse und 
bei aller Anstrengung seiner KrlSfte nichts für 
sich bringen kann, aufhöret, thä'tig zu seyn« 
theils aus Mifsmuth und theils, weil er nicht für 
sich, sondern nur immer alles für den Suverän 
arbeiten mufs. Es ist aber auch gegen alle Ge* ' 
rechfigkeit, und heifst den Zweck der Staats-Ver- 
bindung gann aus den Augen gesezt. Mit Recht 
kann man von dem Bürger eines Staates nicht 
mehr fordern , als einen Theil seines reinen Ein- 
kommens^ und diesen wird er auch mit Willen 
entrichten , wenn er siehet , dafs bei dieser 
Einrichtuiig dennoch sein Wohlstand sich ver«. 

Es ist daher eine der ersten Regeln, den 
Staats- Aufwand in dasjenige Verhältnifs zu se-« 
len, dafs er zu dem Theile der Abgabe aus dem 
reinen Einkommen des Bürgers s^ch so verhalte, 
damit er nicht nur davon kann bestritten wer-^ 
den, sondern auch noch eine jährliche Summe 
fttr unvorhergesehene Fälle übrig bleibe. Wel« 
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ches dann filglich zu einem Staats- Schaze kann 
gemacht v^erden. Ein solcher StaatS'-Schaz kann 
keiner Nation wehe thun, weil er nur aus 'einem 
TheUe ihres reinen Einkommens nach utid nach 
entstehet, und noch weniger wird er die Folgen 
K des Geld -Mangels hervorbringen ^v wenn er wie- 
der dergestalt zweckmafsig verwendet wird, daf$ 
er in Umlauf kömmt, und doch auch in noth- 
wendigen Fällen gleich w^ieder bei der Hand y 
ist. Uebrigens ist bei einer Nation ,' welche auf 
eine ansehnliche Stufe, svon Wohlstand und 
Reichthum gestiegen, und zu einem bedeutenden 
Handels -Staate geworden ist, der Staats-.Scha» 
zu entbehren, weil bei täglich entstehenden Aus- 
gaben der Reichthum der Handebsch^ft schnelle 
Hülfe herbeischairien kann. Wo hingegen der 
National- Wohlstand nicht in der Blüthe ist, wo 
Handel, Gewerbe und die Handels -Produkten 
noch sehr weit zurück sind, da ist der Suveran 
freilich genöthiget, auf unvorhergiesehene Fälle 
einen Staats-Schaz zu^ammeln; aber dieser Schaz 
wird sicher einer solchen Nation auch s^hr wehe 
thun. Es gibt freilich auch.naeh Fälle, wo bei 
der Blüthe einer Nation doch Staats- Schaz nöthig 
ist. Wenn der Suverän. eines kleinen Staates in 
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dem politischen Gleichgewichte eine bedeutende 
Rolle spielt, wenn er zu dein Ende immer ein 
grofses gerüstetes Kriegsheer hält , wenn er an 
allen politischen Begebenheiten und Veranden 
rungen Theil nimmt/ und zwischen mächtigen 
Staaten liegt, gegen die er in jedem Augenblicke 
«ein Ansehen geltend machen mufs und will, so 
ist ihm schlechterdings ein Staats -Schaz höthig» 
Der Preufsische Staat unter Friedrich dem Gro* 
fsen. und England hönnen uns in beiden ange- 
führten Fällen, als Beispiele, dienen. Der erste 
mufste nothwendig einen Schaz haben, und Eng* 
.land kraucht keinen, tveil sein National -Reich- 
thum so beschaflfen ist, dafs es alle Äugenblicke 
grofse Summen bei'eit findet. Ueberhajipt muf« 
man hei einem Staats -Schaze genau unterscheid 
deriji in welchen Umständen, in welchen Ver- 
hältnissen eine Nation .sich hefiride. Sie kann 
im Wohlstände und doch nicht vermögend seyn, 
haare Summen in dringenden Fällen vorzuschief- 
aen. Eine Nation, deren Beschäftigung vorztig»- 
lieh in der Landes -Produktion hestfehet, kann 
«ehr blühend, aber keine haare grofse Summen 
vorzuschiefsen im Stande seyn. Eine Handels- ^ 
Nation hingegen, welche grofse und reiche Haa- 
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dels^Komp^gniqn oder auch viele einzelne sehe 
reiche Kaufleute hat, die immer beträchtliche 
Summen haar yorräthig haben ^ macht einen 
Staats«Schaz entbehrlich» Die vielen Fälle, wd 
ein Staats^'Schaz ,nöthig oder nicht, und wo die 
dringenden Umstände es gestatten , die Summen 
durch Anleihen zu bekommen, gehören nicht in 
diese Abhandlung, daher wir uns mit diesem be^* 
gnUgen; doch müssen wir noch eine wichtige 
Bemerkung beisezen: Wenn kein Staats ** Schai^ 
vorhanden ist, und der Staat in die Nothwen* 
digkeit versezt wirdi, in der Schnelle Summen 
aus dem National «Keichthume zu erheben, so ist 
es natlM'U^^h , dafs er diese Summen nur bor^t^ 
sie daher als aufserord entliche Ausgaben wieder 
auf die Bürger t^mlegt, und so ^dies^lben nach 
ihrer Gemächlicfikeit wieder durch Theilzahlun*« 
gen entrichten läfset« Von diesen aufserordent* 
üchen Ausgaben nun mufs man auf alle nur 
mögliche Art die et?»«tende und arbeitende 
Klasse der Staats -Bürger frey lassen; daher dttr« 
fen die gewöhnlichen Steuern nicht erhöhet 
werden, weil diese Einrichtung eben diese Klasse 
mit treffen, und nach der Aeufserung Sully's in 
seinen Memoires den Staat züi Grunde 
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.richten, und deznseU»en auf künftige 
Zeiten die fruchtbavsten und so zu sa« 
gen die einzigen Erholungs-Mittel ab* 
schneiden würde. Hierzu blieben denn 
Siun keine andere als solche Quellen übrig, 
w^elche auf ungewöhnliche oder neue Gegen- 
stä'nde gerichtet sind,, und die erzielende und 
arbeitende Klasse, worunter ich das Landvolk^ 
Handwerker, Taglöhner, Dienstboten und dei^ 
gleichen rechne, nicht unmittelbar treffen. Der» 
gleichen Quellen können seyn: Vermögens- 
Steuern nach fest gesezten Klassen, wovon die 
lezte oder die Klasse der Unbemittelten ausge<* 
tchlofsctn ist; Verzehrungs -Steuerdi weif 
che diejenigen Bedüpfnifse ausschliefsen ^ die m 
den ersten und noth wendigsten Lebens^ Mittelia 
gehören,*' Pracht •* und Luxus * Steuern, 
weil sie nur die reiche und vermögendere Klasse 
treffen. Da dergleichen Steuern nur auf einige 
Jtthre und also vorüber' gehend sind, so werden 
sie bei den bemittelten Klaisen keine Veran<(e- 
rung verursachen, weil diesö Klafseii wegen e>> 
ner nicht lange dauernden Auslage ihrer Ge» 
tnä'chlichkeit und Gewohnheit, nicht entsagen 
lPV«r4^Q> Der Gruiid^ yf^rnpk m^n die efsie« 
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lende und arbeitende Klafse ron den aufsei> 
ordentlichen oder nur in dringenden Fällen 
Statt findenden Abgaben frey lafsen sollte, ist 
nun freilich kein anderer ^ als der: weil diesis 
Klafse am wenigsten bemittelt, und ihr reines 
Einkommen nicht groh ist, so würde sie- aufser 
Stande seyn , den Vorschufs ein^r^ erhöheten 
Steuer machen zu können» Denn, obgleich diese 
Klafse sich an ihrem l«zten Abnehmer oder 
dem' Konsumenten entschädiget, so mufs sie doch 
die Abgabe vorschiefsen und bei erhöheten 
Steuern wiirde sie es nicht aushalten könneü» . 
SHätt die Steuern zu erhöhen , lege mian eher 
auf die Konsumtion, oder lafse die obigen drey 
cangeführten Gegenstände einige Jahre länger 
dauern. ' 

Bei den Staats -Ausgaben mufs schlechter^ 
dings darauf gesdien werden, dafs sie nie das 
reine Einkommen der 'Bürger ganz wegnehmen. 
Je mehr dem Bürger von seinem Ueb'erschufse 
übrig bleibt, desto gröfser vermehrt sich der 
National"- Wohlstand^ je mehr man also bei dem 
Staats- Aufwände mit Ersparnifs zu Werke ge* 
het) desto mehr behält der Bürger reines Ein« 



kiunmeti^ das ^r alsdann wiedei* auf weitere 
Sfiekulatiohen anwendet und dadurch sein^ rei** 
j»es Einkommen vcrgröCsect. lat einihal derNa«" 
tional- Woh^tand auf eine solche Stufe gekom«- 
meO) so ist es dem Suverän nicht schwer, hoch 
mehrere Beförderungs- Mittel, die unter die in- 
direkte Klafse gehören^ anzuwenden) um ein 
noch L^veiteres und schnelleires Fortschreiten det 
National^ Wohlstandes ^u bewirk^. Hingegen 
kann der Suveran in keinem Falle, er mag heis« 
sen, wie, er will, irgend eine Klafse oder eia- 
«elne Personell von der Beitrags ^Fflicht zu diem^ 
Staats-Einkommen frpy sprechen. Es giebt Klas- 
sen, z, B. der Adel, die Klerisey, die Gelehrten^ 
-yvelche^ich das Recht anmafsen, von dem allge- 
meinen Beitrage frey zu seyn j allein^ da sie mit 
unter die Klasse der Staatsbürger gehören, so 
können sie sich auch nicht der ailgemieineÄ 
Beitrags •Pflicht entziehen* Selbst der Suverän- 
kann keinem Bürger, . wenn es auch für dem 
Staate geleistete Dienste, als eine Belohnung, 
wäre, meinen Beitrag zu dem allgemeinen Staata- 
Aufwandi erlassen, wenn er nicht denselben 
dem* gemeinen Wesen^ entziehen will. Be- 
lohnen kanp er, und di^ Belohnung ist. billig 

4 ■ ' . ■ 
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und recht, aber auf eine andere A^rU Der Su- 
Yerä'n hat hietu viele Mittel in HiCnden. Eine 
Belohnung mit Freilassung von den Staats- Abga- 
ben würde auf ewige Zeiten fortdauern, wei| 
•ie auf alle Erben ^ auf Kinder und Kindeskin- ^ 
der fort liefe, und solche Erben oft und viel 
Äiese Wohlthaten nicht verdienen. Jede Aus- 
nahme -von der Beitrags •Pflicht vermindert die 
Staats- Abgaben. Der Staats*Aufwand aber nuifs 
bestritten werden; daher fällt der Theil, de^ 
durch die Ausnahme an demselben abgehet, auf 
den abrigen Theil der Butger, und dies wäre 
eine Ungerechtigkeit* 

Wir haben nun gesehen, dafs die Bürger 
'denjenigen Staats^Aufwand, welcher unmittelbar 
aus dem Zwecke der Staats* Verbindung üieUetf 
zu bestreiten verbunden sind ; wir haben noch 
"* weiter gesehen, dafs sie auch die Bezahlung der- 
lenigen Anstalten, welche twar nur mittelbar 
auf den Staatszweck wirken, aber doch zur ge» 
räden Erreichung desselben nothwendig sind, 
und' ohne welche derselbe nie erreicht werden 
würde, zu tragen haben. Diese Staats -Bedürf« 
Hisse erfordern nun Befriedlgungs-MitteL^ 
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Wir öiösseh daher die zweite' Frage > nisihliehi 
Wodurch sollen die Staats- Bedarf* 
taifse bestritten Werden, ö^er welche^ 
II i n d d i e B e f r i e d i g u n g s - M i 1 1 e 1 d e if 
Staats<-BedÜrfnisseP vor uns nehmen^ und 
sehen, wie es^ immer m Rücksicht auf den Zweck 
der StaätsA'^erbindung, am zweckmäfsigsten Und 
Wenigst driickendsten geschehen könne. > und 
welches die tauglichsten Quellen da^ seyen ? 

Ö!e Kenntnifs der Staats "iedürfnifse be* 
iÜinnMjt den Staats- Aufwand. Der Staats- Auf^ 
Wand kann nur nach dem Verhä'ltnifse deif 
Gröfse des Landes, des Bevölkcrungs-Zustandes^ 
der Kräfte und der Lage in Ansehung der Stu* 
»ern Sicherheit abgemessen werden* Die Abga-^ 
ben der Bürger sind die Einkünfte de& Staatei) 
Alles Vermögen des Staates isl Eigenthtim det 
Bürger tind umgekehrt, alles Eigenlhuni der Bür- 
ger ist Staats -Vermögen. Diese beiden S&ttt 
fallen in Eins zusammen» Die Gesellschaft hat 
^in Stück Landes als ihr Eigenthum eingenom« 
jnen> das also ursV,rünglich ihr eigen gehört 
l>ett Aufwands welchen die gemeinschaftliche 
Verbindung nöthig machte, um den StaatwweiA, 
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4ie innci:e und. äufsere Sicherheit, zu 
erreichen 9 mufste sie aus diesem ihrem Eigen- 
thume bestreiten. Diese Bestreitung konnte auf 
tweyerley Art geschehen, wie wir schon erwähnt 
haben: Entweder überliefs sie dem Süverän so 
viel von ihrem Eigenthume, als zur Befriedigung 
der Staats -Bedürfnifse nöthig war, oder sie gab 
demselben aus ihrem ganzen Eigenthume so viel 
ab, als die Staats -Ausgaben erforderten. So 
entstunden Staats-Einklinfte oder Staats- 
Abgaben. Gewifsheit der Staats-Einkünfte 
und ihre Dauer sind die vorzüglichsten Eigen- 
achaften, welche die Hauptstützen der Staats- 
.'VVirthschaft ausmachen , Die Gewifsheit 
der Einkünfte wird durch zwey Gegenstände be- 
dingt, durch die Gröfse und durch die Zeit. 
Die Gröfse der Summe, welche die Staats -Ab- 
gaben nOthig machen y mufs iin Verhältnifs mit 
dem reinen Einkommen der Bürger stehen , sie 
mufs ungehindert und ohne Abzug ein- 
gehen ; sie mufs aber auch zur bestimmten 
^eit eingehen. Auf beyde, die Gröfse und 
die Zeit, mufe sicher gerechnet werden kön- 
nen, wenn der Staat in seinem oi^dentUchctf 
.Gange nicht gestört werden soll. Die Dauer 
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der Einkanfte hängt von der Wahl der Quel- 
len, aus denen die Staats- BedUrfnifse genom-/ 
men werden, und von der Beytrags- Fähig- 
keit der entrichtenden Klassen, sie hängt tib er 
auch auf der andern Seite von der gern äfs ig- 
ten Bestimmui;ig der Staats - Ausgaben un4 
dem daraus folgenden National- Wohlstan- 
de ab. Die Gewifsheit und die Dauer 
milfsen innig mit einander verbunden seyni 
keine kann ohne die andere den beabsichtcien 
Zweck erreichen. - 

An der zweckmäfsigen Vertheilung liegt aU 
les. Sie ist aber auch der schwerste und wich- 
tigste Funkt , der die gröfsteu und erheblichsten , 
Folgen verursachen kann. Der Haupt-Grundsatz 
beruhet auf der Gleichheit des B^eytra- 
ges eines jeden Bürgers nach dem Ver- 
häftnifse seines reinen Einkommens. 
Eben diese Gleichheit in der Vertheilung ist die 
gröfste Schwierigkeit, um keinem BUrger in jicdem 
seinem Verhält nifse weder zu viel noch zu wc* 
nig zu thun und der Gerechtigkeit nicht zu nahe 
zu treten. Nur von dem reinen Einkorn* 
m'C n soll der Bürger seinen Beytrag zu denf 
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StaatsV- Ausgaben machei^; aber eben die Be-* 
gttimmujig des yeinen Einkom>mens ist 
die Haupt - Schwierigkeit. Schon der Begriff'^ 
reines Einkommen— ist zweyfach. Ein 
MaM kann er denjenigen üehcrschnfs bedeute», 
welcher dem Bürger, wenn er sein angewende-^ 
tes Kapital oder seine gemachten Auslagen wie- 
der erhalten hat, Übrig bleibt, oder auch den- 
|eriigen Ueberjüchufs, welcher dem BUrger nicht 
nur nach Wieder 'Erhaltung der gehabten Aus-«^ 
lagen, sondern auch nach Entrichtung der ersten 
und^ nothwendigsten LebensbedürCjiifse.fUr sich, 
und seine Familie übrig ist» Nehmen wir deni 
Borger, in der ersten Bedeutung des Be- 
griffes, von seinem reinen Einkommen <sq viel 
weg, dafs ihm nur sein Kapital übrig bleibt, SQ 
bleibt sein Zustand nicht einmahl iqi Stillstände,^ 
weil er seine ersten Xebens 'Bedürfnisse alsdann, 
von^ Kapitale nehmen mufs, sondern sein Zustand 
^mufs sich nach und nach in Abnahme verwan? 
dein. Lassen wir ihm aber nur gerade so viel 
von seinem reinen Einkommen, als seine ersten 
Lebens« BedUrfnifse betragen , so ist und bleibt 
er im Stillstande, Wenn wir aber wirklich Na- 
tionäl» Wohlstand erzielen wo^en, so müfsen wir 
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dem Bürger tioch etwas an seinem reinen Ein* 
kommen, in der tweyten Bedeutung des 
Begriffes, übrig lassen, damit er im Stande 
sey, dieses übrig Gelassene wieder als Kapital 
anzuwenden, und sich nach und.naph ein grdf« 
s^res Einkommen eu erwerben. Bei einer sol- 
chen Einrichtupg ist der Staat im Fortschreiten 
zu, einem gröfseren National - Keichthume. Auf 
den uoendlich verschiedenen Verhältnifsen be- 
ruhet hauptsächlich die Schwierigkeit, eine ge* 
naue Bestimmung des reinen Einkommens je« 
des einzelnen Bürgers heraus zu bringen. ^ Die 
Schwierigkeit einer ganz genauen Bestimmung 
des reinen Einkouimens wird so gar zur Un- 
möglichkeit, und es bleibt nichts übrig, als die 
Vertheilung der Auflagen so zu treffen, dafs 
kein^ all zu grofse Fehler und keine grofse Un* 
gleichheiten voi^ehen; dergleichen seyn würden, 
wenn ' man ^K o p f- und Rang- Steuern fest 
setzen oder die ersteu Lebens -Bedürfnifse in die 
Steuer legen wollte.. 

Die Ungleichheit des. Vermögens, der Un- 
terschied der Klassen der bürgerlichen Gesell- 
schaft und ihre besondern Verhällnifse werden 



/ 
\ 



~ 5^ -^ 
tii« eine ganz genaue Bestimmung des reinen Eio-« 
Kommens und der daraus zu Jbezahleinden Staats«. 
Abgaben «rtauben ] denn einer Klasse mufs man 
doch auch einen standesniäfsigeren Unterhalt zu- 
gestehen als der andern. . Ein einzelner Bürger 
liat viele, ein Anderer wenigfer und ein Dritter 
gar keine Kinder zu ernähren. Der Leztcre be- 
bäit also nach Verhaltnifs mehi^ reines Einkom- 
men übrig, als der Vorlezte, und dieser wieder 
mehr äU der Erite. Ein Bürger hat ein dank- 

• bareres Gewerbe als der Andere f der Eine ist 
spekulativer, al^ der Andere. Ein Dritter hat 
mehr Bedürfnifse, als der Vierte, und so mufa 
es eine Unmöglichkeit werden, jedeJi Bürger 
nach seinem rein eki. Einkommen lu schätzen Die 
Einhebungs - Art und die Verschiedenheit der 
Steuern selbst vergröfserii die Schwierigkeit ei- 
ner gleichen Vertheilung der Abgaben. Herr 
von Spnnenfels sagt; „Die Verschiedenheit 
der Klassen, der Güter und Erwerbs- 

'wege in einem Staate, macht die Ver- 
achiedenheit der Abgabeq nothwen- 
dig, durch deren geschickte Verthei- 
lung allein die mögliche wechselsei- 
tige Ausgleichung in den Entrichtun- 
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gen der Bürger geschehen kann/' Es 
haben zwar diejenigen Schriftsteller, welche sich 
für das phyiiokratische System erklärten, ver- 
möge w^elchem sie nur Eine Abgabe und zwar 
auf den Grund >ind Boden allein eines Staates 
gelegt wissen wollten, eine sehr gute Idee ge- 
habt, und diese Idee, indem sie durch eine yöU 
lige^ Gleichheit, Sicherheit, Gerechtigkeit und 
Freyheit begründet war, wurde dadurch gana 
vortrefflich; allein sie liefsen sich durch den 
Grundsaz, dafs tmr allein die Erde und ihr 
Anbau prpduktiv sey, irre leiten, und rechneten 
Handwerker » ManufaMuristcn und Kaitfleute 
unter die^ sterile Klasse ^ welches dann, da es 
nach genauer Untersuchung als unausführbar 
nur jn der Theorie blieb , ofiT^nbar falsch war 
besonders wenn man die Eintheilunf produkti- 
ver und unproduktiver Arbeit, und die Vei^. 
naehläfsigung des Einkommens atis dem Kapital^ 
dabei in Betrachtung ziehet Wir wollen noch 
einige andere Hauptsätze dieses Systems etwas 
näher. betrachten; zuerst aber die Werke der 
. wichtigsten Schriftsteller * die darüber geschrien 
ben haben, hier Anführern: 
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L'ordr« naturel et essentiel dn lociit^s pofkiques, ' 

par de R i v i e re. 
MirabeaQy Ttieorie d*impdtf Elemens de U 

Philosophie rurale* 
les nouvelles Eph^merides ^conomiqDes»! 
Maxime« g^tierales du gouvernemen^ ccpnomique» 

deQuisnay, 
Condiliac, le commerce et le gouverneneot con* 

sider^ r^lativement Tun d Valitre. 
Physiocratie I eu Constitution natBrelle.du gouver* 

uement le plus avantageux au genre homain» 
Surgot» Recherches aur li nature et rortgine 
\ des ricbcssea* 

Abregt des principes de rcconoi^e politiqüe, par 

S* A. le Marggrave regnant de Bade, 

Die Bestreiter dieses Systems aind iingefäbr fol- 
gende ; - ^ 
Arithmetique politique , par J o u o g. 
Snr |a circulatien et le credit* 
Doutes modcstes i Fauteur de Tordre naturel, par 

Mably^ 
Frincipei et Observation! ^couomiques, de Fort- 
bona IS« 

Voa Neugebauer und Trattenauer ins Deut- 
sche übersezt, 
Rjtablis^emet de rimpdt dans son ordre naturcJ. 
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Deutsche Scbiifi9teUer sind ungeföhr folgende: 

C. W* Dohm, knrxe Darstelltng des physiokra.« 
i tischen Systems geg;en Herrn M<n?nion. 

I. Ml n ? i 1 io n , Physiokratische'Briefe a^n Dohm, 
o4er Venheidtgung d«r wahren Staatswtrth- 
schafts* Gesetze» die unt^r dem Namen des phy« 
siokratischen Systems bekannt sind« 

ie Trosne, LehrbegrtfF der Staatsordnung; zwey 
Bände« Erster Band, oder Einleitung des von 
Herrn ; Q^uesnay erfundenen phy$iokratisöhen 
Regierungs- und Staatswirthschafts -Systems* 
Zweyter Band, oder £iementar - Werk vom 
Staats »Interesse n* s< w.» worinn die Grund« 
Sätze des Herrn Condillak geprüft werden i tut 
dem fradzüsischea mit Anmerkungen überses^t^ 
von M, >S. A, Wi^Jhmann« 

V« Pfeifer, der Antipfaysiokrat , oder Untersn- 
chung des phy siokratischen Sy^ems för eine 
aUgemeine Freyhelt und eine.r einzigen Auf« 
^ lag« auf den reinen Ertrag der Grundstöcke« 

6« A, Will, Versuch Aber die Pjiysiokratle, de« 
. '- ren Gesehichte» Utteratur, Inhalt und W^rth. 

Zwey Haupt -* Grundsäze machen; diesem Sjm 
«lern tinanwendJbar , sie sind nenoiljch diesem 
Wenn das physiokratische System xeaJisirt wer« 
denisoUi aomufa i) die produktive Klasse 
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oder djc Klasse der Erzeuger der Lan- 
desprodrul^te im Stande seyn, die 
Auflagen für alle andere Klassen vor- 
schiefsen ' zu können, und 2) eben 
diese Erzeuger müssen die Gewifsheit 
.Kaben^ ihren Vors eh ufs vom Konsu- 
menten sich wiedef erstatten lassen 
zu können, also immer Meister vom 
Preise «cyn. 

Bei f) mufs man haupts^'chlich die gröfse 
Summe der Staats^ 9edürfnifse in. Erwägung zie* 
hen, welche vorgeschossen vv erden soll von einer 
Klasse, welche an Gelde arm, und an* Wäaren 
reich ist Der Vorschufs an den Staat soll aö 
Gelde und nicht an Waaren geschehen. Wie ist 
es ipöglich, dais eine. geldarme Klasse eine solche 
Summe an Geld für alle Klasseii vorschiefsen 
könne P Man kann hier nicht blofs alleia die 
mächtigen und grafsen Guter- Besitzer, sondern 
man mufs Wuch die kleinen, welche bei weitem 
^en ^röi^ten Theü ausmachen,' in Betrachtung 
siehea. Neben den Auslagen für den Unterhalt 
ihrer selbst, ihres Viehes und für di^ Anschaf- 
fung äesselbe^, ihrer Werkzeuge u. d, m. möchte 
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diese. Klasse, welche die Phy&iokp&ten allein die 
produktive neaneo, in der Thai zu schwach 
«eyn*^ 

Bei 2), wo die Gewifsheit des ganzen Ab- 
satzes nach den v von dem Erzeuger geleisteten 
Auslagen uad meines darnach berechneten Prei- 
ses Statt finden soll, möchte dilsser Saz auch die 
sich versprochene Wirkung nicht leisten. £» 
stehet in der Willkür des Verzehrenden, 06 er 
mehr oder wenigerN verzehren will. Eben diese 
"Willkür des Verzehrenden bindert den Erzieler, 
dafsi er Meister vom Preise $ey. Die Nachfrage 
nach ei^er Waare bedinget den Preis. Ist sie 
^häufig, so kann der Erzieler in dem Preise stei* 
gen; mufs er aber bei grofsem.Zusaipm^Hflusse 
di^ Waare anbieten, so kann er nicht Meister 
des Preises seyn, denn er mufs verkaufen, delr 
Preis mag seyn, wie er wrill, weil er die Abga* 
ben bezahlen mufs. Wie kann al^o der Erzeuger 
gewifs stynj seine Waaren in dem Preise, wel* 
chen seine erhöheten Abgaben erförderlich ma* 
icheli, los zu werden? 

Zwey Hauptvortheüe scheinen die Veran* 
lassuDg zu dieser Ide^ gewesen^ xu seyn. Si« 
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sind: Ein kuverläfsig bestimmtes K«* 
gufativ d er Steuer-Efhebung; Und die 
einfache Erhebungs- Ari. Keine Abgabe 
kann gleicher und bestimmter erhoben werden^ 
als die von liegenden Gütern. Sie bleiben alle 
Jahre eben dieselben und sind keiner Verändc» 
rung unterworfen. Eben defswegen ist auch 
ihre Erhebungs *• Arf^sö einfech, und verscheu* 
, chet alle Willkür. Diese Idee hatte zum Grund- 
sätze angenommen, dafs# wenn maa unmittelbar 
aus der ersten Hand die Abgaben erheben kÖU'- 
ne, man es nicht durch Umwege thun inüfse) 
wie es von den meisten Übrigen Auflagen noth^ 
wendig^ der Fall sey. Eine solche Auflage Und 
Erhebung lasse allen Mitgliedern des Staates eine 
Volle Freyheit, txL erwerben ^ und mache alle > 
Nachforschungen und Vermögens "Untersuchüi/* 
gen gan2 überflüfsig. Es ist wahr, wenn diese 
Idee wirklich realisirt werden könnte, lo \vi.Tt 
ei vortrefflich , und ein Staat gewänne aufser* 
ordentlich dabei) wenn man auch nichts wei-» ' \^ 
tert, ah die grofse Summe, welche die Erhe- 
bung, die Vernachläfsigung und Veruntreuung 
kostet, dabei in Betrachtung ziehet* * Da sich 
diese Idee nicht ausführen lasset^ so müfsen wir 
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'•chon auf der Verschiedenheit , der Abgaben , 
bleiben und sie, so viel immer mOgtihh ist, dem 
reinen Einkommen eines Jeden anzupassen^ und. 
nur grobe Fehler zu, vermeiden suchen. Ein Mit- 
tel zu finden, durch welches das i^eine Einkorn* 
nxen, nach der unendlichen Mannigfaltigkeit ier 
Erwerbungen, des Vermögens, des Unterhalte«, 
des Verdienstes und selbst der Klassen mit Ge« 
wifsheit bestimmt werden könnte, wird immer 
ein frommer Wunsch bleiben und niemals er* 
reicht werden, Di^ zweckmäfsigste Art der Be- 
stimmung der .Auflagen wird diejenige seyn; 
dafs ein j cder B ürger in jeder Klasse 
nach Wieder- Erhaltung seinea aftge« 
wendeten Kapitals und nach En trich'^ 
tung seiner aothwendigsteii Lebens- 
Bedttrfnifse noch einen TheiK V6ti 
seinem reinen Einkommen Übrig be-* 
Jjialte. 

Es liegt aber auch noch neben diesem lehr 
viel an der zweckmafsigen EinhebungS'-Art der 
Abgaben. Wäre sie der Willkür det dazu auf- 
gestellten Beamten überlassen» so würde sie sehr 
oft druckend werden. Man mufs die ganze 
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Schuldigkeit jedes einzelnen Bürgers in Theil^ 
Zahlungen einiiehen , und jede Theilzahlung auf 
diejenige schicklichste Zeit verlegen, wo dem 
Steuer- Pflichtigen gewöhnlich sein Einkommen 
eingehet; ferner mufs noch durch ein gut ein* 
«erichCetes Rechnungs - Wesen allen Vernach,- 
. lässigungen .V''^ Veruntreuungen vorgebeugt 
-vrerden. 

Man hat zwar achon vielerley Versuche von 
E^nhebungs- Arten gemacht , allein die Erfah- 
rung hat gezeigt , dafs nur dj^e von dem Staate 
selbst unmittelbar verfinstaltete die beste^ zweck» 
mäfsigste und- am wenigsten drückendste Art 
sey. t>ie ehemals in Frankreich in Verpachtung 
gegebene Staats -Einkünfte haben nicht das Re- 
sultat gewähret, welches man sich von der Ver- 
pachtung versprochen hatte. Die Gewifsheit. der 
Einkünfte hat hauptsächlich den Irrthum diese« 
Systems begünstiget, indem man die Einziehung 
derselben Pächtern um einen mäfsigen Gewinn 
überliefs, und auf die sichere Bezahlung rechnen 
konnte, weil die Pächter die Vorschüfse thun 
mufsten ; allein diese Erhebungs- Art kam nicht 
nur dem Staate theuerer zu stehn» sondern sie war 
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telich dem Unterthan sehr drückenil und ^iH 
den Staal in die Gefahr, seineo Ackerbau^ ^eine 
Handlung, kurz die ganze arbeitend e.K^asfe zu 
Grunde zu richten und sich noch mehrere" an«» 
dere Gefahren dadurch zuzuziehen. 

Um nun die iaugiiehsten Befriedigung« *. Mit» 
tel der Staats- Ö^dürfnifse zu erfahreil , müfseü 
Wir auf die Quellen selbst zurück gehen und se*^ 
lien, welche, aber immer^ in Rlicksicht auf deü 
Staatszxveök , die schicklichsten seyeil, Um eine 
So viel möglich vollkonkmene Gleichheit zu hc* 
obachten uud iticht uiigei^echt zu werde^* 

Weiter oben istjichon berührt worden^ da& 
•8 zwey Arten gebe^ wodurch dem Suverä'n eii& 
Einkommen zu Bestreitung der Staats -AusgabeiK 
verschaät werden könne, nemlich; £ntwedel^ 
Überlassen die Bürger dem Suverä'n 
SU diesem Blebufe eigenthümliche Ka« 
pitale, wovon er das nöthige Einkoni-* 
menziehen kann^ oder sie geben ihia 
aus ihrem Eigenthume das nöthige 
Einkommen ab. Beinahe in allen Staaten. 
Europens aber werden beide Arten zugleich an- 
gewendet, denn neben den Kapitalen , welche 

5 
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dem Suverän überlassen sind, als z. B. Domänen^ 
Regalen, u. d. gl. tragen aueh die Bürger aua 
ihrem Eigenthume bei, ja diese Icztere AA ist 
bei weitem die allerbedeutendste, und die erste 
Art scheint kaom noch in Betrachtung gezogen 
XU werden. _Unsere altern Finanzlehrer hatten 
Ireylich den Grundsaz fest gesezt, daf^i der Staats« 
Aufwand, wenn Domänen und Regale oder 
überhaupt die dem Suveran von den Bürgern 
fiberlassenen Kapitale nicht zureichen, erst als- 
dann durch Steuern supplirt werden soll. Ur& 
sprttnglicK und nach der Natur des Staats -Ver* 
eins betrachtet, hatten sie recht; denn das ganze 
Staats -Eigenthum gehöret dem Sfaate; sämmtli«' 
che Bürger, unter welche dieses Staats - Eigen- 
thum vertheilet ist, machen den Staat aus. Ihm 
haben die andern Bürger die Regierung dey^ 
Staates Übertragen , und ihm zugleich Kapitale 
überlassen, wovon der Staats -Aufwand bestritt' 
ten werden soll , mit der Bedingung , wenn die« 
selben 'nicht zureichen, die Bürger abdann auf 
i£rem weitern Eigenthume %o viel zuschiefsea 
werden, als zur Bedeckung des Staats-Auiwandea 
jnoQh erforderlich ^ey. Gegenwärtig aber i^t es 
teders, Jest werden die dem Suveran ttberla»«' 
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»eilen Kapitale gewöhnlich nur als Nebensache 
behandelt, und die Steuern und weitern Aufla« 
gen zur Hauptsache gemacht , woran freylich 
nichts anders, als die durch die jezt veränderten 
politischen Verhältnilse vergröfserten Staats-Be* 
dürfnifse allein die Schuld sind» Betrachten 
wir nun das Staats • Einkommen nach der ge* 
mischten Art* wie es beinahe in allen Staaten 
Europens mehi; oder weniger gewöhnlich der 
Fall ist, so haben wir ungefähr folgende Ueber- 
sieht dei" Staats >^ Gefället 

I Die dem Suverän übeiclassenen 
Kapitale^ 

«ie sindt 

1. Domänen, ' , 

2. Regale. 

IL Steuern^ 

1. aus liegenden Gtünden^ 
' . d) von Lätfdereyen ,. » 
i) von Gebäuden, 
e) von aus Ländereyen gezogenen 
Produkten, ' 
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3. aus dem Gewinn von Kapi- 
talen, 

u) von stehenden Kapitalen^ ^ 
. &) von umlaufenden Kapitalen, 

3. Rang- und Kopf-Steuern, 

4. Konsnmtions-Steuern. 

m. Rfickfiflle an den St^at, 

1. durch die Lehens*Verfassung, 

2. durch die Fi«kal-£rbfolge> 

IV. Taxen. ^ 

V. Erhöhete oder neue Steuern, wel- 
che nur in dringenden Fällen und auf 
eiifie gewjfse Dauer Statt finden , und 

^ wovon oben schon geredet worden ist. 

Um nun mit diesen Befriedigungs ^ Mitteln 
der Staats -Bedürfnifse genauer bekannt zu weir- 
den , so wird nOthig seyn , I diese Quellen nätier 
und einieln zu betrachten : 

|. Pie de,m Suverän ttberlassenen 
Kapitalew / 

t.r Domänen. 
Domänen sind Landgüter, welche 
^em SuYCirfo) als Suverän oder als Repräsentant 
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des Staates überlassen sind, um emea The^) der 
Staats- Ausgaben davon zu bestreiten. Ihre Be- 
nutzung kann auf dreyerley Weise bezweckt 
werden : Entweder lä'iset sie der Suverän selbst 
unmittelbar bauen y oder sie sind von ihm an 
Pächter überlassen , oder er verwandelt sie in 
Bauerngüter und verkauft sie. Eine kurze UA- 
tersuchung dieser drey Benutzungs« Arten wird 
das Resultat ah die Hand geben, we^hea die 
beste und vorUieilhafteste &ey^ 

In ehemaligen Zeiten waren die Domstncn 
ein wahres Eigen thum des Staates, und bildeten 
damals die einzige Quelle dts Staats - Einkorn- 
, mens. Sie wurden von dienstbaren- Leuten be- 
sorgt, und von dem Ertrage wurden die Staats.- 
Bedürfnifse bestritten. Damals war die Regie- 
rung bei weitem nicht so viel umfassend , als sie 
gegenwärtig ist , sie konnte daher^ auch nicht so 
viele Bedürfnifse h5thig haben, als^jezt, wo die 
Vertheldigung gegen auswärtige Feinde- einen so 
grbfsen Theil des Staats - Aufwandes ausmacht. 
Allgemein läfset sich annehmen , dafs jedes Ge- 
werbe , welches der Staat unmittelbar auf seine 

Kosten besorgen lasset, nie den Ertrag gewähren 

f 
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TVirdi welchen Privat -Eigenthümer bei ihrer ei» 
.^eneo Bc^sorguog heraus bringen; weil bei der 
Besorgung von Seit^ des Staates die dabei angc- 
atellten Personen niemals das Interesse haben, 
w^lchejf der Privat -Eijenthttmer hat» 

Grofse La'ndereyen, dergleichen die DomK«« 
nen gewöhnlich sind, besonders wenn sie von 
Staats - oder des Snver^tns wegen bebauet wer- 
den, gewähren nie das Einkommeni was sie gcs 
ben konnten, $ie erfordern %u viel Zugvieh, zu 
viel Gesinde und PUnger, sie sind weit schwe* 
jrer zu tibersehen 9 und^ was das Wichtigste ist, 
die Dauer einer günstigen Witterung ist selten 
so lange , dafs die grofse und 'oft ungeheure An-> 
tahl Morgen gehörig in den Stand gestellet oder 
auch abgeerntet werden könnte. Aller Fleifs 
wird nie zureichen, e^ne so ergiebige Ernte zu 
erhalten, als kleinere Bauerngüter gewahren. 
Zu dem kömmt öfters noch die scj^lechte Auf- 
sicht oder gar die Veruntreuung des darüher 
. ^esezten Beamten, Werden aber auch derglei- 
chen Domänen verpachtet, so treten nicht 
iiur die so eben angeführten Gründe ein , son* 
dem ein Pächter, vorzüglich, wenn seine Pacht 
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nur kurze Zeit dauert, wird sich eben so wenig 
Mühe geben. Die Menge Felder hält ihn glei-* 
eher Gestalt ab, sie übersehen su können. Wer* 
den aber auch die Domänen zu mehreren klei- 
nem Theilen, wenn es sich thun lasset, ver- 
pachtet, so wird der Pachter gewifs nie die Ver- 
besserungen vornehmen, als wenn er sein ihm 
bleibende« Eigenthum vor sich hätte; wenigstens 
nicht diejenigen Verbesserungen,' davon er iie 
angewendete Mühe und Kosten erst s6hr spät 
wieder bekäme und vielleicht gsr auf den Nüs- 
sen Verzicht thun müfste. Pie vielen Remis* 
sions - Fälle bei verpachteten Gütern , das Unan«' 
genehme der dabei sieh ereignenden Streitigkei- 
ten und die Casus insol^ti et insolitissimi sollten 
allerdings auch ein Beweggmiid seyn , 4^^ Ver- 
pachtungen aufzugeben. Wenn wir bliese und 
die noch weiters daraus entstehenden Inkonvc- 
nienzen und Nachtheile betrachten , so ergiebt 
sich die auch bereits schon allgemein angenom- 
mene i Meinung sehr natürlich, dafs die Ver- 
wandlung der ..p o m änen in Bauern- 
güter die vorzüglichste Benutzugs- Art sey. . 
Nicht cur eine bessere Kultur, sondern aufh 
eine gröisere Bevölkerung ist dadurch der Ge* 
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wlnn eines Staates,- und mit dieser Bevtflkeritng 
auch eine grGfsere Versehmng und ein gröfserer 
^ wachs an Kräften. Selten wird ein Staat 
ohne Schulden seyn , und wie gut kann er sich 
damit helfen, wenn er dergleichen Domänen aii 
Privat -• Eigenthümer verkauft. ' Durch besser^ 
Kultur und Benutzung steiget der Ertrag, und 
der Staat kann mehrere Abgaben erheben, ner 
ben dem , dafs übeiiiaupt im Ganzen der Natio* 
lial- Wohlstand ungemein viel gewinnt. Grofse 
zusammen gelegte Ländereyen sind immer eia 
Kachtheil, weil sie nie zu dem Ertrage gebracht 
werden können, welchen die kleineren Bauern* 
gttter abwerfen. Wer mehr darüber lesen, un4 
•ich von der Wahrheit dieser Behauptungen 
überzeugen will, der bediene sich der kleinen 
Schrift? 

Die Vernirsndlang der Domänen in Bauerngüter 
als das beste Mittel zur Bevölkerung, Macht 
und ReiGhtbum eines Staates) ven A< S, v.Z« 

Strasburg, ijfto* 

iKrenn man überlegt, was die Erhaltung der 
vielen wirthschaftlichen Gebäude, des Gesindes, 
•dbst der Beamten und oft deren Veruntreuunp- 
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gen betragen ; was die n^thigen Heparatlonen an 
Schiff und Geschirr , die Taglöhner zu Ernte- 
He^ - und Dreschzeiten kosten ; wenn man fer- 
ner überlegt, um wie viel die Staatskpfte an 
Händen und der Staat selbst durch die yergröf- 
»erte Vermehrung an Gefaillen gewinnt, so sollte 
idan sich wundern, wenn nieht alle Domänen in 
kleinere Bauerngüter verwandelt, verkauft, und, 
im Falle' auch den Käufer der ganze Kaufschil* 
liiig auf einmal genirte , von demselben in klei^ ' 
jiern Zahlungen nach und nach angenommen, 
oder, wenn es nicht anders seyn köi|||^te, gar 
umsonst abgegeben werden. Zum Ruhme der 
gegenwärtigen Regierun «[s ▼ Verfas^sungen kann 
man aber auch sagen , dafs die meisten Staaten 
aich dieser Verw^amllung ihrer Domänen in Dauf 
erngttter sum gröfsten Theile bereits schon mit 
I^utzen bedienet haben, wovon sie, wie nanlr^ 
)ich ist, den grofsen Vortheil empfinden. £s hat 
übrigens aux:h nicht an Vertheidigern des Ge* 
/|;entheils gefehlet; SP behaupteten n, B, die fran- 
9;liiiischen ReqhMg^^^^t^W «w^'^ auch, dafs die'> 
Pomänen zu Bestreitung der Staats^Ausgaben b^ 
ftimmt seycn; allein ^ie. folgerten darauji, dafs 
die Sgiaäiiexi, weil m e^ Staate- £igenthmn 
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seyen , nicht verSufsert werden kdnaten , damit 
die Unterthanen nicht Gefahr liefen, allzusehr 
snit Abgaben bele^ in werden. 

Grotius de jitre belli et paots* L. IL c» ^; 
Qf, u« sagt: Siint patrimoninm popriii, cujut 
fructus desttnati sunt ad snstentanda Rei* 
pnblicac ant Principis digniutU ooera. 

Diese Grundsätze wurden auch wirklich zu 
Ende d^a siebenzehnten Jahrhunderts und zu An- 
fange des achtzehnten in Deutschland eingefUhr^; 
allein ein August in von Leyser bewies die 
Unrichtigkeit derselben in seinem Werke: 

Pe assentationlbus Jurisconiultorum in doctrina 
de Domaniis, In Specim* 6$7* Vit* I74i. 

Die Römer hingegen , welche ebenfalls solche 
Güter hatten , Uberliefsen dieselben an die Un? 
terthänen gegen, gewifse Zinsen und Abgaben, 
CCanones) und fuhren sehr gut dabey. Nichts 
deato weniger haben neuere Scbriftatel er, als: 

Job. Arn» Kein hold, lieber Vereinzelung 
der Dom^ntalgi^ter^ und einige einschlagende 
Materien 179z* \. ■ 

fxlL Ant ReifsigU Von Vcrstückung der 
Güter» Fine Abhandlung. Salzburg, 1793« ' 
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6f fetd, Führer. Ueber die z wf cknärsisftf» 
VortheiUTafteste Benutzung der Damäften oder 
anderer Landgüter, mit Rücksicht auF deren' 
Vcrtheilung, Hannover, ^1797^ 

^la ungenannter Lami-Edelfnann. Ueber die Zer- 
schlagung der Ritterguter, besonders im Bay* 
reuthischen. 1799, 

mehr oder weniger gemä'fsigt dagegen geschrie- 
ben, nnd allem aufgebothen, die Zerstückelung 
der Domänen und Rittergüter in verhindern. 
Li^t man aber dagegen 

J, ?on, Sonnenfels. Xfnterricht von Ver- 
wandlung der Kais, Königl, Domänen in 
Banemgütcr» Wfen, 177«. 
Desselben Abhaadlnng und Unterricht von Ver- 
wandlung der Kais. Kön* Domänen in Ban- 
erngüter. Wien, 1773* 
Die obige schon genannte kleine 'Schri{iu Stfts« 

bürg, 1760« X 

H« Kamp hofner« Beschreibung der Nieder* 
leguQg der KönIgU Domänen in Holstein nnd 
Schleswig, Koppenhagen» 1787« 
K. A* N ö 1 d e c h e n. Qekonamische staatswirth* 
schaftliche Briefe über das Nieder«Oderbrueh 
und den Anbau der Domänen; nebst einer 
Situationt- Karte de« Qderbrnehs« Berllot 
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A. U.UtztU Brief« über die Wirths^haft groC- 

ser Landgüter und über die Ursachen des . 

geringen Ertrages derselbtii. ' Heilbronnp 

1796* 
Pfeifers Finanz - Wissenschaft, Hptst. IIL 

Kap. I. S.'69 — 73, 

90 wird man völlig überzeugt werden, dafs die 
Verwandlung der Domänen, Ritter«^ und grofse'n 
Landgüter in kleinere Bauerngüter weit mehr 
vortheilhaft sey, un^ einem Staate mehr Kräfte,^ 
JWacht und Wohlstand verschaffe. 

Die NatuF der Sache selbst spricht dafür; - 
denn es ist sehr wahrscheinlich, dafs derjenige 
Pichen • IiihaU , welchen ein Domä'nengut ein. 
nimmt, wenn es seihst gehauet oder verpachtet 
wird,* nie die mehrerea Familien aufnehmen 
kann, als wenn es in kleinere Güter zertlieilt 
ist und als ein Eigenthiim in heisere Kultur 
k(hnmt. Der Staat gewinnt an Bevölkerung, an 
l^acht und an Kräften sehr vieL Sein Jinnerer^ 
Gehalt an Quantität und Qualität nimmt zu und 
endlich mufs Natipnal ^ Wohlstand daraus ex-^ 
fplgCA. 
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fi. Regale* 
^ Obgleich alle nuzabwerfende Gegenstände 
eines Staates, \yenn sie unmittelbar von dem Su-* 
vera'n benuzt werden , nicht diejenige Ausb^iite 
gewiihreni welche sie unter Privatbesitzern ab- 
werfen wtirden ^ so giebt es doch auch Gegen« 
stände in einem Staate ^ davon der Suverän' die 
Benutzung tibernehmen mufs, sowohl wegen 
der Sicherheit, als auch weil sie die Zerstücke^ 
lung in Privat-Antheile nicht wohl zulassen, ohne 
den beabsichtigten Zweck zu verfehlen > wie 
z. B. Post en, Münzen u. d. gl. Diese Gegen->> 
stände heifsen die Regale. Mehrere Schrift- 
steller machen einen Unterschied zwischen Re- 
galen des Fiskus und zwischen Finanz -Re- 
galen; da sie aber keine bestiifimten Grenzen 
gesezt haben , und nun einmal der Suverän sich 
dieser Regale angemafst hat, so begnügen wir 
uns hier mit dem Begriffe, dals sie der ober«' 
«ten Gewalt vorbehalteue Rechte 
seyen, und wollen blofs die Haupt -Gegejdstän de. 
derselben, worüber die SchriftsteUer überein'' 
stimmen, herausheben» Sie sind: die Walde 1», 
die Gewässer, die LandstrafseA und die 
Güter unter der Erde. 
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Zu den Wäldern werden dasForst-und 
Jagd' Regal gerechnet Das Forst-Regal 
ist von zu grofser Bedeutung und von zu wich- 
tigen Folgen, als dafs es in Privat - An th eile zer- 
stückelt seyn könnte. Ein einziger gemachter 
Fehler erstrecket sich gleich auf ein Jahrhun* 
dert, und dies mufs immer ein sehr bedeutender 
Gegenstand ^seyn, v^eil nicht alle Privatpersonen 
die hinlänglichen Kenntnifse davon haben kön« 
nen. Dieses Regal mufs aU ein )wahrer Polizey- 
Gegenstand von dem Suverän behandelt und ge-> 
leitet werden, um ein so gan£ unentbehrlichem 
Bedürfnifs für alle Bürger des Staates nicht der 
Willkür des Ungefähfs , und sehr oft der Hab« 
sucht der Privathande zu Überlassen. Aber auch 
der Suverän darf von der allgemeinen Ünent- 
BehYlichkeit dieses Regals keinen Mifsbrauch 
maehen. Das Jagd^Regal hingegen * welche« 
von dem Suzerän entweder ,als ein Gegenstand 
des Vergnügens oder eines ansschlief^lichen Nuz- 
zttngs^ Rechts gewöhnlich angesehen wird, sollte 
in keinem Falle fexistiren , weil ei sowohl für 
die Wälder, als vorzüglich für den Feldbau, der 
für das nothwendigste Bedürfniis der Menschen 
tAjk I^upt* Gegenstand ist» sehr schädlich ht 
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Zu den Gewä'ssern rechnet man die 
<ahme und wilde Fischerey. Diese sollte 
auch niemals, ein Regal des Suverä'ns seyn , son- 
dern immer als ein Gewerbs* und NahrungS"« 
zweig der Bürger angesehen werden. Da sich 
übrigens det Suveriin ihrer einmal angemafst 
hat, so ist ihre Verpachtung das beste ansura** 
thende Mittel. 

Zu den Landstrafsen können^ gerechnet 
werden, das Post-Recht, das Geleits- und 
Zoll-Recht Die beiden erstem sind beson« 
ders für die Handlung sehr nützliche Anstal- 
ten, und für die Leitung des SuversCas sehe 
schicklich« 

Zu den Gütern uiytei* der Erde gehtt« 
ren das Sals«» und Bergwerks-Wesen und 
das daraus sich ergebende Münt-Regal. Das 
Salz-Regal soU auch nie^ als ein allgemein 
nothwendiges und unentbehrliches Bedürfniis der 
Menschen, zu einem Mifsbrauche gemacht werden« 
Pas Münz^Regal hingegen eu einem Gegen- 
stände des Staats*Ein kommen s su machen, |ieifst 
die Würde des SuversTis und das Zutrauen der 
Staatsbürger verletzen. Htf<Uistens können die 
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Prifgungskosten Üarauf geschlagen ^ aber es soll 
nichts weiter von dem innern Gehalte wegge-» 
nommen \verden. Diesen Grundsaz mufs jedoch 
jeder Staat beobachten ; denn wenn es nur Einer 
nicht ^h,ut, so werden alle andere zu gleichen 
y Schritten dazu gezwungen y weil sie sonst in 
Schaden kommen» 

»« ' ' ■ 
Smith genehmiget, dafs die Post und Münz« 
dem Staate ein kleines ißinkommen für die Öf- 
fentlichen BedürfnijTse abwerten, hingegen heifst 
er alle Regale schädliche Monopole, die sich det 
SuVerän anitialse und di'e der Natur des Natio<^ 
nal-Woiilstandes zuwider seyeil. £^ wünscht di^ 
Regale, so wie jedes Gewerbe in den standen 
von PrivatpersQnien gegen eine Abgabe an den 
Staat zu wissen, Weil sie nie so gut den beah* 
sichiigten Vortheil sowohl für den Süver^n als 
für den National^ Wohlstand gewähren, wenn 
sie von Seite des Suverä'ns benuzt werden. Nach 
tinserm Ermessen mufs ihan aber einen Untere 
schied machen/ zwischen Regalen^ die eine Zer-> 
Stückelung und Benutzung von Privatpersonen^ 
und zwischen Regalen^ 4kie es nicht gestatten^ 
JAuch zwischen solchen ^ die (anx entbehrt yrt^ 
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den sollten, und nur dem National- Wohlstande 
Hinderiiifse in seiner Fortschreitung entgegen 
stellen. Unier die erslere Gattung rechnen wir 
das Jagd-, Bergwerks- und Wasser- 
K.ectttj Unter die Eweyte, das Forst-, Ge- 
leits-, 'Salz- und Münz-Recht, jedoch das 
\ « leztere ohne Bezweckung eines Gewinnes für das 
öffentliche Einkommen; und unter die dritte 
Gattung, das. Mauth - Recht, Zoll -Recht, 
Accise-R^cht u..dgl. m. Smith, und wir sind 
«einer Meinung, behauptet, dafs die Abgabea 
filr die öffentlichen BedUrfnifse eines Staates ap 
viel möglich nur von dem reinen Eiii^kom- 
snen der Bürger erhoben werden sollen. 

Von der iweyten Gattung könnte auch nocÜ 
das Fostweseu, wenigstens der Transport in die 
erste gesezt, und diesem zu Folge unter der Ober- 
Aufsicht des Suveräns durch Verpachtung in 
Privat-rfände g^eben werden. Aber so, wi« 
es in Deutschland der Fürst von Taxis hat, bringt 
es jedem Lände wahrhaft grofsei^ Schaden ; denn 
das Geld, was die Posten in so vr eichlichem Mafse 
eintragen, wandert ins Ausland und in die Kasse 
eines ftlnten, der es Jm Amlande venehret. 

6 
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^3Siii sehr bedeutender Gegensfaad fUr dieienigen 
Regierungen, in deren -Ländern diese Einrich* 
tung Statt findet! ^enn auch dieser Fürst einen 
Facht bezahlte^ jo würde er es nie. ohne hinläng- 
lich grofsen Gewinn thun , und da das Geld von 
den Posten, also auch dieser Gewinn mit aus 
dem Lande gehet, so ist er für das Staats-Ein- < 
kommen Wahrer Verlust. Ist das Pöstwesen aber 
in solche Frivat-Hände verpachtet, die im'Lande 
WDhnen« so bleibt der Gewinn, der aber doch 
nie so grofs seyn wird , als der für den Fürsten 
von Taxis, weil man alsdann genauer akordirt, 
im Lande, und kömmt durch Verzehrung in Um- 
lauf; der Staat selbst a^er gewinnt nicht nur- 
durch den bessern und genauem Akerd, son- 
dern auch durch die Konsumtion und Behaltung 
des Kapitals im Lande mehr Einkommen. 

IL Steuern, , ' 

I. aus liegenden Gründen. 

Unter den liegenden Gründen sind zweyer«' 
Iby Gegenstände zu verstehen. Ein Mahl die 
Ländereyen und dann die Gebäude. Die 
Steuern «os Ländereyen sind ebenfalls xwey^- 
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fach, ncmlich diejenigen, welche von verpach- 
teten, und diejenigen, welche von selbst 
bebaueten^^Gütern erhoben werden. Die 
Steuern von Gebäuden können «i^f verschie- 
dene Arten angelegt werden, und zwar, bald 
nach der Zahl der Heerde, der jfenster , der 
Rauchfänge, bUd nach der/Gröfse des 
Platzes und bald nach dem Ertrage. Unter^ 
die<e Klasse kann noch eine Steuer gerechnet 
w^erden, nemlich diejenige, welche unmittelbar 
aus den e.rhobenen Produkten abgegeben 
wird. Wir wollen nun diese Arten von Steuern 
4er Reihe nach durchgehen und ihre Tauglich- 
ieit zu Abtragung der Staats -Bedürfniüe unter- 
suchen. 

a) von Ländereyen. 
Wenn der Grund -Eigenthümer eines Gutes 
.dasselbe verpachtet ^at, so ziehet er von dem 
Pachter ein jährliches .Pachtgeld, welches ein 
reines Einkommen ist. Es ist daher sehr bil- 
lig, dafs er von diesem reinen Einkommen 
«ine Abgabe an den Staat entrichte; allein diese 
Entrichtung mufs keine von Alters her festge- 
s^te Abgabe und immer unabänderlich seyn, 
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sondern sie mufs sich nach dem gröfsern oder 
geringern Ertrage des Pachtgeldes richten, weni^ 
»ie als eine völlig gerechte Gleichheit 211 Entrich- 
tung der Staats -Bediirfnifse dienen soll; denn 
wenn der Bürger von seinem r e i n e n Einkom- 
men die Abgabe bestreiten soll, so mufs auch, 
diese Abgabe mit dem gröfsern oder geririgern 
Ertrage bald steigen oder fallen, alsdann ist die 
'Abgabe dem reinen Einkommen gleich. Um die- 
ses Einkommen zu wissen, kann man den Kon^ 
trakt des Pachtes zu külfe nehmen. Damit nun 
diese etwa erhöhetcn Abgaben» je nachdem es 
der Pacht mit sich bringt, kein Hindernifs der 
bessern Kultur, welche während dem Pachtfe 
öfters neue Auslagen erfordert , in den Weg 
legen, können, *so soll die Erhöhung nur von 
demjenigen Zeitpunkte anfangen, wo der Pacht- 
Kontrakt aufgehört hat , und ein neuer in seine 
Stelle getreten ist; dadurch wird also der Pach- 
ter nie abgehalten , Verbesserungen in seinem 
erpachteten Gute zu machen, und die erhöhete 
'Abgabe f^ngt nur mit dem neuen erhöheten 
Fachte dn , welches eine gerechte Gleichheit mit 
dem Einkommen ist» 
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Bestellet aber ein Grund -Eigenfhümer selb 
Gut selbst, 80 wird der Ertrag seines Einkorn« 
jnens am schicklichsten durch die Scha'tzuog von 
lienacfabar^en Pachtern und Grund-Eigenthümern 
geschehen ktonen. Ein^ Vermessung des Gutes, 
ohne auf die^ gröfsere oder geringere Fruchtbaiv 
keit zu sehen, würde ein weit ungereimteres ^ni 
weitläuftigeres Mittel seyn. Diese Schätzung 
müfste nu|i von Zeit zu Zeit, wozu man gewiise 
Jahre fest sezet, immer wieder erneuert werden. 

Ob nun gleich diese Art der Erhebung et« 
was kostspieliger ist , als wenn ein bestimmter 
Kanon , der fflr alle Jahre und fiir immer gleich 
fest gesezt ist , darauf gefegt wäre , so ist diese 
Abgabe dem reinen Einkommen gemäfser, und 
"den Veränderungen der Zeitumstäüde nicht un- 
terworfen, sondern nach_dem vermehrten oder 
yerringertcfn Einkommen des Grund -^Eigenthü- 
mers berechnet, auch wird die etwa kostspieli- 
gere Erhebungs«^ Art sicher durch das gröfsere 
Einkommen efsezt werden. Eine Steuer, wel« 
che nach einem unveränderlichen bestimmtea 
Kanon von Ländereyen entrichtet wird ," kann 
nicht anders, als mit der Länge der Zeit undr 
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ihrer Veränderlichkeit ungleich Werden. "Wer- 
den die Ländereyen kultivirt, und gerathen also 
in einen Zustand der Verbesserung, so gewinnet 
der Gutsbesitzer.; bei dem Zerfklle der Lände- 
reyen hingegen , wird der Vorlhfcil stuT Sehe des 
Landesherrn seyn, wenn imin&r eine gleiche be- 
stimmte Steuer bezahlt wird./ Wenn nun die 
Abgäben itach dem Steigen oder Pallien aer Kul- 
tur erhoben werden, so stellet sich eine gerechte 
Gleichheit herj die Vo^n dem rei nen Einkommen 
4er Bürger erhoben wird. Smith sagt in sei- 
nem Werke: 

„Indefs rühren die Vortheile , welche die 
^^Gutsbesitzer in Grofsbrittaiuiien von der 
^Unverä>derlichkeit der Schä'tzi^g^ nach 
„welcher die Landsteu^r aufgelegt ist , ein- 
lernten, vornemlich von einigen Umstan- 
,,den» die gar nicht in dej^ Natur dieser 
siStelier selbst liegen/' 

„Sie rührten zum Theil von dem allge- 
„meinen Flor her» zu welchem sich fast jeder 
„Theü des groübrittannischen Reichs erho-» 
„ben hat, indem seit der Zeit, da die erste 
„Anlage der Steuer gemacht wurde, der 
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„Pachtung fast aller Landgiier ohne Aua» 

„nähme gestiegen ist. Die Gutsbesitzer ha- 

,»ben also den Unterschied gewonnen , zwi- 

^^ „sehen dem , was sie an Landstei^er wirk- 

„Hch zahlen, und was sie wttrdeu bezahlen 

),müfseiy wenn die Steuer nach Verhältnifs 

„der gegenwärtigen Pachtzinsen aufgelegt 

„würde. Wäre der Zustand der Dinge um- 

. < ^gekehrt gewesen^ waren die Pachtzinsen in 

„Jenem Zeiträume, durch die Abnahme der 

' „Kultur ^ oder der Bevölkerung gefallen ; so 

„würden die Gutsbesitzer^ nach Mafiigabe 

„dieser Verminderung^ durch dieXJnverän* 

„derlichkeit der Steuer verloren haben.^^ 

Auf beiden Seiten wäre alsa keine Gleichheit, 
welche nur in dem yerhaltnifse des Steigens : 
und Fallens der Landgüter in der Kultur gefun- 
den werden kann. " Eine Steuer mufs nicht nach 
denjenigen Umständen eingerichtet werden , die 
vorüber geheiid' und zufällig — sondern nach 
solchen, die nothwendig, gleich,, und also, immer 
dieselben sind. Sie mufs nicht Von den Umständen 
abhängen, bei denen sie Gefahr läuft, sondern 
sie mufs auf alle Umstände passen, und mit den* 
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Belben, wie sie sich mit dem reinen Einkommea 
ergeben, fortschreiten^ sie muis ewig und gleich 
gerechlseyn* 



Es ist hier noch die Frage zu machen, ob es 
vortheilhaftcr sey, diese Steuern in Natura oder 
in Gelde einzuziehen ? Erhebet man sie in Na- 
tura, so mufs allerdings diese Art der Erhebung 
noch weit kostspieliger werden, und die Summe, 
ivelche zu dem Aufwände ^schlagen /wird, noch 
weit mehr vergröfsern, auch Abgang, Betrug und 
dergleichen köunten das öffentliche Einkommen 
noch mehr schwachen. Geschiehet hingege/i die 
Erhebung in Gelde, so kann der Steuerpflich- 
tige seine nach den Naturalien bestimmte Abgabe 
entweder nach dem jedesn^aligen Marktpreise, 
der aber von der Landes- oder Proviuzial- Re- 
gierung bestimmt wird, oder nach einer aus 
einigen vorher gehenden Jahren gezogenen Frak- . 
tion desselben entrichten. Wäre aber die ganze 
Abschätzung der Gütef* bei der Auflegung der 
Steuer auch nach Gelde bestimmt worden, wel- 
ches freylich immer das Kürzeste und Bequem- 
ste ist, so ist auch die Fraktion nach Marktprei- 
sen nicht nöthig. 
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Da& aber der Preis des Silbers odCT die Ver- 
2£aderang des Münzfufses mit dem Steigen und, 
Fallen einen Schaden entweder für den Gutsbe- 
sitzer odey den Landesherrn yerursachen könne, 
wie Smith behauptet , davon kann ich mich bis 
jezt noch nicht überzeugen, weil ich glaubcj dafs 
die Veränderung des Preises und des Münzfufses 
immer ein gleiches Verhalt nifs in Ansehung aller 
and?rn Dinge halten würde. Er sagt nemlich iv 

„So wie die Landsteuer in baarem Gelde be- 
izählt wird; so ist auch die Abschätzung 
„der Güter bei der Auflegung der Steuer 
„nach Gelde bestimmt worden. Seit dieser 
„Zeit ist der Preis des Silbers ziemlich gleich- 
^yförmig geblieben ; und weder ^der Münz- 
„fufs, noch Schrot und Korn verändert Ivor- 
„den. Wäre d^^Werth des Silbers be- 
„trächtlich gestiegen , wie dieses die beiden 
„Jahrhunderte, hind'urch, die vor Entdek- 
„kung von Amerika verflossen' sind, der 
„Fall gewesen zu seyn scheint : so würde die 
„XJnveränderlichkeit der Steuer den Gutsbe- 
„sitzem sehr lästig gefallen seyn. Wäre der 
„SübelTHYerth beträchtlich gefallen , wie er 
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' „wenigstens während eines Jahrhunderts 
j^nach Entdeckung' der reichen amerikani» 
„sehen Minen scheint gefallen zu seyn ; so 
9,würden dadurch die königlichen Einkünfte 
„sehr gelitten haben. Wä're irgend eine be- 
„deutende Veränderung in dem MUnzfufse 
„vorgefallen; es sey, lindem dieselbe Quan- 
„titä't Silbers einen hohem, oder i\n dem sie 
„einen niedrigem Nennwerth bekommen 
,ihättey und zum Beispiel eine Unze Silbers, 

• ' 5,die jezt zu ftlnf und einem Sechstheil Schil- 
„liiig ausgeprägt wird , entweder zu Geld- 
,,stttcken, die nur für halb, oder zu solchen^ 
„die für doppelt so viele Schillinge gegolten 
„hätten, ausgeprägt worden wär^: so hätte 
j,ini ersten Falle der Gutsbesitzer, in dem 
^^andern der Landesherr verloren/' 

fleh will auch annehmen, e» sey hier vom reellcfn 
-Werlhe, den der Staat dabei verlöre, die Rede,. 

wenn^ 4.er Werth des Silbers^ ©der die Münze ge» 
.stiegen, oder schlechter geworden wäre. Aller 
.^erth des Silbers, so wie aller Metalle, ist nur 

eingebildet, und dienet lu' einem allgemeinen 
.Tausch- Mi tteL Weaa oua der Preis derselben . 
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sich erhöhet^ so steigen nach demselbi^n verkfilC» 
rifsn^afsig alle Dinge, die für dieses Tausch -Mit- 
tel eingekauft werden , und es würde in RUck* 
sScht soiwohl des Gebers als Empfängers das Ver- 
hältniis wieder gleich werden ; dehn es würde 
ungerecht und lächerlich seyn, wenn der Geber 
in derjenigen Müiizsorte bezahlen sollte » welche 
vor alten Zeiten, wo die Steuer regulirt forden, 
im Gebrauche war. Ist) sie nun schlechter ge- 
worden, so bezahlt er mit dieser schlechtem 
Münze die ihm angesezte Summe,' und verliert 
-nichts; eben so kann auch der Staat, als £m- 
pfltnger, nichts verlieren, weil er eben diese 
Münze um den gleichen Werth , wie er sie ein* 
genommen, wieder ausgibt, und weil sie allge-* 
mein für diesen Werth passirt. ' Wir wollen es 
von einer andern Seite^betrachten: TVenn z. B. 
ein^ Gutsbesitzer 10 Gulden Steuer zu entrichten 
hat, und er niufste lo Malter Getreide verkau- 
fen, um die Stimme von lO Gulden zu bekomm- 
xnen, so scheinet Smith zu glauben, dafs er, wenn 
der Preis des Silbers noch Ein Mahl so hoch stie- 
ge, alsdann 20 Malter verkaufen müfste, um seine 
schuldige Summe von lO Gulden entrichten zu 
können ; allein wir glauben» dais sich der Guts* 
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besiizer, wie )edei* Kaufmann, auch hier nach 
dem Werthe seiner Abgabe richte. £r schlägt 
sie immer auf den Preis seines Getreides upd 
rechnet darauf. Das Getreide ist für den Men- 
schen eine ganz "unentbehrliche Sache, er muis 
es haben. So lange freilich nur ^ie Rede; zwi^ 
sehen dem Staate und dem Gutsbesitzer ist, ohne 
auf alles Weitere Rücksicht zu nehmen, so kann 
Smith recht haben; allein man mufs hier nach 
unserm Erachten auf die Konkurrenz des Ganzen 
sehen. Es gehet hier gerade, wie mit der Er- 
höhung der Steuern; so jiald dies geschiehet^ 
steigt, auch der Verkäufer mit seiner Waare, 
und er macht sich für die erhöhete Steuer vom 
Verzehrer bezahlt. Ist das Geld rar, so l^nnen 
alle Produkte fallen, die nicht unentbehrlich 
aind, und der Verkäufer solcher Produkte ibufs 
mit dem, Preise herunter gehen, weil der Ver- 
braucher derselben sie sonst nicht nimmt, und 
sich eher einschränkt { aber der Gutsbesitzer," 
welcher das unentbehrlichste Bedürfnifs des 
Mens<^hen hat, wird sich gewifs in Gleichheit 
setzen. Der Produzent rechnet einmahl die Zinsc 
seines Kapitals und die verwendeten Kosten, 
worunter auch die Steuer ist i wenn nuo diese 
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Siteuer durch das Steigen des Preises des GeHes 
rergröfsert wird, so mufs er diese Erhöhung auf 
sein Getreide schlagen und sich vom Verxehrer 
jbezahlen lassen. Es ist zwar wahr, der Staat 
gewinnet dabei, aber der Produzent verliert 
nichts. Uebrigens will ich damit nicht sagen, 
dafs ein fest gesezter Kanon, als Steuer, besser 
wäre; denn ich bin davon, dafs die Abgaben 
mit dem reinen Einkommen verhä'ltnifsmäfsig 
steigen und fallen sollen , als eine gerechte und 
l>illjge Sache, völlig überzeugt. , 

Bei einer Steuer, die mit dem Ertrage der 
Güter steiget und fallt, kann' man den Einwurf 
machen, dafs^ie den Gutsbesitzer abhalten wür* 
de, in seinem Gute Verbesserungen zu machen, 
und dafs sie daher der Kultur des Ackerbaues 
hinderlich seyn^ würde, wenn der Gutsbesitzer 
seinen erhoheten Ertrag beständig mit dem Lan- 
desherrn theilen sollte, welcher doch zu Hiesen 
•Kosten keinen Beitrag gemacht habe. Diesem 
Einwurfe lä'fset sich aber vorbeugen , wenn 
man dem' Gutsbesitzer noch vorher, ehe er seiri^ v 
Verbesserung vornimmt, sein Gut abschazt, und - 
ihm Bach dieser Abichütiung seine 
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Steuer auf so viele Jahre fest setzet, bis er ilhpK 
die zu dieser Verbesserung verwendeten Kostea 
entschädigt seyn kann. Mit einer solchen Steuer 
entstehet ein Hauptvortheil für den Ackerbau, 
dafs neqalich der Landesherr ein gröfseres Inter-, 
esse an der Kultur und dem Fortschreiten des, 
Feldbaues nehmen, und aUe möglichen Mittel zu 
seitiem Emporkommen anwenden wird. 

5). von Gebäuden. 

^ Die Steuern von Gebäuden sind zwar eia 
schicklicher Gegenstand zu den Befriediguags* 
Mitteln der Staats -Bedürfnifse, weil ihre Erhe- 
bung so leicht und unmittelbar geschehen kann, 
aliein sie werden von einem Gegenstände ent- 
richtet, welcher nichts hervorbringt. Weder 
der Grund und Boden , noch das Gebäude selbst 
kann eine Erzeugung hervorbringen ; sie sind da- 
her nicht den Steuern aus Ländereyen gleich. 
Sie gewli'hren aber doch demjenigen, welcher 
einen Miethzins .ziehet, ein reines Einkominen, 
das erojine Muhe erhält. Bisher hat man ge- 
wöhnlich nur vom Grunde und Boden eine Steuer 
bezogen , welche gemeiniglich sehr niedrig war. 
Smith verlangt eine doppelte Auflage auf Gehäu- 
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de. Er thcilet das EiiEikommea von Häusern in 
das vom Grunde und Bbden, worauf das Haus 
stehet, und heifst es Grundrente, und dann 
in das vOm Hause selbst, und heifst es Bau« 
rente^ Auf beide Renten, will er eine Steuer 
gelegt wissen. Er glaubt sogar, dafs die Hä'user 
ein Gegenstand seyen, welche mehr Abgaben, 
als bisher, ertragen könnten , und setzet dergleir 
chen Steuern mit Recht in das Verhältnifs der 
Konsumtions - Steuern , weil die beiden Theile 
der Rente von Gebäuden,' als von einem unpro- 
duktiven Gegenstande, aus irgend einer anderjQi 
Quelle des Einkommens bezahlt werden ,. und 
deiswegen die Auflage auf die Hente von Gc;-* 
bau den am Ei^de auf alle Theile des Einkom- 
mens eines Bürgers fallen rnüBse^ wie es bei den 
Konsumtions - Steuern dejc Fall ist. Der Grund« 
herr ziehet eine Rente vom Gri^nde und fioden^ 
worauf das Haus gebauet ist, und diese ist ein 
reines Einkommen , das ohne Mühe ynd Auf- 
wand, nur aus dem Besitze gezogen wird« Des 
Hausbesitzer entHchtet einen Miethzins, welches 
im Verhältnilse der Zinse des darauf verwende* 
.len Kapitals und der etwa vorfallenden Repara» 
luren stehet ^ denn würde der MiethzixMf diß. 
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Zinse und Reparaturen nicht tragen, so wttrdea 
die Kapitale auf andere Gegenstände angewen- 
det werden. Der Erbauer der Häuser mUfs sich 
daher^ an dem Afiethsmanne entschädigen, wel- 
cher diese Abgabe" aua irgend einer Quelle sei- 
nes' Einkommen» ziehet, und so werden natUr» 
lieh diese Häuser-Auflagen einer Konsumtions- 
Steuer gleich. "Wenn ein Gebäude leer stehet^ 
so kann nach Smith's Meinung auch keine Steuer 
davon entrichtet werden, weil es weder dem 
Grund-Eigenthümer, noch dem Eigen thümer des 
Hauses, wenn es zwey verschiedene Personen 
sind, ein Einkommen gewähret. Hier bin icH 
nicht mit demselben ganz einverstanden; denn 
vom Grunde und Boden sollte immer eine Ab- 
gabe entrichtet w^erden müssen, w^enn auch das 
H^us nicht bewohnt wird. Es ist zwar wahr, 
dafs es dem Eigenthümer des Grundes und Bo- 
zens nichts einträgt ; allein der Grund und Bo- 
'den ist doch dadprch, dals ein Haus darauf ge- 
bauet ist, bennzt, und es könnte bei vielen rei- 
chen Häuser -Inhabern, besonders bei Landhäu- 
sern, der Fall ^yn, dafs sie leer stehen, es würde 
also dem Allgemeinen zu viel entgehen* Der 
'WndeOi worauf das Gel^äude stehet, yirürde sicheJ^ 



ftngebauet sejn^ wenn das Gelilfude sich nlcbt 
darauf beföndei also entgehet dem Ganzen der» 
ienige Theil Steuern ^ welcher » wenn der Bo^ea 
angeb^uet gewesen w&re, hätte an dem Staüts« 
Aufwände entrichtet werden sollen« Defswegea 
kann «ach die Grundrente nicht höher besteuert 
werden ^ als nach dem Mafsstabe, was der Fli^ 
chen >* Inhalt dei Bodens bei seiner Aobanung 
würde SU entrichten gehabt haben* 

Hingegen' von einer MieHirente^ welch* 
liurch die Nichtbewohnung eines Hauses nieht 
irxis^irt) kann keine Steuer erhoben werden^ 
weil kein Einkommen d^ ist Die Nichtbe-» 
freyung von der Steuer auf Grund und Boden 
i^Onnte vielleicht auch ein Antrieb seyo» eina. 
Miethrente sich zu verschaffen, um doch einiger 
Mafsen das Gebitude snbenutsen und die Steuer 
erstattet su erl^alten* Die Besteuerung der 
l^iethrente ist in der That ein sehr schicklicher 
Gegenstan.dy den man bisher bei Uns ganc auf 
der Acht gelassen. Bisher wurde nur ans dem 
Grunde nnd Boden eines Gebäudes eine sehr 
geringe Steuer erhoben , welche offenbar hoher 
hätte aeyn können ^ wenigstens immer in dem 

7 
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Verhältaifse , als dieser Grund und Boden hti 
seiner Anbauung, nach dem Mafsstabe der Steuer 
BUS XJändereyen, zii entrichten gehabt hätte. 

Auf eben diese Weise mufs auch die Selbst* 
bewohnung eines Hauses besteuert -vNrerden, dena 
tue kann immer auch als ein Einkommen ange* 
•ehen werden. Nur mMfs man hier allerdings 
einen Unterschied machen, zwischen Häusern in 
einer grpfsen Stadt, wo grOisere Nachfrage 
nach denselben geschiehet, und defswegen gröf- 
»ere Hfinten gezogen werden, und zwischen Häu- 
•ern auf dem Lande und in kleinen Städtchen. 
Diejenigen Häuser, weiche ihr EigenthOmer selbst 
bewohnet, können aber nicht nach dem, was 
die Erbauung derselben gekostet hat, angelegt 
werden, dies wäre ganz ruinirend; aber der 
Mafsstab, was er als Miethe aus dem Gebäude 
würde gezogen haben , wenn er es verlieheii 
hätte 9 kann fUglich hier Statt finden, ohne dafs 
es ihm wehe thun wtfr-de. - 

e) von den aus Ländereyen g'eiso* 
genen Produkten. 

In den meisten Ländexa Europens sind die 
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Abgaben voq den aus Ländereyen gezogenen 
Produkten der Zehen te. In Frankreich hiefsea» 
sie V i n g t i ^ m e s , weil sie zwey Mahl im Jahre 
gezogen wurden, also zusammen genommen au^h 
den zehnten Theil .ausmachten. £s gibt auch 
Länder, wo der gic? 9te, auch T5te Theil gege» 
^ ben werden raufs. Diese Abgaben werden' ab^c 
gewöhnlich mit dem Namen, Zehen te, belegt. 
Man hält Anfangs, dem Anscheine nach, diese 
Steuern für ganz gleich, weil man sie aus .dea 
wirklichen Erzeugnifsen erhält, die, je nach dem 
der Acker gut oder schlecht ist , auch rerjiält« 
nifsmäfsig mehr oder weniger Produkte« hervor 
bringen;, allein der reine Ueberschui> der gröf- 
sern oder geringern Fruchtbarkeit hält keia\ 
Gleichgewicht tiiit der Verwendung. Ein 
schlechtes Feld, auf welches mehr gewendet 
werden mufs, wird wenige^ reinen Ertrag gje- 
währen, wenn man den aufwand abrechnet, 
als ein gntes, Aiff diese Art würde das reine 
Einkommen durch diese Steuer ungleich be«. 
steuert Jede Verbesserung erfordert Kosten; 
die gröfsten sind die th^uersten, und so wttrde 
das Bewufstseyn, den Ertrag der Verbesserung 
mit dem Zehestherrn gleich zu theilen, jedea 
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Gttterbedizer abschrecken. Wiif wollen Smith 
dajrtther hOren, er sagt i 

y,Der Zehnte und }ede Landsteuer, die un- 
i^nittelbnr v«n 4^n Eneugntfsen erhoben 
yywird, sind unter dem Scheine der vollkom» 
„mensten Gleichheit sehr ungleiche Steuern« 
^iadem unter verschiedenen Umst&'nden und 
^bei verschiedenen Lagen zweyer Guter« 
^gleich grofse Antheile von 'ihren Ernten« 
«,sehr ungleiche Theiie des reinen Ertrags 
fyfiiT den Eijgenthümer derselben seyn ktfn* 
„nen. Einige Ländereyen sind so Frucht* 
,,bar, dais die Hälfte ihrer Ereeugnifse voll» 
-^ ^^kommen hinlainglich ist, dem Pachter sein 
«^auf.den Anbau gewandtes Kapital mit dem 
„in der Gegend gewahnlichen P£chterge* 
„Manne zu erstatten. £r konnte also, wenn 
„kein Zehente .zu bezahlen w4re, die fanse 
„andere HlÜlte der Erzeiiignifiie»' oder we^- 
„ches einerley ist« den Werth dieser Hfilfte« 
„als Heute an den Eigenthttmer abgeben, 
„Wird ihm ^er zuvor . der zehente Theil 
^seiner Ernten« untet dem Namen des Ze- 
„kentern abgenommen, so mufs er von seiner 



,yReiite den fünften Theil abalehen, acnfit 
„kömmt er nieht zu seinem Kapitale,' und 
„dem darauf, nach dem gewöhnlichezi Mafs* 
9,stabe der Ge(;end berechneten Gewinnste. 
' 9, Vier Zehenttheile des Erzeugnifses werden 
^also in diesem Falle die Rente da Grund- 
„herrii ausmachen. Auf unfruchtbaren La'n« 
^dereyen hingegen 'können die Ernten tu* 
„weileii so geringe und die Kosten der Kul«' 
y,tur so grofs seyn , dafs vier Fünftheile des 
y,ganzen £rzeugiii£ses darauf gehen, um dem 
„Pachter sein Kapital mit den gehörigen 
,^insen yrieder zu erstatten. In djliMem 
„Falle könnte^ wenn auch kein Zekente 
„wä're , die Rente des Grundherrn doch 
„nicht höher als ein FUnftheü d^s Er^ug- 
„ii^fsdi ausfallen*. Wird aber dieser Zehente 
„erhoben , "und mufs also von der ganzen 
,.Emte des Gutes der zehcnte Theil abgege*- 
„ben werden, so mufs der Pachter eben 
y,diesea zehenten Theil auch von der Rente 
„seines Herrd abziehen ; und diese wird also 
„aiif ein Zehen tth eil vou den Erzeugniiseii 
„des Guts zurück gesett Auf sehr reicheii 
\, „Ländereyea kann der Natural<<Zehente Vieli- 



\ „leicht nicht mehr als ein FUoftheil der 
,,Reiite wegnehmeni oder einer Auflage von 
^,vier Schillingen auf das Pfund Sterling 
„gleich st^n ; indefs er bei ärmern die Hälfte 
„der Rente verschlingt , oder einer Abgabe 
„von sehen Schillingen auf das Pfund Ster- 
„ling des jährlichen Einkommens gleich ist/' 

Pergleichen Steuern, Welche als Zehente erhoben 
werden 9 hindern audh sehr den Anbau anderer 
Anpflanzungen; denn die Regierung oder der 
Landesherr y welcher nur auf seinen Nutzen 
flehet, wird nie erlauben, Anpflanzungen zu ma- 
chen, welche ihm nicht zuträglich, sind , es aber 
doch dem Anpflanzer seyn können, und so würde 
ni^ht nur die natürliche Freiheit, sondern auch 
jede Spekulation darunter leiden. 

2, aus dem Gewinn vom Kapitale. 

Kapitale werden unterschieden durch 
umlaufende und stehende. Ein stehen- 
^des Kapital ist, welches seinem Besitzer einen- 
Gewilin bringt, ohne ihn zu verlassen. 'Z. B, er« 
Wbrbene Geschicklichkeiten, Anbauu'ng und Ver- 
teuerung des Bodens , Mascbineo | Werkzeuge» 
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Wirthichafts- Gebäude, Werkstätten, Waarch- 

Gewölbe u. ,d. gl. Ein um laufendes Kapital 

aber kann dem Besitcer nicht eher einen Gewinn 

bringen, als bis es ihn verlassen Eat^ und in die 

.Hände ein^s Andern gekommen ist; dergleichen 

. sind : Materialien , Manufaktur - ^und andere 

Kaufma^ins - Waaren , auch Lebens - Mittel , wel* 

che ZUI& Verkaufe ausgesezt ^ sind , und durch 

\ Tausch oder Kauf in Umlauf gebracht werden,, 

selbst auch das baare oder Papier- Geld gehöret 

KU dem 'ümlaufendeii Kapital f 



Wenn man von einem Kapitale, das man 
ausgeliehen hat, Gewinn erhält, so heifst er 
Zinse. Der Gewinn am Kapitale aber, wenn 
es irgend auf etwas angewendjet ist, ist det 
üeberschufs, welcher nach Wiedrer- Erhal- 
tung des Kapitals übrig i>leibt. Wollte man die 
Geld -Kapitale in die Besteuerung legen, so .wür- 
den sehr viele ünannehmlichkeiteii und Inkon-"^ 
venienzen daraus entstehen. Man könnte sie 
nicht anders erfahren, als durch Vcrmögens- 
Untersuchung; diese wttrde dem Kredit eine» 
i^dei^ Bürgers und vorEÜglich dem des Handela- 
standes, Ichaden, auch würde sicher ein grofter 
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SFheil Kapitale auswandern. Dergleichen Kapi- 
tale wechseln auch cu sehr von einer Hand zur 
andern, dafs es auf serordentlich viele Mühe ver^ 
Ursachen würde , ihnen nachzugehen. Dafs die« 
aer Theil kapitale sur Besteuerung äufserst un« 
achickllch sey, ist aus dem Gesagten klar. Legt 
man übrigens in sehr dringenden Fallen des 
Staates eine Steuer darauf, so ist es nöthig, dafs 
snan sich mit eines jeVlen Stei^rpflichtigen eige«* 
lien Angabe auf sein äewi&^n und seine Bürger« 
pflichten begnüge. Thut man mehr, so entstehen 
obige Schwierigkeiten und wohl noch mehrere. 

Werden hingegen die eigejitlich stehenden 
Kapitale , welche auf gewifse Gegenstände apge* 
wendet sind, in die Besteuerung gekommen, so 
kann es nur als «ine mittelbare Steuer, die nicht 
aus der irrsten, sondern nur aus der zweyten 
'Hand erhoben wird, angesehen werden, und ist 
«uph nichts anders ;als eine KonsUmtions- Steuer, 
wovon wir weiter unten sprechen werden. Der- 
jenige, welcher ein Kapital anwendet, und vbn 
dem Gewinn seines Kapitals eine Abgabe geben 
mufs, ist genüthjgt, sich an seinem Abnehmer su 
«atscbädigfen r also traigt am Ende der Konsu* 



\ 
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«est dieie Abgabe At^ich Bei^hliing einet erhtt-» 
lieten Preises, wonn die von dem Anwender det 
Kapitals nur vorgescheesene Abgabe* begriffen^ 
kt. Der lezte Käufer einer Waare maus immer 
die Abgabe, die der Kaufmann gegeben und vor» 
gesehossen hat, trage|i« Wäre auch ein Kapital 
auf den Landban angewendet, so trägt der Pacb« 
ter g^wiis nieht die Abgabe, die auf den Gewinn* 
dieses Kapitals gelegt ist Entwed^ siebel er 
tich bei dem Pachte selbst ror, und entrichtet 
dem Grundherrn weniger Rente» also trägt die* 
§et die Abgabe^ oder der Konsument , weleher 
der leite Abnehmer seines Getreides ist, mufo 
einen erhöheten Preis-, worunter schon die Ab« 
gäbe stecket , bezahlen. Unmittelbar kann also 
die verschiedene Anwendung der Kapitale nicht 
besteuert werden, weil sie immer nur vm» dem 
Anwender des Kapitals vorgeschossen, und ei->^ 
gentlich am Ende von der iweyten Hand ent^ 
richtet wird* 

3. Rang- und Kopfsteuern« 

Die Rang- und'Ko|»f*Steuern sind eine 
sehr ungleiche Auflage und können auch noch 
sehr ungerecht werden. Sie Einhebunf der 
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Staats - Abgaben soll n^r von dem reineii 
Einkommeii der Barger geschehen. Würde man 
nun diesen Grundsaz in Ansehung der Kopf<* 
Steuern fest setzen, so müfste man von jedem 
das Einkommen voraus wissen; dies könnte man 
auf keine aodere Weise erfahren $ als dafs man 
das Innere der Haushaltung eines Jeden unter-^ 
suchte, und so würden eben diese- Inkonvenien- 
sen, wie bei den Geld - Kapitalisten , vorfallen. 
Kostspieligkeit, Willkür, .und die damit ver- 
knüpfte Plagerey für die Steuerpflichtigen , auch 
viele Zeit - Versäumnifs würden so drückende 
Folgen hervorbringen, dafs es nicht auszuhalten 
wäre.. Nimmt man; aber jeden Kopf nlit einer 
gleiehen Summe in die Besteut^hing, so würde sie^ 
ungerecht \ denn der Eine hat mehr Einkommen 
als der Andere, und mit Recht dürfte man 
alsdann auf Verminderung der Bevölkerung 
iechnen, - 

Die R a ngsteuern arten gleichfalls in eine 
Ungerechtigkeit aus. Nicht Jeder von gleichenr 
Kange hat gleiches Einkommen mit dem ^ndern, 
und daher wäre der minder Reiche a'ufserst ge- 
drü<Jit, ^ Dei; Rang h^l an und für sich selbst 
kein £inkomm<^n, er ist fiur ein eingebildeter 
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Vorzug y und kann datier mit Recht nicht mit 
einer Abgabe belegt werden. 

4. vonderKons^umtion. 

Was die Abgabe von der Konsumtion bc- 
trlfft^ so ist sie hiebt ganz ungeschickt zur Be- 

«.steuerung, wenn man sie als Aushülfe-Mittel,zur 
Befriedigung der Staats -BediIrfnifKe betrachtet, 
und nach diesem Grundsatze behandelt. Sie, ist 
zwaf* nie eine unmittelbare Abgabe, weil sie im- 
mer zulezt aus der zweyten. Hand entrichtet 

> wird; denn weiin sie auch) gleich die erste Hand 
heiahlty so föllt doch die eigentliche Entrich- 
tung am Ende auf den Konsumenten , und der 
Verkäufer hat die Abgabe nur vorgeschossen. 
Diese Abgabe ist und bleibt auch immer un- 
gleich für den Staat, weil sie von der Willkür 
des Verzehrenden abhängt. Er kann viel und 
wenig verzehren; dcfswegen wird es klug seyn, 
keine zu grofsc Erhöhung darauf zu legen» da- 
mit sie keiner zu ungleichen Veränderung un« 
terworfen sey. In derjenigen Rücksieht hinge^ 
gen ist sie sehr geschickt zu einer Besteuerung, 
weil sie am Ende immer nur auf die Kiasse der 
Verzehrenden, also auf- die TermögenderQ Klossf 



iSLlltf welehe am besten und leichtesten bezahlen 
kann, un4 ^yeü diese Abgabe , da sie nur all« 
mehlig ttnd in kleinen Theilen erhoben wird, 
dem Kontribuenten nicht schwer Mit, und be- 
quem isit. Sie kann auch nie ab eine Ungerech- 
tigkeit angesehen werden," weil sie immer voa 
der WiUkfir des Vermehrenden abhängt» ob er 
sie haben will oder nicht« Nur allein ihre Er» 
hebungs^Art ist kostspieliger als die von Lände* 
reyen, weil sie ditrch mehrere Umwege in die 
Staats>Kasse gebracht werden mufs, und defjwe- 
i;en dem BUrger mehr von seinem Einkommen 
entziehet,^ als wirklich in die Staats-Kasse kömmt. 
Wir haben ge^gt , man müfse sie blofif als Aus- 
bttlfe- Mittel zur Befriedigung der Staats -Bodüff- 
nifse ansehen, das heiist, sie nicht auf die evsteii 
und noÜiwendigsten Lebens «Mittel legen; denn 
^IgeschiUie dieses, so wUrde sie das Einkommen 
der finnern Klasse zu sehr schmälern , indem 
diese Klasse alsdann nie im Stande wäre, ein 
reines Einkommen .zu erhalten. l>er erhikhete 
Preis shret ersten und nothwendigsten Lebens-^ 
Bedttffuifse wUrde ihnen kaum den Lebens* Un^ 
terhalt gewähren. Wenn man ja liiif diese er- 
sten LehM9~ Mittel eine Steuer legen ^vo|lte, ia 
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mtlfste sie nur' auf die Stfidt« uad was dat^ina 
an solchen Lebens-Mitteln verkauft -wird, fallen; 
denn von dem, was der Landmann fOr sicli und 
•eine Familie braucht, kann sie nicht gefordert 
werden. Aber auch in dem Falle würde sie 
dem National - Wohlstände schaden, wenn sip 
nur allein auf die Städte ttnd den Verkauf ge* 
richtet wflre» Ob gleich auch in diesem Falle 
• der lezte Konsument die Abgaben entrichte^ 
und ieder Verkäufer und Arbeiter sie auf seine 
Waare oder Arbeit schlägt , so kann die ärmere 
klasse die Summe fttr eine ^so allgemein auage* 
dehnte Menge, als diese ersten BedUrfnifse be- 
tragen, nicht vorschieCse;! ; nn^ diese Unvermtf* 
genheit des Vorschusses mttfste ihren Wohlstand . 
hindern. Nur solche Bedarfhi£ie, welche die 
arme Klasse entbehren kann, deren sich s^&t 
die mittlere und reiche klasse bedienet, . können * 
hierein Betrachtung gezogen Werden, und dauA 
erst sind dergleichen Konsumtions-SteuerM ge« 
schickt und wahre Aushülfe -Mittel. 

111. Rückfälle an den Staat 
Unter Rückfällen an den Staat wer- 
den solche Gegenstände vers^nden, wodurch 
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dem Staate gewifse Güter zufallen. Dies kann 
theils durch die Lehens-Verfa'asung, theila 
durch die Rechte des Fiscus geschehen.- Von 
- Lehens -Verleihungen und Lehens -Erneuerungen 
beziehet der Staat- ein Einkommen; manchmal 
fallt auch dem Staate ein Lehengut durch Sterb- 
feUe anheim, wie es die Lehens-Verfassuug, die 
in einem Staate angenommen ist, mit sich bringt. 
Das Feudal - System hat bisher der Kultur des 
Ackerbaties keine geringen Hindernifse in den 
Weg gelegt, und es wä're sehr zu wünschen, dafs 
diese Feudal -Verbindungen vorzüglich in Anse- 
hung des Bauernstandes ihr Ende erreichen 
möchteji, 

i 

£ben so hann der Fisikus durch Erbfolge 
t^nd Konfiskationen ein Einkommen erhal- 
ten. Wir können hierbei nicht lange verweilen, 
aber doch die Bemerkung nicht unterlassen, dafs 
de? Staat, wenn ihm ein Lehengut zurück fällt, 
besser- thun wird, dasselbe, gleich den Domä- 
nen, in Bauerngüter zu verwandeln, und zu ver- 
kaulen^ als es wieder Ieu Lehei^ zu geben. 
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. IV* Taxen. 

Was die Taxen , , als Einkommen für den 
S^aat betrachtet/ angehet, so müssen wir, da sie 
ganz aus unserer Seele geschrieben sind,, hier 
den Leser auf die von Herrn von Sonnenfels ge- 
Sufserten Grundsätze aufmerksam machen. Sie 
lauten folgender Mafsen: 

„Die Angelegenheiten der Innern öfientli- 
„chen Verwaltung werden von dem Magi- 
ffStraite und dem Regenten entweder von 
„Amtswegen, das ist: ohne vorherg^ehendes, 
y^oder auf das erste Anrufen des Bürgers 
„verwaltet; oder es mufs der Bürger durch 
„ein besonderes Ansuchen dazu erst Anlafs 
„geben. Die Angelegenheiten der erstell 
„Art sind sammtlich eigentliche, beständig 
yyfortdauernde Polizeygeschäfte, bei welchen 
„nicht sowoi die einzelne Person, die gegen- 
„wärtig ihr Vorwurf ist, als dÄs Allgemein je 
„in Erwägung kömmt Die Angelegenhei«« 
„ten der zweiten Art sind zum Theil Rechis« 
„Geschäfte, zum Theil Gnadensachen, nach 
„dem vielleicht nicht angemessensten, aber 
„überhaupt angenommenen Sinne diesem 
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^yV^tin. Auf den ersten B^ck mu£» jeder* 
iiinann In die Augen fallen^ dafs die Polizey-» 
viGeftchäfte, dals alle diejenigen Verriclitun« 
iigen> welche überhaupt zum gemeinadiaftlt-» 
Jüchen Wohl beitragen, alle diejenigen, welche 
ipdle Magistrate von Amtswegen vornehmen 
^ttiüfsen, kein Gegenstand einer Taxe seyn 
^sollen. Der Bürger iLanU) aufser den all» 
yygemeinen Anlagen, in^esandere dafür nicht 
»^bezahlen, d^fs er nicht ausgeplündert, nicht 
^vergiftet wird; dafs kein Krämer mit un» 
i^ächtem Maafae ihm züdiefsen, nicht mit zu 
,ileichtem Gewichte zuw>ägen darf. Au« 
iiwelchem Grunde gefolgert werden kann^ 
99^afs alle Berichtigungen, zu welchen derv 
yybe^ndere Befehl und Polizeyzwang n'Athigi 
pttber deren Unterlassung eine Strafe ver» 
^yhfingt Istc c« & die Verrichtung des Mafsea 
„und Gewichtes u. dgL von Taxe befreyt 
»fbleiben sollten. Es ist al$o noch zu sehen^ 
N 3»in wie ff^rne bei Rechtsgeschäften und 
f^9i^GnadeDsachen besondere Entrichtungen 
0,Statt finden^ können ' 

»»Die Gestalt der Entrichtung bei den 
«»Rechtsgf Schäften ist nach VerschiedeiMieil 



»^der Verfassung mancherlei s Gerieh ts-Taxett 
yybei jedem Gerichts «• Vorgänge , Sporteln, 
^oge^airnte Quoten, oder so yielte Theile, 
jyStempelpapiere. Ich finde für die bei £i- 
jygenthums - Veränderungen , Kauf und Ver« 
M^auf, bei Abzug und Sterbfallen eingefUhr- 
fften Abgaben keinen schicklichem Plaz, als 
ffdsiis ich sie ien Gerichts-Xaxjen zuzahle, wie 
t^sle dann auch meistens unter dem Namen 
„der Gerichtsbarkeits - Gebühren eingehobea 
^werden ; es Wäre denn, dafs man sie, wenn 
9,sie dem Regenten , oder mit seiner beson- 
^fdern Verwilligung Mitteiherrn abgefüh|r( 
y,werden , als die Einlösung eines neuen £i- 
^,genthums- Rechtes ansehen wollte, in wel- 
schem Falle aber wider die Natur des Bür- 
^,gerlichen Eigenthums, in einem gewifsea 
„Verstände voraus gesezt werdeii müfste, 
„dafs, ohne besondere Zuthat, oder Einwil- 
„ligung der obersten Gewalt, das Eigen-^ 
„thums- Recht der unbeweglichen Güter un- 
„übertragbar §ey. Jedermann wird den 
„Wunsch unterschreiben , dafs die Verwal- 
„tung des Rechts gesche(ien könnte, ohne, 
„dafs der Bürger^ welcher den Beista^Did des 
^ 8 • 
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y, Richten anruft, jeden Schritt desselben 
y^leichsam' erkaufen mttsse, wodurch der* 
^jenige, der unglücklicher Weise die Ge* 
j^vichtskosten zu tragen, oder doch vor^* 
»»sehiefsen, aulser Stand ist, sehr oft von 
»,dem Gesuche seiner Rechte ausgeschlossen 
^wird| und ,das Sprichwort des gemeinen 
«jMannes eine grofse Wahrscheinlichkeit er^ 
„hält: dafs die Gerechtigkeit nur fttr Geld 
,izu ha))en ist. Es ist wenigstens offenbar, 
9,dafs die groisen Rechtsgesu^hcf^ der minder 
j^TermOgenden Klasse durch die Gerichts- 
„Gebühren ungemein erschwert sind, und 
„dals kleinere Unrechte nur ron demjeni« 
„gen können gerUget werden, dem die Ge- 
„richts- Auslage nicht empfindlich ist. Da* 
yydurch also muls der BUrger der untern 
5iKlasse, welcher die wenigen Groschen, die 
„er auf Stempel, Erhebung, Exequirun^ 
„Vidimirung u. s. w. auslegen soll, auf Brof 
„ftlr hungerige Kinder nötbig hat, dßa 
»f$chmerzen mancher Beleidigung auf seinenir 
9,Herzen ohne Linderungen vertoben lassen ; 
9,dadurch wird der vermögende Bube sur 
9iBeleidigung seines unvennögendern Mit-* 
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i^ttrgers bis lum Uebenauthe verwegen. 
fß» scheint, man habe diese nachtheiligen 
^Fdl^en gefUhlety und durch die Armen- 
,»Advokateii^ die Advokaten, welche von 
^Amtswegen unvermögenden Partheyen ge^ 
yfStdlt werden, durch die erlaubte Vormer- 
9,kUng der laufenden Gerichts-Taxen^ durch 
9,Strafen der grundlos oder vorsezlich Rech- 
„tenden, durch die den Gerichten einge^ 
,,räamte Gewalt, nach Umstanden der Taxen 
»»durch den Beisaz von Amtswegen zu er» 
»»lassen, abzuwenden gesucht, ^xese Be« 
»»Bchränkungen Helbst vertreten die Stelle 
»»des Beweises von der wenigen Schicklich- 
»»keit solche^ Gegenstände^ zu Finanz -Quel- 
»»len» Wo man Arzn^mitt«! anwendet, ist 
»»man von der Krankheit Überzeugt. Indes» 
^sen, da in den meisten Staaten die Ge^, 
»»rii^kts • Gebühren vorzüglich als .ein Foi^d 
»»der Gerichts - Stellen betrachtet werden» 
»»muis cum mindesten zwischen dent, was 
t»vop{ der . Rechts - Verwaltung gesucht» und 
•»dem» was für die Riechts^Verw^tung ge- 
. gleistet wird, ein biUiges Verh«tniß gehal- 
sten» ttnd.ia Ans^ttog «U^ ^i^athfwendig 
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^beobachtet werden; dieses befteht im AlU 
p^gemeiiiea darinn, dafs die Gerichts.- Taxe 
Widern Endzwecke der Gerichts -Venvaltuog 
^besfSndig untergeordnet bleibe, niithin 
^durch ihre Gr6fse dem Bürger in der Ver- 
ftfolgung seiner Rechte kein Hindernifs ge« 
^eget werde. Das besondere VerhiÜtnifa^ 
I9>eder Taxe aber ist danh am billigsten^ 
p^wenn dabei nicht die Gerichtshan^Jung 
^ohne Beziehung auf den Gegenstand, son* 
federn der Gegenstand , ohne auf die Gat- 
^tuBg der GeiiichtsfaaBdittng zurück zu sehen, 
Mzum Mafsstabe ang^ommen ist Diesem 
^Grundsätze werden die sogenannten Quo* 
y^ten, wo sie immer anwendbar sind, am 
ttnächsten ^mmen. 

^Dieser Maisstab ist besonder^ bei Eigen* 
i,thums^Veränderungen, Kauf-Verträgen und 
9,Sterbfölien, wie auch einiger Maisen bei 
9,dem Stempelpapier angenommen. Von 
ndem le^tern wird eine kürze Erörterung 
,»nicht ttberflUfsig seyn. Es ist in den mei* 
tasten Staaten eingeführt, daf^ alle Aufsätze 
nYoii einem; Vertrage , oder die mit einem 
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^Vertrage im Zusammenhange sC^hen ^ oder 
yiSteheii ktfunen, bei Fiskal -Strafen un^ ^n- 
9iter Rechts -Ungültigkeit eines solchem Auf- 
„satzes auf gestempeltem Papiere entworfen 
^ywerden müfsen. Diese Papiere haben, ver* 
9ischiedene Taxen : suweilen na^ der Sum- 
f%mey die den Inhalt des Aufsatzes ausmacht, 
9fWie bei Quittungen ; manchmal nach dem 
«Stande der Vertrag -Errichtenden, wie bei 
^Heuraths-Verträgenr Als eine Folge 4i«ser 
yyAnordnung werden zu allen Schriften, die 
„von Fartheyen bei Gerichts -Stellen einge- 
«»reicht, oder für dieselben von Stellen aus* 
figefertigt werden, gestempelte Papiere ge» 
^fordert. Wird die Belegung seinem In- 
^nern und Wesentlichen naich untersucht» 
„so besteht sie aus einer Abgiibe, die bei- 
ffjkahe mit allen Gattungen von Entrichtun- 
„gea verwandt ist: Bei Gerichts- VorgifDgen 
f,ist sie eine Art von Geri&bt&nraace, bei 
i/Juitftungen ist sm ateii «Verschiedenheit, 
^bald 2^ns<-Antfaeil, ibAldintenessen-Steuer» 
i,bald Bfsoldungs* Abzug» u.» d. gL, >e nach* 
i,dem 'sie liber abgeführte Mietb, oder In- 
i»tereaten^ oder Besoldungen ausgestellt wex^ 
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i»den nfissen. Bei den sogenannten Kauf- 
y^mannSo oder Handwerks -Rechnungen ist 
9)Sie eine Art von Gewerbs -Steuer, die am 
9fEnde immer yon demjenigen getragen 7. 
^wird, welcher etwas kaufte oder verferti- 
„gen läfst. Einiger Mafsen hat der Stempel 
,,bei Verträgen, oder Anordnungen -zwi* 
;»sclien Partheyen etxvaa mit den Gerichts* 
^Taxen gemein, wie bei Heiraths^ Verträgen 
»»und Testamenten, weil die NotliWendigkeit 
9ides Sti^mpels bei diesen Aufsätzen nur auf 
,»dep FwiX ihre IViritiing ha4 , wo vor Ge- 
,«Ticht Gebrauch davon gemacht xVerden 
»imufs^ , 

„Die Schineicheley hat deii Ausdruck der 
y^Ehrerbietigkeit , welchen Dienstwerber, 
„oder andere ^jitsteller zu gebrauchen pfle- 
9«gen, mifsgeüeutet, und die Regenten Qber- 
„redet : aii» Verleihungen , die- nicht im 
f»Wege t€«s fftcchts gesucht .wd^dejiri ab 
9,Gnade&* aniuMiin. Der Eigen nuz »chlug 
„bald darauf seine Hand ein, dSe Verleihun- 
,j^en dieser Gnaden mit Entrichtungen zu 
„verbinden ; sp entstand die zweyte Gattung 
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f^Yon Taxen, deren mannigfaltige Gegenstfin- 
„de un ter vier Haupl- Gattungen eingetheilt ^ 
»^werden konnten : Verleiliungen von WÜr« 
9,den, Ton Bedienungen, Verleihungen in Ge« 
^werben, und endlich Befreyungen. 

^Der Verfasser der Theorie der Abgaben 
»isezet die Macht des Re^f^nten , Würden 
,,zu ertheilen , unter die vorzüglichsten Fi- 
f,n anzuquellen, nicht in dem yerstande, als 
^ob man Würden, Ehrenste^en, Rang und 
»Titel jedermann gegen Taxe feil bieten 
9,sollte, sondern, weil man daran ein Mittel 
,,in Hifnden hat t zu Diensten anzuspornen^ 
„deren Belohnung die öfifentlichen Kassen 
^sonst schwer mitnehmen , oder die wohl 
lygar nicht zu erhalten seyn würden. Eine 
9,ertheilte Würde sezt immer ron Seite des 
9iStaates den Beweggrund und die Verbind* 
iilichkeit voraus, jemanden um geleisteter 
ii,unterscheidender Dienste willen belohnen ; 
^und von Seite des Empfangenden sollte sie 
^.,nie gefordert werden , al9. aus Bewußtsein 
»»seines vorzüglichen Verdienstes. Wenn in 
„Verleihung« der Werden aller Orten nach 



f^diesetii GrundsaUe verfahren wird , so ist 
y^es nicht wohl möglich^ dafs die öffentlichen 
'^Einkünfte davon einen Zuflufs haben. Hä- 
y^ben hingegen di^ (öffentlichen Einkünfte 
^davon einen Zufluls, so wird nicht nach 
^diesem Grundsatze verfahren; dann aber 
^verlieren die Würden ihre ganze W^sev- 
9,heit, sie sirfd ihres Werths entsetzet; der 
„Titel y der Rang, d^ Ordensband bez^ich- 
9,nen nicht mehr den würdigen, sie bezeich* 
,,nen hur den vermögenden Mann; man hat 
„sie wie eine pi^äcbtige Equipage > eine kost- 
9)bare Kleidung, oder ein Geräth, so bald 
,,man den Aufwand machen will, oder kann. 
,,Auch da noch, wo man zur Erhaltung einer 
j,Würde zwar unumgänglich Verdienst be- 
9,weisen, aber die verdiente Unterscheidung 
yydennoch dur^h eine Taxe einlösen mufs, 
yygeht der ganze Endzweck verloren, weil 
„sich das dürftige Verdienst davon bestan- 
,}dig ausgeschlossen seh^n mufs. 

„Bedienungen und Aemter sind entweder 
„Platze des Zutrauens, wie diejenigen, wel- 
„che sich der Person des Regenten bestandig 
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^ynähetn-, oder es sind Stellen, wozu 'wegea 

9»der damit verknUpftea Veirichtungen nur 

9,eine eigentliche Fähigkeit schicklich machen 

,,kann. Niemand also ij&t des Zutrauens 

»^würdig, Niemand besizt Fähigkeit, als der 

,,die Taxe^« oder welches auf dasselbe hin- 

,,aus läuft, den Kaufsehilüng für eine B^die- 

•jnung erlegen kann ? Und im Gegentheile: 

,,Kann eine Summe Geldes Fähigkeit geben, 

«»oder Zutrauen gewinnien ? Nach diesen 

„Betrachtungen wird es schwer seyn» die 

,,Vei^käuflichkeit, oder die Verleihung gegen 

„Taxen zu rechtfertigen. Woferne auch 

„die Fähigkeit immer vor dem Erlöge ider 

9,Taxe, als ein wesentliches Bedingnifs erfor- 

„dert wird, so ist gleichwohl, die nur erst 

^bei Verleihung d^r Würden gemachte An- 

„merkung auch hier herüber zu nehmen^ 

„alle Geschicklichkeit der Unvermögenden 

„ist für den Staat verloren. Forscht man 

„dem Ursprünge nach, von welchem die 

„Taxen bei Dienst -Verleihungen abzuleiten 

„seyn könnten, so wird sich schwer ein an- 

„derer entdecken lassen, als weil diese Er- 

^^theilung fUt eine blofa willkürliche Sache 
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yigehalten wird. Indessen ist nitHtU weniger 
,, willkürlich, als die Besetsung tffientiicher 
ifAen^ter* Wird ein Amt einem Unfähigen 
»»Überträgen, so wird der, welcher ihn wäh« 
9»let, der Mitschuldige alles Hebels, welches 
sidie UnschicUiiehi^eit dem gemeinen Wohl 
«^zufagt, und wird selbst unter swey Fähigen, 
9)nicht der Fähigere vorgezogen, so macht 
,,eine solche Wahl wenigstens wegen allen 
9>des Guten verantwortlich, welches der Fä- 
^»hige nicht leisten konnte» der Fähigere 
„aber an seiner Stelle geleistet haben wUr* 
„de. Nur unter durchaus gleich fähigen 
„Mitwerbern fiudet die W^I^U^ und Gnade 
,>einen Flaz ; aber der FaU wird sich so. sei- 
„ten ereignea, dafs exr keiner Erwähnung 
lilQhnet« 

5)£s >vttrde tUierflU^g seyn, bei Verleihung 
„gen in Gewerben nach dem ausgedehnte- 
^sten. Sinne des Wortes, oder bei BeOey- 
„ungs-£rtheilungen lange stehen zu bleibeii^ 
„Jedermann ist auf den ersten Blick über* 
„zei^gt, dafs Taxen von dieser Qattung ent* 
iiwedcj^ sehr Qnbeürächtliche Abfälle seyn. 
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,)Odcv deiß ^eJ^f:infkchuftlicben Nahrungs* 

y^stande, der Handlung Schwierigkeiten in 

yyden Weg stellen müssen, da die öffentliche 

^yVerwaltung vielmehr nichts Angelegenerea 

^^haben kann, als dergleichen Schwi^rigkei- 

9,ten bei Seite tu schaffen. Diese Erinne* 

^;rung wird durch ein Beispiel x^ehr Peutn 

^^ichkeit erhalten. Wenn ^ine Gesellschaft 

9iirgend einen neuen Weg des auswärtigen 

9, Absatzes entdecket, soll dersdben die Frei* 

9,heit der Handlung, der alienfalb nöthigf 

^^Schuz , nicht anders als gegen eine verhfilt- 

,,niOimä'fsige Entrichtung verliehen werden P 

9,Heifit das nicht eben so ykelf als sich aelbst 

„den Zuflufs des Aremden Geldes, die Br« 

yyweiterung seiner Nahrungswege, den da« 

9iduroh beförderten Wachsthum seiner B^* 

»ivolkerungraubenipvollen, weil sic^ Niemand 

^findet, der den Staat dafUr zahlen wiU^ 

y^dais er ihm all das Gi^te zu Wege bringeq: 

^dürfeP Wenn Niemand sicl^ selbst zu eine? 

9,vortheilhaften Spekulation verstünde, un^ 

9»die Regierung sä'he die Möglichkeit davo^ 

, vor sich, so würde, sie durch Belohnungen 

ifund Unterstützungen dazu jpnnuntem. Wie 
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y^aber, wenn zwey um dieselbe Erlaubnifli aa* 
yysuchenp Unter dieselben soll der Vorzug 
9»nicht dem Meistbietenden, sondern dem Ge* 
9iSchickteston, und* wirren beide geschickt, 
,^eiden die Freiheit ertheilt werden. Der- 
s^leichen Taxen» wie man siehet, begiinsti* 
„gen immer die Aussehliefsung) den Allein* 
,,handel, welches %n ihrer Verwerfung allein 
ff genug ist. 

„Nach^ geläuterten Grundsä'tzen also wer- 
„den die Gnaden ^Verleihungen als solche, 
,,zu keinem schicklichen Gegenstande der 
„Staats -Einkünfte zu wählen seyn, und die 
„bei Gelegenheit derselben zu entrichtenden 
,, Abgaben sind eigentlich nur Kanzley • Ge- 
i4>tthren, bei welchen in Ansehung des Ver» 
,yhfätnifses der nämliche Grundsaz, wie bei 
i,Sporteln der Rechtsgeschäfte herrschen 
,,mufs, nemlicii> die Taxen müssen nicht den 
,)Endzweck der Verleihung ausmachen, 
„sondern demselben bestandig untergeord«^ 
i,net bleiben. Uebrigcns ^st wegen des 
i,nahen Zusammenhangs mit der Öffentlichen 
yiVerwaltung nicht rathjsam) die Abfälle von 
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«»dieser Gattung der Privatkasse der Regen- 
^ten zuzuweisen, weil wenigstens der 
ly Wunsch' derjenigen, denen die Verwal- 
,»tung dieser Privatkasse anvertraut ist , zu 
,,leicht das Uebergewicfat erhalten, und die 
«Reizung verstärken könnte, um di^ Ein- 
^nahme von dieser Seite zu vergröfseru, mit 
„Verleihungen nicht nach den bessern Grund- 
^näi^en Haus zu halten. Ueberhaupt, so bald 
,ibei Verleihungjen oder Befreyungen Finanz- 
9,AbsichteB^ einschlagen, wird es auch die 
«»strengste Billigkeit des Fürsten nur schwer 
««dahia bringen, dafs der eigentliche End- 
««zweck der Verleihung o^er Befreyun'g nicjht * 
„aus dem Gesichte verloren werde. ich 
«lüberiasse es -dem Leser, die Anwendung 
„dieser Betrachtung auf das Begnadigungs^ 
^»Recht, auf die Nachsehung der Mi&derjäh- 
*«^igkeit u. d« gl. $elhsi zu machen. W^nn 
„ich. von Schaz^Antheilen, vom Strand-Rechte 
^,und andern zuMligen Einkünften, die mit 
i,diesea ttberein kommen, keine Erwähnung 
yimadie ; so habe ich zu diesem Still»chwei*> 
«igen eben denselben Grund , aus welchem 
rf^eia ordeniUcbfiir i^ivatbaushtttex der Suxar 
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p^me^ die er finden kttiinte, in seinem Ueber* 
i9»cfalage keinen Ort anweist. 

filch hStte unter dieser Abtheilung noch 
^von Strafgeldern handeln tollen, welche 
l^bei. mancher Finanz «Verwaltung für eine 
^so zurerUisige Quelle des Zuflufses gerech* 
^net sind, dafs wichtige Anstalten darauf^ 
iials auf einen' zuverläjüsigen Fond gegründet 
f^werden. Aber ich gestehe, dafs ich dieser 
,, Art von Einkünften keinen schicklichen Ort 
^^anzuweisen finde. SöU ich sprechen : sid 
^«sind eine Entrichtung für eide Art Von Be« 
yignadigung , so wird es unschicklich seyn^ 
^)die Milde der Regenten einer Taxe zu un- 
jyterwerfen; so wird es un ehrerbietig seyn^ 
9,zu sagen: nur dem^ welcher zahle, kann 
^NachMcht zu Theil werden ; die Strafe abei^ 
^,ist ohne Nachsicht^ für den I>ttrftigen, Soll 
)iich sprechen: es sey'^Befreyung gegen die 
nGesetze^ das ist, gegen die allgemeine Wohl«» 
«fahrt nach einem Tariffe? Siehet man die 
i^Geldstrafe nach ihrem Endzwecke an, so 
„9pll sie von der Uebertretung dj^s Gesetzes, 
ndem sie angehängt, ist, zurück hglte^ i die 



^^Strafgelder also eineiti nchehi Aufwände 
9,zur Bedeckung angewiesen, verräth den 
99 Wunsch, dafs das Gesetz überttefep wer- 
pyden solle ; verräth die Ueberzeugung, dafs 
t^es oft übertreten werden wird. Aber, 
9iwarum ist ein Gesetz gegeben, welches eht- 
^weder nicht befolgt werden soll, oder wo, 
,iwenn es befolgt wird, auf einer andern Seite 
9>eine nUzliche Anstalt unterlassen werden 
^mufs? Es bleibt hier nichts übrig, älA über 
„die Kraftlosigkeit der (besetze, zugleich aber 
' yiauch über Mangel dcfr Grundsätze in einem 
yyStaate zu seufzen, wo die Strafgelder eilie 
9,beträ'chtliche Finanz^-Üubi^ik^ ausmachen. 

Die beiden leztem vorhergehtoden Gaitün« 
^en von Staats- Einkünften sind Dyahrhaft nui^ 
«ttfä'llige Einkünfte; allein von jeiler Gattung, 
und v(|n der lezten mehr, als von der e^steji 
Werden immer alle Jahre welche^ und oft be-» 
irkchtliche Einnahnoien vorfallen» welche •eineil 
ziemlichen Beitrag ztt den Befriedigungs - Mitteln 
der Staats «Bedttrfnifie liefenit Ob aber über* 
liaupt dergleichen Abgäben mit demStaatszw^e 
ft>tr#ia kidmmeaf Pas ttbwlasse ich dem LeueX) 
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welcher die so eben angefahrten Sonnenfels'schen 
Grundsätze m^t Aufmerluamkeit durchlesen hfityv 
zur eigenen Beurtheilung. 

Durch obige Untersuchung der Quellen für 
die Befriedigungs- Mittel der Staats -BedürfDiise 
haben wir gesehen, dafs die Domänen am besten 
durch die Verwandlung in kleinere Bauerngü- 
ter, und die meisten der Regale durch die Vep- 
pachtnng an Privatpersonen, welche aber im 
Lande bleiben, und ihr Einkommen im Lande 
verzehren, benuzt werden ktfnnen. Die Do- 
mänen würden daher durl:;h ihre Verwandlung 
in Bauerngüter in Ansehung der Abgaben den 
übrigen. Ländereyen gleich, und also in die 
Klasse der Steuern aus liegenden Gründen ge^ 
tezt werden können. Wir haben gefunden, 
dafs die Steuern von Ländereyen und 
ron Gebäuden die geschicktesten und 
gleichesten Gegenstände seyen, von welchea 
die Befriedigungs • Mittel für den Staats - Au^ 
wand gezogen werden ktfnnen; dafs die Be- 
steuerung des Gewinnes aus Kapita- 
len, weiche auf Gegenstände angewendet,. und 
.litine Geld-Kapitale sind; als KQASumtioQS« 



Steuern angesehen werden, und mit diesea ein 
beträchtlicher Th^il des Staats- Aiifwandes ausge^ 
füllt werden könne; und endlich dafs die Rück^ 
falle an den Staat und die Taxen zwar 
<^inen beträchtlichen Beitrag zu den Befriedi-. , 
gungs - Mitteln verschaffen, lezt^i*e aber gegen 
den Staätstw^eek seyen. 

Zwey Haupt -Grundsätze in Festset^iung und 
JErhebiing^ der Befriedigtfngs- Mittel der Staat»- 
Bedürfnifse müssen nie. aus den Augen gelassen 
werden, sie sind; , - 

* . ■ 

1. dafs die Abgabe^ der Bürger^ 

soviel möglich, unmittelbar auf 
geradem Wege und nicht durch 
Umwege, und v 

2, aus dem reinen Einkommen er« 
hoben werden. 

AUes Einkommen der Bürger teduzirt sieb 
auf zwey Gegenstände , entweder Voh Hegen* 
den Gütern oder von der Industrie, und 
alle Abgaben fallen am Ende immet* auf die bfe-. 
tnitteltere und verzehrende Klasse. Nichts desto - 
weniger aber mufs dem Staate daran liegen'^ 

9. 
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dafs die Erhebungs - Arl so viel mdglich auf di* 
Yektem Wegf und mit einer verbältnlfsinäCsigeii 
Gleichheit gescbejie, damit er nieht ijs derGe- 
wifsheit der Einkünfte gehindert scy* Der 
Staats «Aufwand ist der Mafsstab zur Schätzung 
der Abgaben, und das) reine Eivkommen der 
Bürger ist der Mafsstab zur Festsetsung des Staats^ 
Aufwandes* Beide sind innig mit einander Ver^/ 
bunden, und müssen mit einander in gleiches 
Verhältnifs ge^ezt werden, um die Dauer der 
Staats* Einkünfte hervor zu bringen^ Die Bey- 
trags-pähigkcic der Bürger wird nur dadurch 
|)edingt, dafs die Abgaben aus dem reines 
Einkommen der Bürger erhoben werden, ohne 
Weiches an keine Dauer zu denken ist. v Ein 
Haupt -Fehler eines Erhebungs - Systems würde 
leyn, wenn man den entrichtenden Klassen, wel- 
che die Abgaben vorschiefsen , den Weg zur 
Bntschä'digung ihrer Auslagen von der ye|*zeh- 
jpenden Klasse, abschneiden würde. Endlich ist 
auch noch ein gut eingerichtetes Rechnungs- 
Wesen eine wesentliche Tendenz der Erhebungs- 
Art. Wo das Rechnungs - Wesen auf mange|<- 
iafte Grundsätze gebauet', und der Willkür der 
Beamten zu viel überlassen i|t, da wird nicht 



— 131 - N 
«ur das. Staats» Einkomnic;^ durch viele Fehlet 
und Gebrechen, wohl auch» durch Bietrieger^yea 
geschmälert, sondern auch die Uqterthanen und 
Beitrags -»Pflichtigen unendlich gedrückt werden! 
kennen« 

Die Bedeckung de» Staats • Aufwandes darf 
durchaus kein Hindernifs lur Bezweckung des 
National- Wohlstandes seyn ; daher mufs ein^ Rfr» 
gieruDg diejenigen Quellen dazu wählen, welche 
demselben nicht entgegen sind, und eben diese 
Quellen müssen sich nur aut einen Theil des rei- 
nen Einkommens der Bürger beschränken, also 
dasselbe nicht ganz wegnehmen, sonst ist die 
Fort>chreif ving des National - WvhJstandes nicht 
nöglich. Dies heifst: Der Staä ts-Aufwand 
oder die Staats-Bed ürf nifse müssen so 
angelegt werden, dafs die Befriedi- 
gungs-Mittel nicht mehr als einen 
Theil des reinen Einkommens der Bür- 
ger wegnehmen.' So bald dies der Fall ist, 
so mufs der Staat dem National • Woblstaiide 
entgegen gehen. Eine weitere Beförderung des 
National-Wohlsltandes beruhet noch auf der völ- 
ligen Freiheit der Anwendung der Kapitale, mit 
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dcrca unmitteibarcn Leitung eine Regierung oft, 
-wenn sie sicii zu viel einmischet, grofse Kinder* 
4Üfse 4cr»€lben in den Weg legt. Aus falschem 
Grundsätze für die Vermehrung der Staats -Ein- 
künfte wird sie oft und viel so weit gebracht, 
\ dals^sie sich zu viel mit der Richtung der An- 
K^endung der Kapitai^ der Bürger abgibt, und 
dadurch, zu sehr auf ihr eigenes Interesse- be- 
dacht, dem National- Wohlstau de scfiadet. 

Davon sind aber nicht solche Beförderungs- 
Mittel ausgeschlossen, welche, ohne der Freiheit 
des Gewerbs- und Erzeugungs-Fleifses zu nahe zu 
treten, von der Regierung angewendet werden 
können. 

Es ist z* B. gerecht und billig , auch dem all-» 
g^iüeinen Wohlstande gemäfs , dafs derjenige 
; Bürger, welcher etwa eine neui Manufaktur an- 
gelegt, eine neue Erfindung gemacht, oder einen 
neuen Handelszweig ausgesonnen hat, auch auf 
eine gewifse Zeit von den Abgaben frey bleibe, 
80 lange, bis er seine darauf verwendeten Aus- 
lagen mit Zinsen wieder gewonnen haben kann ; 
denn so laiige er diese nicht wieder erhalten, 
hat er auch kein xeia^s Einkommen, v Hierin 
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fehlt manche Regierung, daher auch in lAanchen 
häniisrn keine Fabriken nnd Manufakturen ge^ 
deihen^ wollen. "Weitere ' Belbrderungs - Mittel . 
sind auch noch die vortheilhaften Handeis -Ver* 
träge mit andern Nationen. Sie können oft un» 
mittelbar d^m Handelsstande , und also mitteN 
bar dem Staate ansehnliches Einkommen ver^ 
schafiTen. Wie sehr ein vorth eilhafter Handel 
den National -Wohlstand befördert, davon kann 
uns ehemals Holland und gegenwärtig England 
zum lebendigen Beispiele dienen, wenn wir auch 
auf diejenigen Zeiten zurück gehen, wo lezteres 
die Herrschaft zur See nicht so ausübte, wie ge- 
gentvärtig, und wozu es die französische Revolu«- 
tion und der gegenwärtige Krieg gebracht hat». 
Was übrigetis das Hand eis- System betrift, so hat 
Smith wahrhaft vortreffliche Grundsatze aufge- 
stellt, die wir jedem Leser aufs beste empfehlen 
wollen» 

Wir haben durch diese Abhandlung und 
nähere Untersuchung der Befriedigungs -Mittel 
der Staats -Bedürfnifse gesehen, was für' eine» 
Einkommens eilt Staat gcwtthnlkb sicK bedieilet, 
und welche .^gab«a. die .taugUchaten Jttf die 
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Bestreitung des Staats - Aufwandes seyeü. Wir 
haben sogar nicht einmal alle Quellen, die sich 
oft eine Regierung noch anmaiset,' sondern nur 
die ansehnlichsten und beträchtlichsten ange- 
führt. Noch Ton vielen kleinera Quellen wer- 
den Staats- GefafUe eingezogen , die öfters gan« 
zweckwidrig und schädlich sind. Wir haben die 
%w^y Haup^- Grundsätze fest gesekt: \ 

j» Der Staats - Aufwand mufs sich nach dem 
reinen Einkommen der Bürger richten, 
und, so viel möglich , nur autf diesem er- 
hoben werden , um die möglichste Gleich« 
heit und die geradeste Erhebungs-Art zu 
bewirken ; weil aber die Auflagen auf lie- 
gende Güter, welche zwar die gleichestem 
und zweckmäfsigsten wären , voü dieser 
produktiven Klasse für die andern Klassra 
allein nicht vorgeschossen werden kön- 
nen, so seyen einige andere Quellen auch 
zuzulassen, um die Summe der Staats^ Be- 
dürfnifse, gemeinschaftlich aus allen zusam- 
men, erhalten zu können. 

S. Ote Mannigüiltigkeit der Menge der Quel- 
len ii «woraus, ilie Bedttsfaifse erholiexi wer- 
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den 9 und die so kbstopiielige l^rhebungs» 
Art rerarsathen, daiii nicht einmal die 
Summe des Beitrages der Bürger, weil sie 
durch zu viele Umwege passire, ganz, wie 
sie sollte, in die Staatskasse falle, und so* 
' wohl dadurch, als durch die kostspieligere 
Erhebungs- Art der^ Beitrag der Bürger er- 
höhet werden müsse. 

Es bleibt einem Jeden unbcfnommen , seine 
Gedanken über dergleichen 'Gegenstände zu äus- 
sern, es sey daher auch mir erlaubt, einen Vor- 
schlag zu machen» bei dem vielleicht jene bis- 
herigen grofsen Schwierigkeiten weg fallen, und 
eine einfachere und zweckmä'fsigere Besteuerung 
Statt finden könnte. Ich weiis zwar wohl, dafs 
es ausserordentlich schwer hält, eine schon fest 
gesezte und lang bestandene Ordnung^ woran 
besonders die Bürgern Klasse, verfuhrt di|rch 
langwierige Observanz, ha'ngt^ zu äjidern, und 
eine neue an deren Stella zu settenj selbst schon 
das Mifstrauen dieser Klasse, welches einer Fi- 
nanz- Veränclerung keine kleine Hindernifse ent- 
gegen setzet, wird die Schwierigkeiten >ermeh-. 
ren; allein nach und «ach durch eine weise 
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und kluge Leitunf klJante endlicK doch eine 
f olche Veränderung» reali^irt werdeb» besonders, 
wenn man den Bürger übeneuget, dafs er im 
Ganzen nicht weiter, aber nur jiicht in so viel6r- 
ley Gegenständen und^enenuungen bezahle. 

Hat der Suverän oder sein Finanz -Minister 
die jährlichen Staats- Bedürfnifse, pünktlich be- 
rechnet, hat derselbe die Regierung« -Vervval« 
tung, so viel möglich, vereinfacht, und auf den 
möglichst genauen Fufs, ohne zu leiden, redu- 
xirt, denn die Menge der Staats- Beamten, davon 
oft ein groiser Theil entbehrt werden kann, neh* 
- men ^ine sehr beträchtliche Summe von dem 
Staats «-Einkommen weg, so kani? er nach unserm 
Ermessen folgende vier Hauptquellen fest setzen, 
AUS denen die Staats -Bedürlhiise befriedigt we^ 
den können; 

I. die Steuern^ auf die liegenden 
Gründe, worunter die Güter und Hau» 
ser begriffen, 

2., Ge.w erb steuern, welche jedes Gewerbe 
. ^ ?u entrichten hat, 



3, die Regale, welche ihcils in eigepet 
Adminisiratioa stehen , theils verpachtet 
sind,. 

4. solche Konsumtions-Steuern, wel- 

, che auf Vergnügen , gröfsere Bequeinlich^ . 
keit, Pracht und Luxus gelegt werden. 

■ ' ' " '^ ^^-. ■ - " ' 

Was die'Steuern auf liegenden (iründen bc- 
irift, so miifsten sie zu Folge ohiger Grundsätze 
nach dem reinen Einkominen det Bürger be- 
^t'^mmt werden, nemlich: bei verpachteten Gü- 
tern nach dem mit dem Eigenthums - Herrn 
ausgemachten Pachtpreise , bei selbst bebaueten 
tjütern hingegen nach einer Schätzung von be- 
nachbarten Pächtern und Grund -Eigen th um em ; 
bei den Gebäuden sowohl vom Grunde und Bo- 
den, als auch von den Miethzidtsen. 

Ich set^e voraus , dafs nach obigen Grund-^ 
fätsen. alle Do^äoien an die Landleute ausgege- 
ben,, zertheilt«, Vnd den Übrigen ^Tundstflckea 
gleich gemacht seyen. Ich setze femer voraus, 
dafs alle übrigen Güter, sie seyen Lehengüter, 
eigene Ritt€r> oder Priyatgüter durchaus, «hne 
Ausnahme, mit in diese Kategorie gezQgeA.seyeB ; 
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eben so auch die Gebände, sie nögen Nameu 
habeQ, wie sie wollea, und selbst Kirchen, die 
auf dem Crunde und Boden des Staates stehen, 
dürfen nicht ausgenomQien seyn. Dafür aber 
müfsten keine Zehenten, kein Handlohn, keine 
Gülten, kurz durchaus keine weitern Abgaben 
auf liegenden Grinden mehr Statt finden , sie 
müfsten alle erlassen und überall volle Freiheit 
gestattet seyn. Man könnte hier, einwenden, 
der Staat habe alsdann keine eigenen Natura- 
lien, um seine Diener damit besolden zu kön- 
nen, und in unfruchtbaren fahren oder bei Mifs- 
" wachs könnte der Staat Gefahr laufen , in Noth 
und -Theuerung versezt.zu werden, weil eine 
gut eingerichtete ^taatswirthschaft dafür sorgt, 
dafs eine gewisse Summe Naturalien so lange 
vorräthig liegen bleibe, bis man des nächsten 
Ernte-Segens bestimmt versichert sey. Der erste 
Einwand ist gleich gehoben. Man gebe den 
Staats -Dienern keine andere als Geld-Besoldung^ 
aber vollkommen hinlänglich, das heifst, gut^ 
wovon er sich no<^ für sein und seiner ^rau 
Alter so viiel zurück legen kann, dafs sie^ im AI^ 
ter davon leben können, fension ist eine Gna- 
den^ache, ,die 4er ehrliche Staats- Diener, der 
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dem Staate seine Kräfte aufgeopfert hat, nicht 
anzurufen, nöthig haben soll. Sie ist nur fül' 
einen Staats - Diener, der durch Krankheit oder 
Unglück zur Arbeit unbrauchbar geworden, oder 
für dessen Wittwe und Kinder, wenn er jung 
gestorben ist, tauglich und geschickt Ich 
habe mich oben schon ausführlicher darüber 
erklärt.^ 

Der zweyte Einwand kann dadurch ge« 
hoben werden, wenn man die Einrichtung trift, 
dafs entweder Magazine errichtet werden, oder 
jede Gemeinde im ganzen Staate einen Frucht- 
Vorrath habe, wozu jeder Bürger seinen Antheil 
in Natura hergibt. So bald man nun den Ernte- 
Segen des nächsten Jahres siehet, und er so weit 
gekommen ist, dafs er keiner Unfruchtbarkeit 
noch eines Mifswachses mehr ausgesezt ist, so 
werden im ersten Falle die Früchte vom Magä« 
tine abgegeben , und im zweyten Falle erhält 
jeder Bürger seinen Antheil wieder zurück, wo- 
von der Abgang nicht beträchtlich seyn kann. 

Die tweyte Gattung Steuern, nemlich die 
Gtwerbs - Steuer, kann' nur nach Klas- 
sen fest gesest und erhol^cti werden , well hier; 
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dBi reine Einkommen des Bürgert bestimftit ttk 
erfahren, theils nicht wohl möglich ist, IheiU 
die I^achsuchungen desselben eben diese Folgen 
hervorbringen würdenf, die oben von der Be- 
steuerung der Geld - Kapitalistea oder des Ver- 
mögens angeführt worden sind. Es kannten 
vdafür vier Klassen, nemlich die. köchste, 
minder hohe, mittlere und die niedrig- 
ste Klasse, bestimmt werden. Jedes Gewerbe wird 
jaach einer der vier Klassen bestimmt angelegt, 
welche Abgabe dem Staate zu Bestreitung seiner 
Bedürfiiiise gewifs, bestimmt und unmit- 
telbar eingehet. Da sie mit der vorigen Gat- 
tung der Steuern gemeinschaftlich den yprschufs 
der Staats -Bedürfnifse zu Übernehmen hat, so 
wird ihre Besteuerung nach Verhältnifs gegen 
die Klasse der Landleute fest gesezt. Dafür 
aber bleiben alle ersten und nothwendigsten 
Lebens- Bedürfnifse, alles, was nicht zum Ver- 
gnügen, Pracht und Luxus gehöret, von allen 
Abgaben oder Auflagen befreyet,. und es mufs 
im ganzen Staate volle Freiheit im Handel und 
Wandel gestattet seyn-; denn betra^chtet man es 
genavt, äo sind die&e Gewerbs- Steuern fi- 
feottiak Auch nur KonAiuntioBa-Stettei;»^ derea 
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Betrag von der Gewerbs- Klasse nur vorgeschos- 
■en , und am Ende von dem lezten Abnehmer 
oddr Verzehrer entrichtet wird. Selbst die 
Steuern auf liegenden Gründen werden am Endcf - 
eben so vom leeten Abnehmer wieder erstattet: 
£s ist dah^r blofs allein davon die Rede, wie 
der Suverän unmittelbar und am sichersten we^ 
gen den Staats -Bedürfnifsen gedeckt, und dafs 
die Crhebungs - Art weniger umständlich und 
kostspielig sey. Durch bestimmte 'und gewifse 
Abgaben , wo die Willkür des Verzehrenden 
keine Lücke und keine grofse Veränderung ma^ 
chen kann, -ist der Suverän olfenbar mehr ge- 
deckt, als durch die eigentliche Konsumtion, 
denn er kann durch diese Besteuerung auf eine 
bestimmte Summe Staats- Einkommen mit Sicher'- 
lieit rechnei^. Die Landrente allein hi 
nicht im Stande den ganzen Vorschufs zu prasti« 
ren, kömmt ihr aber die Gewerb-Steuer mit den 
beiden andern Zweigen der Befriedigungs -Mittel 
SU Hülfe, so können alle zusammen doch zurei-* 
chen, den Vorschufs zu leisten« In diesem Falle 
wird dann freilich keine solche eigentliche Rück- 
sicht auf das reine Einkommen der Gewerbs- 
Klasse genommen ^ wie es bei der 'Landrente ge- 
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den Regalen hier weiter nichts mehr lu'erin» 
nern^ als dafs der Suveran bei solchen , welche 
tu den noihwendigsten Lebens • Bedttrfnifsen ge- 
hören, wie z. ß. das Forst- Salz* und Mttnz-Regal^ 
keinen Mifsbrauch mache, weil er Meister des 
Preises davon ist, und das erstere und leztere 
nicht- wohl in Privathände gegeben werden 
kann.' 

Diejenigen Konsttmtions-Stenern hin- 
gegen, welche nicht für unumgängliche Bediirf- 
nifse einbs Jeden angesehen werden können', 
und hauptsächlich nur auf gröfsere BequemlicliA ' 
keit,^ Vergnügen, Pracht und den Luxu^ gehen, 
können immer ein Gegenstand für die Staats- 
Befriedigungs- Mittel seyn, weil sie nur auf die 
bemitteltere Klasse fallen, und da es eines Jeden 
eigener freyer Wille ist, sich ihrer mehr oAer 
weniger zu bedienen, so kann er auch nicht 
über Ungerechtigkeit klagen. Würde man aber 
diese Konsumtions- Steuern zu hoch anlegen, so 
würde ihr Ertrag geringer seyn ; denn alsdann 
würde sich Jeder ihrer weniger bedieneii, in- 
dem sie zu stark in seinen Beutel griffen ; sind 
sie aber mä&ig, so lasset sich dio bemittelte 
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Klasse nicht so leicht von ihrer BequemlichkeU, 
von ihrer Gewohnheit^ von ihrem Vergnügen, 
yom Prachte und Vom Luxus abschrecken , weil 
der Aufwand h^chlt so beäeutend ist. Tn Rück- 
sicht der höhern bdet geringen Besteuerung 
könnte auch noch ein Üntcrsfchied gemacht wer- 
den, unter solchen Waaren^ welche im Lande 
verfertiget, tind unter solchen, welche vom Aus- 
lande eingeführt werden. Wer nicht mit deneuf 
die im Lande hervor gebracht werden, Zufrie- 
den seyn will, ma^ auch die ausländischen höher 
bezahlen. 

Auf diese Weise wären die etats - mäfsigeii 
Staats -Bedürfnifse, worunter immer eine be- 
stimmte ISuihme eines Staats -Schatzes für unvor- 
hergesehene Fälle begriffen seyn könnte , hin- 
länglich gedeckt, das ganze Besteuerungs- und 
Eriiebungs - System könnte sehr' vereinfacht wer- 
den, und völlige Freiheit im Handel und Wandel 
würden die wohlthatigen Folgen davon seyn, 
und. sicher den National- Wohlstand vergröfsern. 

Der Einwurf, dafs durch Anlegung der Ge- 
werb - Steuer diejenigen Gewerbe, welche' 
a^ch mit der Produktion der si> eben erwähntea 

10 ' 
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XonsumtioDs- Steuern beschäftigen, doppelt be*- 
steuert würden , ist allerdings noch in Befrach- 
tung zu ziehen; allein da er nur die vermögende 
Klasse , welche doch immer am, Ende alles ent- 
richten mufs, trift, und man ohnebin die ma- 
thematische Gleichheit nie in einem Staate ein- 
führen kann, auch dergleichen Artikel, der Kon- 
sumtion mit Recht höher angelegt seyn sollten, 
und in vielen Staaten mehr als zweyfach ver- 
zollt und verakzisirt werden, so kann man schon, 
als eine Sache, die nicht anders gehoben werden 
^ kann , davon absehen , und es kann auch Über 
keine Ungerechtigkeit geklagt werden, weil e& 
von der Willkür j^nes Jeden abhängt, sich ihrer 
mehr oder weniger, nach Gefallen, zu bedienen* 

Bedenkt man nur die unendliche Menge 
Abgaben , ihre vervielfältigte Verschiedenheit 
und das Personale, welches zu ihrer Einsamm- 
lung und Erhebung nOthig ist, auch die erstaun- 
lichcfn Arbeiten» die dazu erfordert werden, 
und die grofse Mühseligkeit, welche mit dem 
dadurch so verwickelten Rechnungs- Wesen ver- 
knüpft i^t, so sollte man mit der gröfsten Kraft- 
Anwe;idu»g auf V'ereiniachung der Staats-Ab- 



w X47 — 
gaben und des zu ihrer Erhebung nOthigen Per- 
sonale dringen. 

Wir wollen nur einmal ganz kurz die Preus- 
sischen Staats -Gefälle in die UebersicHt nehmen, 
welche von den Domänen und den übrigea ün- 
terthanen eingezogen werden: 

A. Von den Domänen, ^ 



I. Fixirte Kontribution. 
.2. Remissions- Geld 

3. Hufenzins, 

4. Grundzins, 

5. Wiesezins, 

6. Krugzins, 

7. Fischereyzins, 

8. Silberzins, 

9. Hühner, 

10. Eyer, 

II. Getreide 
a, Rocken, 
i. Gerste, 1 
c. Haber, 

12. Quarte, 

13. ^k*auereyzins, 

14. BrennereyzJBS^ 



tion, 1 



Kriegs -Gefälle. 



beständige 
Gefälle.^ 



15. Freyhufenzins y 

16. Vopwerkskanon , x 



bestän di^q 
Gefälle, 



unbeständige^ 
Gefälle. 



17. Kampenzii^s, 

18. an Schulgelde, 

19. von Weidhänainelny 
SO. von Lämmern . und 

Fleischzehn ten, 

ai*. an Brau- und Darr- 
. gelde, 

22, an ZolJi und Ablage- 
geldern , 

23» an kleinem Zinse, 

34. an Frohndiensten 
a. von einen) Bauern, 
&. Yon einem Kossäten,,. 

c. von einena I^albei^ Kossäten, 

d. von Hauslern und Hausleuten. 

25. ' die unendliche Menge der Ai'beiten,; 
welche das Rechnungs. - Wesen , die 
Fraktionen zur Bestimmung der Kör- 
ner und derEtate^ die Berechnung der 
Ei^nsaat, der Ernte, und des* Flächen- 
Inhaltes., auch der vers^chiedenen Vieh- 
zucht, dip ' Fach( -. Anschläge der Bier- 
brauereyen , der Branntweinbrenner 
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yeycn, jder Ziegelhrenoereyf n, der Kalk^^ 
brennereycn, der Potta'schesiedereyen, 
der Glasbrennereycn , der Getreide- 
Schneide- Oehl- und Papiermühlen, dpr 
5een-r nnd Karpfenteich^ etc. ferner die 
Remisaionsfälle an Mifswachs, an Vieh-^. 
sterben, yeriirsa^li^B. 

B. Ausden Steuern 

1. Lehenritterpferdgeld, 

2. Die Kontribution, Ifufeusteuer oder Land. 

Steuer, / 

3. Schlo4)Bbau - L^gationsg^ldcr,^ 

4. die Steuern der Fischer ^ Hirten ^ l^rüger, 
Schmide^ Müllen etc. 

5. Viehsteuern,^ 

6. General - Hufen - Sdiofs-Anlagen 

7. unfixiirte Personalsteuern ,^ 

8. Malz- und Tranksteuernjt 

9. Allodifikationszinsii 

10. Fourage- und Servisgdder,. 

11. die Prozente» wehjhe die Yfrschitdcueft^ 

Guter verschiedcft bezaUen, 

12. r^ahrungssteuern, 

13. Haussteuern^ 
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14. Ackersteuem, ' 

15. andere GrundstttcksCeuero, 

16. Stcuerzutotz oder Augment, 

17. Landschaftliche Kontribution, 

18. Kavallerie- Verpflegungsgcld, 

19. Hufen- und Giebelschofs 

20. Kriegesmeize oder Kriegsmetzkdrngeld, 
2T. Natural - Fouragelieferung , 

22. Potsdamische Bettgelder, 
23* Brauzinse, 

24. Schäferschattenhufengeld; 

25. der Kopf- Hom- und Klauenschois, 

26. Schutz- und Nahrungsgelder, ' 

27. Bienenzins. 

V 

98' allgem^eine Landespflichten in Kriegs- und 
Fried enszeiten^ 

a, Vorspann, 

h, Einquartierung, 
2$. Accise 
. a, vom Getreide, 

h. vom Scharren- und Hausbacken, 

t. Weizen mehlsteuer, 

d. Mehlaccise, 

€. vonj Getränke^ 
I, vom Bier, 
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2. vom Branntwein, 

3. vom Wein, 

ec, Land weinen, 
ß, auslä'ndische, 
^ I. ordinäre, 

2. feine, 
/. vom Essig, Thee, Chokolafe, 
g, von der Fieischkonsumtion, 
h. von allen Übrigen Viktualien, Specerey'» 

Material- und Apoihekerwaaren, 
«• von kaufmännischen 'Material- Manii- 
faktur- und Fabrikwaaaren, 
hiezu n;Lufs man rechnen 

30. die Accisehäuser , HandlungspackhOfe, 
Thorschrfeibereyen, Zollhäuser etc. 

31. die hiezu erforderliche Menge Beamten, 
Schreiber und Einnehmer und 

32. die grofse Arbeit des Rechnungs-Wesen, 
der TabeUen, Tatiffe und Verordnungen. 

C. Aus der Ziese oder Traaksteuer 

1. das alte Biergeldi 

2. das neue Biergeld^ 

3. das Einlagegeld« 
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D. Aus deü Zöllen. 

X. Landzoli) 
■ a. Wagezoll, 

3« Peichselzoli,' 

4. Grenzzolly 

a. i£ingang&«< ^ 

h. Ausgangs- f Zoll j 

c. Durci^gangft- 

5. kornzoli^ 

6. Dammzolly 

7. Viehzollj 

^. JudehleibzoU, 

p4 Wasserzoll, , 

d. Brückenzolli 
l, Fährgeld^ 

c. Schleusen - iCanalzol], 
^d|. Hs^Veni- Und Ankergelder, 

e. Mauthen etc. etc. 
io. Wegezoil» 

ili Iifetrosen- Fuhroiahns- und PferdezoH, 

12. Niederlagegelder, 

1 3. Wagegelder, 
14» Ansägegelder, 



E. ÄcJ^er- Wiesen- Garten- und 

.. . * ' * ^ 

Viehsteüer in Städten. 

F, Theils. zur Accise gezogeNpe^ 
tbeils anderie Neben steuern 

i* Ergänzüngsaccise^ 
2* Nachsphufsaccise, 
3* Üebertragungsaccise, 
4. Fixaccise^ ' 
5*Jnipost 

o. auf Gegenstände des Luxus oder Auf-« 
schlagsimpost , 

}f. Biankoimpöst. 

6. A^eciseabj^abe der Handwerker des plat- 
' teh Landes führ un versteinerte Materialien i 

als äie Abgaben 
a. der Müller, 
(. der Lieinweber, , 

c. der Schneider, 

d. der Rademacher, 

e. der Schmide. 

7. Losungsaccise, 

8- Gefälle der Mt^hleiiwageai 
9. dav Zetteigeid, '^ 
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10. Siegelung und Stempelung der WaiH 

ren , 
lI.'Abschofs von Erbschaften (GabeUa here- 

j djtaria), 

12. Abzugs - Abfahrtsgeld (Gabella semigra* 
tionis) 5 

EU diesen Gefällen mit ihrem Personale, ihren 
Arbeiten, Rechnungen, Regist'ern', Ta- 
bellen, Ordnungen, kommen noch: 

, I. die städtischen Polizey-R egister, \^eU 
che von allen diesen Accise- und Zoll- 
Abgaben geführt werden müssen, 

\ a. die Bevöl k er u ngs *• Listen, 

3. die Tab eile n über das Manufakturr 
und Fabriken-Wesen, und was der- 
gleichen noch mehr ist. 

Welchen ausserordentlichen Aufwand von 
Kosten , von Mühe und von Arbeit erfordert 
nicht die Erhebung aller dieser Staats *- Gefalle P 
Welch eine Menge von Beamten müssen nicht 
für 'ihre Erhebung , Verrechnung unrf deren 
ganze Tendenz angestellt und besoldet werden? 
£ben diese grof^e Summe mufs auch auf den 
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Staatsbürger fallen, weil er neben dem Staats* 
Aufwände noch die groise Anzahl der nölhigen 
Beamten bezahlen mufs. Alle diese angeführten 
Abgaben fallen immerhin entweder auf die 
Landrente, -oder auf die Konsumtion, also ent- 
weder auf diejenige Klasse, welche sich mit der 
Landes- Produktion beschäftiget, oder auf die 
Gewerbs- Klasse, und diese beiden Klassen 
machen eigentlich doch den direkten Vorschufs. 
Ej ist auch einerley, ob diese Klassen nur in 
drey Steuern,, die als'ann höher sind,^ oder in »o 
riclerley Gegenständen bezahlen; >venn sie ein^ 
gleiche Summe doch bezahlen müs::en. Wenn 
man dem Bürger beweiset, dafs er nicht mehr 
Qjiler vielleicht gar den Theil der ersparten Er- 
hebungs- Kosten weniger entrichten darf, so 
^vird es ihm einerley seyn, ob seine Abgaben 
nur einen, zwey oder drey Namen haben, oder 
viele, wenn es ihn im Ganzen nur keine höhere 
Summe trift. 

Wenn hingegen die Besteuerung einfach ist^ 
die kaum des dritten Theils der Beamten be- 
darf, so müssen noth wendig die Abgaben der 
Bürger weniger betragen, und wiJl der Suveräin 



auch das nicht, was abff doc^ hillig wSre, so. 
kömmt doch diese Snmm^ für die wenigevn Be- 
amten seiner Kasse zu gut. Freilich, wo der 
Suverän Organisation über Organisation ni%pht, 
seine Beamten immer noch vermehrt, uud eine 
der Welt in die Au^en fallende, recht grofa 
acheinende und den Geschäftsgang in grofse Um- 
wege bringende Einrichtung fest sezt , ds^ wird 
gerade das Gegentheil erzielt. Der Bürger mufa 
alsdann weiter entrichten, und diese Entrich- 
tung wird ihm an seineni reine.n Einkommen 
geraubt. Nach und nach aber, wird alsdann 
auch der National -W oh btand abnehmen, und 
Armuih , Mifsmuth und Trägheit an seine Stelle 
Rücken. 

Noch ein Haupt- Yortheil ut hier, xu ^rwäh-i 
Ben, der nicht weniger Rücksicht verdienet. 
Wenn die Abgaben zum grOisten Theile, wie 
diese zulezt beschriebenen, auf die Konsumtion 
gelegt sind, so können sehr viele Unterschleife 
und Betriegereyen vorgehen , weil mau schlech- 
terdings die Verzehrung , welche yon der Will- 
kür jedes Eioi^elaeo abhängt, nich^ bestimmt 
wissen kann; diese würden daher nach unserm 
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Vorschlage uoterbl^iben. Die Rechnungt-£in^ 
richtung, welche in Preussen ein Meisterstück 
ist, und allen Regierungen zum Muster empfoh- 
len werden kanit , mag auch so gut seyu , als sie 
will, so wird die Mfnge der Verzehrende^ 4ie 
Schleichwege, welche unter dem SchwaU so un- 
endlich vieler und verischied^ner Staats «Gefälle 
gern vq^gehei^ ktSnnen, leicht decken helfen, 
weil nicht nachgerechnet werden kann, was 
die fähriiche Verzehruug beträgt. Die genaueste 
Kontrole, die strengsten Verordniingen und die 
beste Rechnungs- Einrichtung wird nimmer hin- 
It^nglich seyn, den Schleichwegen und Betriege« 
reyen vorzubeugen , weil diese Staats-Gefalle zi^ 
heterogen, zu viel, und yon zu weitem Umfange 
sind. 

Die Men^e^der DK>manen^ welche, ycrpach» 
tet sind, würden nach obigen Grifndsä'tzen die 
Erzeugung der rohej;i Landes- Produkte sicher 
vergröfsern , w^enn sie den ^ Landbebaueri\ als 
Eigen^hum überlassen wä^en ; also der. Staat 
durch die gröfsere B,evölkerung, die er alsdann^ 
ertragen konnte, vnd .durch das damit vcrbun* 
dene grüCsere reine Sinkommea der Bürger 
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acinc innpre kräfte, seine Macht und sein ci-^ 
genes' Einkunimen unstreitig vermehren. 

Man kann mit Recht annehmen, dafs in 
einem Staate, wo eine so ungeheure Menge 
heterogener Abgaben Statt findet, kein auf das 
reine Einkommen und auf den Wohlstand 
berechnetes Finanz »System fest gesezt, und der 
Staats - Aufwand nicht nach dem gerechten 
Staate - Einkorn tuen abgemessen , sondern nur 
das Staats - Einkommen auf immerwährende 
Vergröfser.ung abgenommen sey, und dies ist' 
nach unserm Ermessen ungerecht. . Der Staats- 
Aufwand mufs nach dem reinen Einkommen 
der Bürgei" bestimmt seyn, er mufs noch ein^ 
Bedeckung für unvorhergesehen«* , Falle begrei- 
fen, aber diese unvorhergesehenen Falle müs- 
sen nicht zu hoch, sondern nur verh alt uifsm as- 
sig 'angenommen seyn, und^ nur nach, einem 
solchen Systeme müssen die Abgaben der BUr<p 
ger fest gesezt werden» Mit dem Einkommen 
in die Kasse des Suverans , wenn es zu grof» 
ist, und die$ zu Grofse in deu Händen der 
Bürger g<»blieben wäre , hätten dieselben ihr 
lii^enes reines Eiukouimea durch Industirie ver^ 
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gröfsern, und also ihren Wohlstand vermeh- 
ren können. Je gröfser. der Wohlstand 
und Nation al-Reichthum i»t, je rei- 
cher und ^röfser i^t auch der Su- 
verän. 



Verbesserungen. 

Seite 63 Zeile 1 5, statt nach Wieder*- Erhaltung 
seines angewendeten JCapitals lies; 
seiner gehabten Auslagen. 
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